


Erst der Tod des achtlahrigen Oliver 
Ludwlg, der beim Spielen mit Munition, 
die der Junge auf dem Gelande der 
sliligelegten ChemiefabrIk Stoltzenberg 
In Hamburg-Eidelstedt gefunden hatte, 
ums Leben kam. deckte einen "kaum 
vorstellbaren Skandal " (so Hamburgs 
2. Burgermeister Helga Elstner) auf: 
Unter freiem Himmel lagerten Hunderte 
von Kisten ; auf dem morschen Holz 
klebten Zettel mit dem Totenkopf-Sym­
bol " Gift Aus halbverrosteten Tonnen 
traten die verschiedensten Chemikalien 
aus, In einem alten HelzoUank wurden 
Tausende alter Nebeltopfe gefunden. 
Insgesamt kamen eiligst herbeigerufene 
Experten auf 61 Substanzen, von denen 
manche extrem glfllg sind . 

Mit der Bergung begannen der stad Ii­
sehe Munillonstrupp und Bundeswehr­
SpezIalIsten aus Munster-Lager Ein 
fruherer Mitarbeiter der Firma Infor­
mierte den Krisenstab, daß bel Stolt­
zen berg auch mit den Nervengasen 
Tabun. Sarin und Soman experimentiert 
worden sei. Dank semer genauen Auf­
zeichnung konnten acht Granaten mit 
Tabun gefunden werden , und zwar 
in einer verfallenen Toilette hinter eini­
gen Flaschen Brennsplntus versteckt 
Zwei Granaten waren bereits so verrol­
tet. daß sie erst vorsichtig mit einer 
GIpsmanschette geSichert werden muß­
len, ehe sie per Sondertransport ins 
Bundeswehrdepot Munster-Lager ge­
bracht werden konnten. Außerdem fand 
man noch 30 lIler Nervengase In Fla­
schen Nach Angaben der Chemiker 
kann ein Kilogramm Tabun beim Ver­
dunsten 200 000 Menschen toten, die 
Gase Sann und So man Sind noch we­
sentlich gefährlicher. 

Wahrend der Bergungsarbeiten wurden 
die Bewohner der umliegenden Hauser 
evakUiert Zeitweise konnten nur jeweils 
vier SpeZialisten In ABC-Schutzanzugen 
und mit Atemschutzgeraten auf dem 
Gelande arbeiten , da man Explosionen 
befurchlete, Und sie mußten In kurzen 
Fristen Immer wieder abgelöst werden , 
da aus verschiedenen Behältern hoch­
giftige Phosgen-Gase austraten Behal­
ter. gefullt mit mehreren Tonnen Zlnk­
schlamm, mußten Stuck fur Stuck 

durchsucht werden , weil in dem 
Schlamm noch Sprengkorper steckten. 
Insgesamt wurden uber 120 Tonnen 
Gift und ExplOSivstoffe abtransportiert. 

Daß bel der Firma Stoltzenberg mit 
großer Sorglosigkeit gearbeitet wurde, 
ISt bereits seit dem 20. Mal 1928 be­
kannt. als bei einer Explosion eines 
Behalters mit Giftgas zehn Menschen 
starben und 200 verletzt wurden . Da­
mals sagte der SPD-Abgeordnete Dr. 
Haubach in einer Sitzung der Hambur­
ger Burgerschaft: "Wie Ich inzwischen 
erfahren habe. hat bereIts zu BegInn 
des Jahres eine ReIhe Hamburger Be­
horden und aufsichtsfuhrender Organe 
dIe Art und Weise bemängelt, wie Herr 
Dr Stoltzenberg die Auflagen ausge­
fuhrt hat, die Ihm von den Behorden 
auferlegt wurden , DIe erste Behorde 

In diesem völlig 
verrosteten Heizöl­
tank lagerten Tau­
sende von Nebel­
topfen. 

Der ABC-Einsatz­
Zug der Bundes­
wehr auf dem Ham­
burger Firmenge­
lände; im Vorder­
grund ABC-Schutz­
anzüge, die zum 
Trocknen aufge­
hangt sind. 

war die Feuerwehr, die festgestellt hat: 
Hier sind verschiedene Dinge nicht 
In Ordnung " Und Dr Rosenbaum 
(DDP) meinte : " Wir haben von der 
Pohzelbehorde geh ort, daß die Gefahr 
beseitigt ist, daß das Gas schleunigst 
aus Hamburg entferni und vernIchtet 
und in Zukunft niemals wieder die Er­
laubnis erteilt werden wird , Giftgas im 
Hamburger Staatsgebiet zu lagern. 
Damit steht fest. daß diese furchtbare 
Katastrophe in Hamburg Sich nicht wie­
derholen kann ." 

Die Untersuchungen der EreIgnisse 
Im Jahre 1979 sind noch nicht abge­
schlossen , ledoch ISt jetzt schon sicher, 
daß das " Erbe" der stillgelegten Ham­
burger FIrma Polil1ker und Verwaltungen 
Intensiv beschäftigen wird. wIe schon 
einmal - vor 50 Jahren. 
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Autobahnbrücke eingestürzt 

Ein schleudemder Sattelschlepper hat 
Ende September auf der Autobahn 
Ruhrgebiet-Hannover in der Nahe von 
Dortmund eine über die Autobahn füh­
rende Brücke so heftig gerammt, daß 
sie einstürzte und die Fahrbahn blok­
kierte. Pkw-Fahrer, die nicht mehr voll 
abbremsen konnten, fuhren in die 
Trümmer. Dabei kam ein Mann ums 
Leben, sechs weitere mußten mit zum 
Teil schweren Verletzungen in Kranken­
häuser gebracht werden. Der Fahrer 
des Sattelschleppers kam mit dem 
Schrecken davon. Unser Bild zeigt im 
Vordergrund den umgestürzten Sattel­
schlepper unter der Brücke . 

Weißbuch: 
auf Katastrophenschutz, 
Schutzbauförderung und 
Verteidigungsreserve 
konzentriert 

Im " Weißbuch 1979 zur Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland und zur 
Entwicklung der Bundeswehr" ist auch 
der Bereich der zivilen Verteidigung 
angesprochen . Es heißt dort: 
"Die militärischen und die zivilen Vertei­
digungsanstrengungen der Bundesrepu­
blik Deutschland sind die untrennbaren 
Teile der Gesamtverteidigung. Militäri­
sche Verteidigung im Rahmen der 
Nordatlantischen Allianz schützt Le­
bensordnung und Territorium der Bun-
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desrepublik Deutschland gegen Bedro­
hung von außen. Zivile Verteidigung 
hält Staat und Regierung funktionsfähig, 
schützt und versorgt die Bevölkerung, 
unterstützt die Streitkräfte. Ziel der Ge­
samtverteidigung ist es, Abschreckung 
durch militärische und zivile Verteidi­
gungsanstrengungen glaubhaft zu ma­
chen und SO Krieg zu verhindem. 

Beide Aufgaben - militärische und zivile 
Verteidigung - müssen aufeinander 
abgestimmt erfüllt werden. Bei der Viel­
zahl der Aufgaben in der zivilen Vertei­
digung konnte nicht alies gleichzeitig 
vorangetrieben werden . Die Bundesre­
gierung hat daher ihre Anstrengungen 
auf die Gebiete mit dem größten Nach­
holbedarf - Katastrophenschutz, 
Schutzbauforderung, Zivile Verteidi­
gungsreserve - konzentriert." 

Kritik an diesen Ausführungen der Bun­
desregierung ubte der CDU/CSU-Bun­
destagsabgeordnete Paul Gerlach, der 
als Vorsitzender der Arbeitsgruppe 
" Gesamtverteidigung" seiner Fraktion 
im Pressedienst der CDU/CSU erklärte: 

" Angesichts der in diesem Weißbuch 
durch die Bundesregierung zugestan­
denen Bedrohungslage für unser Land 
und unsere Bevölkerung muten die 
Aussagen zur zivilen Verteidigung wie 
Hohn an . Ganze 18 Zeilen sind der 
Bedeutung der ,Gesamtverteidigung' 
gewidmet. Keine Aussage über eine 
erforderliche Neukonzeption, über ver­
besserte Abstimmung und Zusammen­
arbeit ziviler und militärischer Verbände, 
durch die militärische Verteidigung 
glaubhaft gemacht werden kann. 

Statt dessen Ausflüchte und Beschöni­
gungen. Das Stichwort Konzentration 
muß zur Verdeckung eines tatsächlichen 
Abbaus der Zivilverteidigung herhalten . 
Bei all den vielen Graphiken hätte eine _ 
über die Relation der Ausgaben für 
Zivilverteidigung zu denen für die militä­
rische Verteidigung für jedermann sicht­
bar das Dilemma offengelegt, in dem 
sich die Bundesregierung befindet ... 
Wie mit den geringen Mitteln, die im 
Bundeshaushalt 1980 für Katastrophen­
schutz, Schutzbauförderung und Zivile 
Verteidigungsreserve ein ,Nachholbe­
darf' auch nur in Ansätzen befriedigt 
werden kann, bleibt das Geheimnis 
der Bundesregierung ... " 

THW unterstützt Bergung 
eines antiken Schiffes 

Mitte September wurde mit der Bergung 
eines rund 1000 Jahre alten Schiffes 
begonnen , das erst kürzlich von Sport­
tauchern in der Ostsee entdeckt worden 

ist. Das etwa 15 Meter lange Schiff 
liegt nur rund zwanzig Meter vom Ufer 
in der Nähe des Ferienzentrums " Damp 
2000" (Kreis Rendsburg-Eckemförde) 
entlemt auf Grund. Zur Zeit wird das 
antike Gefährt unter Wasser vom Sand 
befreit. Wie unser Bild zeigt, ist auch 
das THW tatkräftig im Einsatz, um den 
wertvollen Fund sicherzustellen. 

Neuentwickelter Rettungs­
wagen SAVE geht in die 
praktische Erprobung 

Der Parlamentarische Staatssekretär 
im Bundesministerium für Forschung 
und Technologie, Erwin Stahl, übergab 
am 18. September 1979 im Schulungs­
zentrum des Deutschen Roten Kreuzes 
in Meckenheim-Merl bei Bonn Proto­
typen des neu entwickelten Rettungs­
wagens SAVE (Schnelle ambulante 
vorklinische Erstversorgung) an seine 
zukunftigen Benutzer. Die Prototypen 
sollen von den führenden Organisatio­
nen des Rettungsdienstes - Arbeiter­
Samariter-Bund, Deutsches Rotes 
Kreuz, Feuerwehr, Johanniter-Unfall­
Hilfe und Malteser-Hilfsdienst sowie 
der Bundeswehr - in 19 Städten der 
Bundesrepublik ein halbes Jahr lang 
unter verschiedenartigen Einsatzbedin­
gungen praktisch erprobt werden. 

Das Bundesministerium für Forschung 
und Technologie (BMFT) hat die Ent­
wicklung des neuen Rettungswagens 
SAVE bisher mit 11 ,3 Mio. DM geför­
dert. AngeSIChts der jährlich rund zwei 
Millionen Notfalleinsätze ist es, wie 
Erwin Stahl bei der Übergabe der Fahr­
zeuge betonte, auch eine wichtige Auf­
gabe der staatlichen Forschungs- und 
Technologiepolitik, leistungsfähigere 
und wirtschaftlichere Rettungs- und 
Notarztwagen zu entwickeln. Die we­
sentlichen Vorteile des Systems SAVE, 
das auf einer konsequenten Trennung 
von Großserien-Trägerfahrzeug und 
fast autonomer Rettungseinheit ausgeht, 
sind zusammengefaßt u. a. folgende: 
doppelte Lebensdauer bei geringeren 
Investitionskosten, besserer Fahrkomfort 
mit reduzierter Geräusch-, Schwin-



gungs- und Temperaturbelastung, ge­
steigerte innere Sicherheit für Personal 
und Patient, teilweise höhere Motorlei­
stung und damit kürzere Anfahrtzeiten , 
erhöhte Mobilität der Ausrüstung. Wie 
Stahl erklärte, verspricht sich das BMFT 
von der praktischen Erprobung wichtige 
Hinweise tür eine spätere Serienferti­
gung des neuen Systems im Interesse 
aller Bürger, die einen leistungsfähigen 
ReNungsdienst erwarten . 

Explosion in Hallenbad 

Sechs Badegäste des Hallenbades 
in DiezlLahn wurden am 4. September 
bei einer Explosion in dem Gebäude 
schwer verletzt und mußten mit Hub­
schraubern in Spezial kliniken gebracht 
werden. Ein Badegast ertag seinen 
Verletzungen. Das Schwimmbad wurde 

Hurrikan verwüstete 
karibische Inseln 

Über 3000 Todesopfer forderte der 
Hurrikan " David", der Anfang Septem­
ber mit Spitzengeschwindigkeiten von 
über 400 Stundenkilometern über die 
Inseln der Karibik raste. Die Zahl der 
obdachlos gewordenen Menschen wird 
auf über 100 000 geschätzt, die Höhe 
der Sachschäden geht in die Milliarden. 

Am schlimmsten wurden die Inseln 
der Dominikanischen Republik betroffen. 

Präsident Antonio Guzman mußte die 
gesamte Republik zum Notstandsgebiet 
erklären und verhängte ein nächtliches 
Ausgehverbot. In den Straßen patrouil­
lierten Soldaten , um Plünderungen zu 
verhindern. Schwer betroffen wurden 
auch die Inseln Dominica und Puerto 
Rico. Nach amtlichen Angaben wurden 

kurz nach t 3.00 Uhr von einer heftigen 
Detonation erschüttert; die etwa zehn 
Meter hohe und 30 Meter lange 
Schwimmhalle wurde völlig zerstört. 

Ein Teil der Decke stürzte in das 
Schwimmbecken. Rund 15 Badegäste 
befanden sich bei der Explosion in den 
Umkleideräumen und blieben unvertetzt 

Kurz vor der Detonation hatte glück­
licherweise eine Schulklasse das Bad 
verlassen. 

Die Feuerwehr begann sofort, das Was­
ser abzupumpen in der Befürchtung, 
am Beckenboden weitere Opfer zu 
finden. was jedoch nicht der Fall war. 

Die gen aue Ursache des Unglücks 
konnte noch nicht festgestellt werden . 
Man vermutet, daß die Erdgasleitung, 
an die das Bad angeschlossen war, 
explodierte, oder daß das Erdgas in 
der Leitung verpufft war. 

allein auf Puerto Rico 20000 Menschen 
obdachlos und mußten in Notlagern 
untergebracht werden. Ein DriNel der 
drei Millionen Bewohner des Inselstaa­
tes war ohne Versorgung, Strom und 
Wasser. Auf Dominica wurden von 
81000 Bewohnern 60000 obdachlos. 
Regierungschef Oliver Saraphin richtete 
einen dringenden Appell an die WeItöf­
fentlichkeit, den Opfern der Katastrophe 
zu helfen. Er forderte alle Staaten und 
die Vereinten Nationen auf, Lebensmit­
tel, Medikamente, Brennstoff und Ärzte 
auf die Inseln zu schicken. 

Der Gouverneur von Florida ordnete 
die Evakuierung der Bewohner der 
Inseln vor der Südküste Floridas an . 
In der Region um Miami wurden 50 
Zentren für die evakuierten Bürger ein­
gerichtet, es kam zu Hamsterkäufen. 
Die Bevölkerung stürmte Einkaufszen-

tren und die wenigen offenen Tankstel­
len , um sich für den Notfall mit allem 
einzudecken. Glücklicherweise drehte 
der Hurrikan aber vor der Küste Floridas 
ab und raste immer noch mit einer Ge­
schwindigkeit von 140 Stundenkilome­
tern auf das offene Meer hinaus. So 
blieben die Schäden in Florida, vergli­
chen mit den verheerenden Verwüstun­
gen in den Insel staaten, relativ gering. 

Kaum waren die ersten Hilfsmaßnah­
men auf den Inseln angelaufen, drohte 
eine weitere Katastrophe in Form eines 
zweiten Hurrikans hereinzubrechen, 
der dann aber doch nicht das schreckli­
che Ausmaß des Hurrikans " David" 
erreichte. 

Landesregierung NRW 
beabsichtigt System zur 
Femüberwachung 
kerntechnischer Anlagen 

Das nord rhein-westfälische Landeskabi­
nett hat den von Innenminister Dr. Burk­
hard Hirsch durchgeführten Notfall­
schutzmaßnahmen in der Umgebung 
kerntechnischer Anlagen zugestimmt 
und gebilligt, daß die Katastrophen­
schutzpläne allen Gemeinden innerhalb 
einer Zone von 25 Kilometern rund 
um kerntechnische Anlagen zugeleitet 
werden. Gleichzeitig hat das KabineN 
Minister Dr. Hirsch beauftragt, weitere 
Katastrophenschutzmaßnahmen , die 
sich aus dem Kernreaktor-Unfall in 
Harrisburg ergeben, unter Beteiligung 
der Genehmigungsbehörden mit dem 
Bund und den Ländern abzustimmen. 

Außerdem ist beabsichtigt, ein Fem­
überwachungssystem für Kernreaktoren 
in Nordrhein-Westfalen einzurichten. 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales wird beauftragt, unter 
Beteiligung des Innen ministers hierüber 
bis Ende des Jahres zu berichten. 

Um die Maßnahmen der Notfallschutz­
planung durchführen zu können, ist 
die frühzeitige Information von entschei­
dender Wichtigkeit, denn der Katastro­
phenschutz benötigt eine gewisse An­
laufzeit, da die Einheiten sich aus frei­
willigen Helfern der Hilfsorganisationen 
zusammensetzen. Stabsrahmenübun­
gen, wie sie in Höxter und Düren im 
vergangenen Jahr durchgeführt wurden, 
haben das eindeutig bestätigt. 

Die Katastrophenschutzbehörden sind 
deshalb auf die rechtzeitige und vor­
sorgliche Meldung des Betreibers der 
kerntechnischen Anlage, seiner leiten­
den Ingenieure und Schichtleiter ange­
wiesen . Vorfälle in einer kemtechni­
sehen Anlage im norddeutschen Raum 
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und in Harrisburg zeigen aber, daß 
dies nicht mit absoluter Sicherheit er­
wartet werden kann. Als ein Hilfsinstru­
ment fur den Katastrophenschutz bietet 
sich das Kemreaktor-Fernüberwa­
chungssystem (KFÜ) an. Die Einrich­
tung bedeutet nicht, daß etwa die Be­
treiber aus ihrer Verantwortung und 
aus ihrer Meldepllicht entlassen werden. 

Das Kemreaktor-Fernüberwachungssy­
stem besteht aus einer ortsfesten Meß­
stetle, die ständig den radioaktiven Ge­
halt in der Luft und in den Niederschlä­
gen erlaßt und durch Fernübertragung 
in eine Datenauswertungsanlage ein­
gibt. Wenn radioaktiver Niederschlag 
meßbar wird, wird durch die automati­
sche Rechenanlage sofort Alarm ausge­
löst. So können sich die fur die Abwehr 
zuständigen Behörden sofort auf die 
Durchfuhrung der notwendigen Schutz­
maßnahmen einstellen und entscheiden, 
ob sie Je nach Gefährdungsgrad des 
Störlalles eine Evakuierung der kern­
technischen Anlage selbst oder der 
Umgebung anordnen müssen. Hierlür 
stehen vorbereitete Evakuierungspläne 
zur Verfügung. 

Fährschiff lief auf Grund 

Das dänische Fährschiff " Winston 
Churchill" lief Ende August in der Ost­
see bei stürmischem Wetter auf Grund. 
Alle 587 Passagiere konnten unverletzt 
geborgen werden. Hubschrauber und 
Boote von Marine, Zoll und Polizei 
brachten sie an Land. 

8000 Liter Öl ausgeflossen 

Auf dem Frankenschnellweg zwischen 
Furth und Erlangen sturzte, vermutlich 
wegen Unachtsamkeit des Fahrers, 
ein Tanklastzug um. Der Fahrer und 
zwei Insassen eines Personenwagens, 
der beim Überholen von dem Lkw ge­
strein wurde, wurden verletzt. Rund 
8000 Liter öl lIossen auf die Fahrbahn, 
so daß die Strecke mehrere Stunden 
lang gesperrt werden mußte (Foto rechts). 
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Zivilschutz-Seminar 
in der Volkshochschule 

Ein dreitägiges Seminar zum Thema 
Zivil- und Katastrophenschutz veranstal­
tete die Kreisvolkshochschule in Bad 
Rothenfelde und wollte damit ihren 
Beitrag zum allgemeinen Verständnis 
der Gesamtverteidigung leisten. Der 
Schwerpunkt der Beiträge lag darin, 
der Bevölkerung zu verdeutlichen , wei­
che Aufgaben und Pllichten sie im 
Rahmen dieser Thematik hat, und einen 
allgemeinen Überblick über den derzei­
tigen Stand des Zivil- und Katastro­
phenschutzes zu geben. Zur Vorberei­
tung einer Studien fahrt in die Schweiz, 
wo Zivilschutzeinrichtungen besichtigt 
werden sollen, hielt der Generalsekretär 
des SchweIZerischen ZIvilschutzverban­
des, Herbert Alboth, ein Referat, in 
dem er den Zivilschutz seines Landes 
vorstellte. 

Blitz erschlug Reiter 
und sieben Pferde 

Von einem Gewitter wurde eine eIfköp­
fige Reitergruppe auf dem Dusseldorfer 
Standortschießplatz der Bundeswehr 
am 2. September bei einem Picknick 
am Wald rand überrascht. Als die Reiter 
versuchten, die wegen des Donnergrol­
lens scheuenden Pferde zu beruhigen, 
traf ein Blitz sechs der Reiter. Ein Reiter 
kam ums Leben , fünf wurden schwer 
verletzt. Sieben Pferde waren auf der 
Stelle tot (Foto unten). 

Notruftelefone auch 
für Bundesstraßen 

Die Deutsche Bundespost hat gemein­
sam mit Vertretern der für das Ret­
tungswesen zuständigen Landesregie-
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rungen und der Fernmeldeindustrie 
ein Notruftelefon für Bundesstraßen 
entwickelt, das bereits im nächsten 
Jahr erprobt werden soll. Der Vorteil 
dieser am Straßenrand zu installieren­
den Noruftelefone liegt darin , daß sie 
frei zugänglich sind und die Telefonver­
bindung durch Tastendruck hergestellt 
wird , ohne daß der Hilfesuchende einen 
Telefonhörer halten muß. Bei der Ret­
tungsleitstelle wird automatisch ange­
zeigt, woher der Notruf kornmt. Dadurch 
wird eine schnellere und effektivere 
Alarmierung der Rettungsdienste er­
möglicht. Das Bundespostministerium 
kann die Anlagen nicht gebührenfrei 
zur Verfügung stellen, da nach Artikel 
30 des Grundgesetzes die Einrichtung 
und Unterhaltung von Notrufanlagen 
als Maßnahme zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
in die Zuständigkeitsbereiche der Län­
der fällt. Die Gebühren werden jedoch 
so kalkuliert, daß sie nur die Selbstko­
sten der Post decken und keine Ge­
winne erwirtschaftet werden . 

Fünf Tote 
bei Erdbeben in Italien 

Von einem Erdbeben mit der Stärke 
5,7 nach der Richter-Skala wurden 
Teile Mittelitaliens in der Nacht ztim 
20. September heimgesucht. Dabei 
kamen fünf Menschen ums Leben, die 
Bevölkerung wurde durch das Beben 
in Panik versetzt. Das Beben wurde 
von Florenz über Rom bis nach Neapel 
wahrgenommen. Schwer betroffen 
wurde vor allem die Gebirgsgegend 
um die Städte Norcia und Cascia im 

32 Millionen für Brand­
und Katastrophenschutz 

Das Land Hessen stellt für das Jahr 
1979 für den Brand- und Katastrophen­
schutz 32 Millionen DM bereit. 30 Millio­
nen entlallen nach Angaben des Innen­
ministeriums in Wiesbaden auf Zu­
schüsse an Gemeinden und Gemeinde­
verbände für Investitionen auf dem 
Sektor Brandschutz. 290 000 DM erhal­
ten die Hilfsorganisationen, 300000 
DM sind u. a. für den Erwerb eines 
Strahlenschutzgerätewagens und eines 
Fahrzeugs für Strahlenspürtrupps vor­
gesehen. 1,2 Millionen DM können 
zur Verbesserung der Femmeldetechnik 
ausgegeben werden. 
Wie das Ministerium weiter mitteilt, 
werden bis Ende des Jahres die Arbei­
ten abgeschlossen sein, die es ermögli­
chen, über die Rufnummer 110 oder 
112 aus jedem der 307 hessischen 
Telefon-Ortsnetze die nächste rund 
um die Uhr besetzte Notrufzentrale 
zu erreichen. Mit 150 000 DM fördert 

-- -

das Land die Fertigstellung des Kata­
strophenschutzzentrums in Fulda. Bis­
her bestehen derartige Zentren in Hep­
penheim, Dillenburg, Frankenberg, Als­
feld und Dieburg. Ein Zentrum in 
Groß-Gerau ist im Bau. Das Großprojekt 
der Landesfeuerwehrschule in Kassel 
soll 1980 im ersten Bauabschnitt abge­
schlossen werden . Die Schule wird 
die Ausbildungsplatzzahl auf 120 ver­
doppeln . 
In Zusammenhang mit dem Katastro­
phenschutz wies der Staatssekretär 
des Innenministeriums, Dockhorn, dar­
auf hin, daß die Bevölkerung diesen 
Komplex immer noch überwiegend auf 
die leichte Schulter nehme. Als z. B. 
in Königstein/Taunus versehentlich 
über das Sirenensystem ein ABC-Alarm 
ausgelöst wurde, habe die Offentlichkeit 
überhaupt nicht darauf reagiert. Oock­
horn erinnerte daran, daß den Bürgern 
auch bei Stadt- und Gemeindeverwal­
tungen ausführliches Informationsmate­
rial über die Alarmsignale zur Verfügung 
stehe. 

1f1-'~-~~~ 
Grenzgebiet der Region Umbrien. Unser .. ' ~"''7'~~~ 
Bild zeigt die Verwüstungen, die das __ 
Beben in der Stadt Norcia angerichtet 
hat. 

Auch eine Art, 
Energie zu sparen 

Mit einem " Regionalen Pikett-Fahr­
zeug", einem achtsitzigen Spezialfahr­
rad mit schwebender " Löschmaid", 
kam eine Abordnung der Feuerwehr 
aus dem Kanton St. Gallen zum t 25jäh­
rigen Feuerwehrjubiläum nach Lindau. 
Aus Energiegründen werde man künftig 
damit zur Brandbekämpfung ausrücken, 
verkündeten die Eidgenossen, Mit ihrer 
Konstruktion erregten die Schweizer 
während des Festzuges, an dem 42 
Wehren aus den drei Ländern am Bo­
densee teilnahmen, mehr Aufsehen 
als die historischen, pferde bespannten 
Löschfahrzeuge. 

---
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Sechs Tote 
bei Hotelbrand in Amrum 

Bei einem Hotelbrand sind auf der 
Nordseeinsel Amrum Anfang September 
sechs Menschen ums Leben gekom­
men. Brandstiftung wird nicht ausge­
schlossen, da es bereits einige Tage 
vorher in dem vollbesetzten 35-Betten­
Hotel gebrannt hatte. 

Feuerwehrlehrgang 
auch für Frauen 

Erstmals fand an der niedersächsischen 
Landesfeuerwehrschule in Celle ein 
gemeinsamer Feuerwehrlehrgang für 
Männer und Frauen statt. Während 
des viertägigen Kurses wurden neun 
Feuerwehrfrauen zu Truppführerinnen 
der Freiwilligen Feuerwehr ausgebildet. 

CSU: An einem Strang ziehen 

Fragen der Zivilverteidigung behandelte 
der Wehrpolitische Arbeitskreis der 
unterfränkischen CSU in Würzburg. 

Als Gast war der verteidigungspolitische 
Sprecher der CSU-Landesgruppe, 
Biehle, MdB, anwesend ; Referenten 
der Veranstaltung waren Oberst Brücker 
und Oberstleutnant Freytag. Brücker, 
der auf eigene praktische Erfahrungen 
im Zusammenhang mit der Schneekata­
strophe des vergangenen Winters zu­
rückgreifen konnte, wies auf verschie­
dene Mängel hin , die sich in der zivil­
militärischen Zusammenarbeit ge-
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zeigt haben. Er führte aus, daß Staat 
und Bevölkerung nur dann gut geschützt 
seien , wenn die Zusammenarbeit von 
zivilen und militärischen Behörden rei­
bungslos funktioniere. Die Befugnisse 
beider Seiten seien klar abgegrenzt. 

Doch habe sich gezeigt, daß die Bun­
deswehr mit gut eingespielten Stäben 
Krisensituationen zur Zeit besser bewäl­
tigen kann. Trotz bester Vorsätze klappe 
manches wegen unzureichender Vorbe­
reitung, ungeübter Leitungsstäbe und 
vielfach nicht geklärter Zuständigkeiten 
nicht oder schlecht. Dazu würde die 
Bundeswehr in Katastrophenfällen oft 
zu Hilfe gerufen, könne diese aber nicht 
leisten , da ihre Ausrüstung auf die Erfül­
lung des militärischen Auftrages zuge­
schnitten und für Katastrophenhilfe 
nicht immer geeignet sei. Die Einsätze 
liefen wesentlich reibungsloser ab, wenn 
Pläne gemeinsam vorbereitet worden 
und in Krisenstäben die Hilfsmaßnah­
men gut aufeinander abgestimmt gewe­
sen wären. Für den Verteidigungsfall 
müßten umfassende Vorbereitungen 
getroffen werden; in enger Abstimmung 
zwischen Bezirksregierungen und Ver­
teidigungskreiskommandos müßte der 
Schutz ziviler und militärischer Objekte 
gewährleistet sein . Brücker betonte, 
daß vieles zur Lösung der aufgezeigten 
Fragen bereits erfolgversprechend an­
gepackt und eingeleitet worden sei, 
dennoch gebe es noch sehr viel zu 
tun, um zu einem befriedigenden Resul­
tat zu kommen 

MdB Biehle faßte die Auffassung der 
CDUICSU zum Thema Gesamtverteidi­
gung zusammen . Er forderte dringend 
die Verbesserung der Ausrüstung und 
Organisation der Zivilverteidigung, einen 
sinnvollen Einsatz des Reservisten­
potentials auch in diesem Bereich, die 
realistische Aufklärung der Bevölkerung, 
den verstärkten Schutzraumbau unter 
Einführung einer Schutzraumbau-
pflicht - , wobei die öffentliche Hand 
mit gutem Beispiel voranzugehen habe -
die Vereinfachung der Zivilschutzge­
setzgebung und ein schnellstens vorzu­
legendes Gesundheitssicherstellungsge­
setz. 

Ein Beitrag zum Thema 
"Schutzraumbau' , 

Johannes Hammer, Bundesvorsitzender 
der "Bürgerinitiative Selbstschutz vor 
dem Atomtod e. V.", 6806 Viernheim, 
stellte dem ZS-MAGAZIN einen Kurz­
beitrag zum Thema " Schutzraumbau" 
zur Verfügung. Darin unterbreitet Ham­
mer einen Vorschlag zur Finanzierung 

des privaten SChutzraumbaus; nachste­
hend die Ausfuhrungen im Wortlaut: 

"Eine immer kritischer werdende Welt­
lage läßt viele Bürger an ihren persönli­
chen Schutz im Falle eines Krieges 
denken. Daher ist der private Schutz­
raumbau stärker als in den früheren 
Jahren im Gespräch. Um ihn in dem 
erforderlichen , von allen Parteien ge­
wünschten Maße voranzulreiben, bedarf 
es neuer finanzieller Wege tür den bau­
willigen Bürger. 

Bei dem heutigen Stand der Bau- und 
Bauland-Preise verbietet es sich beson­
ders für junge Familien, die Baukosten 
durch Extras - wie es ein Schutzraum 
für die Mehrzahl der Bürger zu sein 
scheint - noch zu erhöhen. Dagegen 
kann ein Bauherr, wenn er einen größe­
ren Schutzraum einbaut, als er ihn für 
die eigene Familie braucht, die freien 
Plätze verkaufen und damit nicht nur 
die Schutzraumbau-Mehrkosten decken, 
sondern darüber hinaus noch einen 
Gewinn verzeichnen, der die Bau-Ge­
samt kosten senkt, damit den Bau-Ent­
schluß erleichtert und somit die Situation 
der Bauwirtschaft stabilisiert. 

Der Schutzplatzkäufer wiederum kommt 
durch den Kauf von SChutzplätzen viel 
preisgünstiger zu einem baulichen 
Schutz, als wenn er selbst nur für sich 
einen Schutzraum bauen würde. 

Schutzplatzkäufer sind in der Regel 
Inhaber von Miet- oder Eigentumswoh­
nungen oder von solchen bereits beste­
henden Gebäuden, in die ein Schutz­
raum nachträglich nicht mehr eingebaut 
werden kann. Da aber auch diese Bür­
ger nach Schutz streben , ist der Kauf 
eines Neubau-Schutzplatzes die beste 
und billigste Lösung . 

Obwohl eine steigende Tendenz be­
steht, Schutzplätze zu kaufen, wird 
der Schutzplatz-Handel einer gewissen 
Organisation bedürfen. Am besten wä­
ren wohl die Zivilschutz-Ämter der 
Kommunen geeignet, Bauherren und 
Schutz platz-Käufer zusammenzuführen. 
Einen gesetzlichen Auftrag dazu kann 
man leicht aus dem § 2 (1) der Vwv 
über den Selbstschutz vom 11 . 5. 1971 
herauslesen. 

Bis ein SChutzplatz-Ver- und -An-Kauf 
richtig in Gang kommt, werden sicher 
noch Fragen verschiedenster Art auf­
tauchen . Erst, wenn dieses Prinzip ei­
nige Zeit in der Praxis erprobt wurde, 
kann man eine Weiterentwicklung ins 
Auge fassen. Für die Beratungen der 
mit dem Antrag auf Einführung einer 
Schutzbaupflicht für Neubauten befaß­
ten Bundestagsausschüsse könnte 
das Prinzip SChutzplatzverkauf wertvolle 
und positive Denkanstöße geben." 



Ulrich Weidner 

Bundesinnenminister Baum: 

"Wir haben Anlaß zu leichtem Optimismus" 
Baum appellierte bei seinem Besuch im Bundesamt tür Zivilschutz an Kommunen 
und Länder, neue gemeinsame Anstrengungen für den Zivilschutz zu machen 

Bundesinnenminister Gerhart Rudolf 
Baum hat sich am 2. Oktober 1979 in 
Bann-Bad Godesberg über die Arbeit 
des Bundesamtes für Zivilschutz unter­
richtet. Der Minister, der von Staats­
sekretär Dr. Fröhlich und dem Leiter 
der Abteilung " Zivile Verteidigung" im 
Bundesministerium des Innern, 
Ministerialdirektor Wedler, begleitet wur­
de, kennzeichnete in einer Ansprache 
vor Mitarbeitern des Amtes den Zivil­
schutz als die " bürgernächste Seite" 
der zivilen Verteidigung. Weil der Zivil­
schutz auf den überlebensschutz des 
Bürgers in einem Verteidigungsfall aus­
gerichtet sei, komme dieser Aufgabe 
wegen der humanitären Funktion eine 
entscheidende Bedeutung bei. Die Bun­
desregierung habe diesem Anspruch 
dadurch Rechnung getragen, daß für 
die Entwicklung des Zivilschutzes Ak­
zente gesetzt und die finanziellen Mittel 
in den letzten Jahren Schritt für Schritt 
erhöht worden seien. Der Minister wies 
auf die Notwendigkeit hin, bei dem Bür­
ger Verständnis tür den Zivilschutz zu 
wecken und ihn zu einer Eigenvorsorge 
zu motivieren . In diesem Zusammenhang 
dankte Baum den zahlreichen Bürgern, 
die als freiwillige Helfer im Zivilschutz 
mitwirken. 

"Leichter Optimismus" 

In einer anschließenden Pressekonfe­
renz, an der auch der Präsident des 
Bundesamtes für Zivilschutz, Dr. Kalb, 
teilnahm, berichtete der Bundesinnen­
minister über seine Eindrücke , die er 
bei seinem Besuch des Amtes gewon­
nen hatte, und über seine politischen 
Absichten im Bereich der zivilen Verteidi­
gung. " Wir haben Anlaß zu leichtem 
Optimismus", meinte Baum zur derzeiti­
gen Lage und betonte, die Diskussion 
über zivile Verteidigung und Zivilschutz 
habe jetzt auf breiter Ebene begonnen. 
Baum gab zu, daß die Zivi lverteidigung 
zu sehr im Schatten der militärischen 
Verteidigung gestanden habe und daß 
neue Impulse nötig seien . Einen Nach­
holbedarf sieht Baum vor allem im Be­
reich des Schutzraumbaus, der materiel­
len Ausstattung und der persönlichen 
Ausrüstung der Helfer. Der Politiker ver­
wies gleichzeitig auf die kontinuierliche 

Aufwärtsentwicklung des Haushalts der 
zivilen Verteidigung und das Finanzson­
derprogramm, das allein einen Betrag 
von 320 Mill. DM zusätzlich für die Er­
satzbeschaffung und Verringerung des 
Fehlbestands an Fahrzeugen vorsieht. 
Insgesamt stehen von 1979 bis 1983 
rund 600 Mill. DM für die Beschaffung 
von Fahrzeugen, Funkgeräten, persön­
licher Ausstattung der Helfer usw. zur 
Verfügung. Mit insgesamt 730 Mil!. DM 
für die zivile Verteidigung , davon 583 
MiI!. für den Zivilschutz, sei 1979 der 
bisher höchste Haushalt seit 15 Jahren 
erreicht worden. 

Schritt tür Schritt 
verwirklichen 

Minister Baum erläuterte jedoch auch, 
daß Zivilverteidigung und Zivilschutz 
nicht nur eine Frage der Finanzen, son­
dern auch der Programme sei. So sei 
eine " Entschlackung" der sehr ehrgeizi­
gen Pläne der sechziger Jahre ertorder­
lieh. Durch die Setzung neuer Schwer­
punkte und die Verwirklichung Schritt 
für Schritt sei der Zivilverteidigung besser 
gedient als durch Nachtrauern nach 
Konzepten, die nicht erfüllbar seien. 
Schwerpunkte sind nach den Worten 
des zuständigen Abteilungsleiters im 
Bundesinnenministerium, Wedler, neben 
der Beschaffung von Fahrzeugen und 
Ausrüstung auch die Förderung des 
Schutzraumbaus, für den 75 Mil!. DM 
zusätzlich bereitgestellt werden (insge-

Informationsbesuch beim Bundesamt für 
Zivilschutz (von rechts): Staatssekretär 
Or. Fröhlich, Bundesinnenminister Baum, 
Ministerialdirektor Wedler und (links 
außen) Regierungsdirektor Or. Nilges. 

samt 316 Mil!. DM bis 1983). Verstärkt 
ist hier der öffentliche Schutzraumbau 
(Mehrzweckanlagen) angesprochen, 
wobei die öffentliche Hand als " Vorbild" 
auch dem privaten Schutzraumbau Im­
pulse geben will - neben der Gewährung 
von Zuschüssen und steuerlichen Ab­
schreibungsmöglichkeiten . 

Der Innenminister stellte auch eine er­
höhte Bereitschah des Parlaments fest , 
an der Lösung der Probleme im Feld 
der Zivilverteidigung mitzuarbeiten. So 
begrüßte Baum die Schaffung eines 
Unterausschusses des Innenausschus­
ses für Fragen des Zivilschutzes und 
meinte, durch die Aufgeschlossenheit 
der Parlamentarier werde es möglich, 
noch einige Dinge in den Haushaltsaus­
schuß des Bundestages zu bringen. 

Bürokratische Strukturen 
abbauen 

Die Initiativen des Bundesinnenministe­
riums gehen aber - so Baum vor der 
Presse - noch weiter. Er selbst sei be­
strebt, bürokratische Strukturen abzu­
bauen, sich verstärkt für die bessere 
Ausstattung der Helfer einzusetzen und 
als einen Schwerpunkt die Jugendarbeit 
der Organisationen im Zivil- und Kata­
strophenschutz zu fördern. Eine Konsoli­
dierung im Bereich der Führung im Kata­
strophenSChutz sei mittlerweile dadurch 
erreicht worden , daß zum Teil komplette 
Führungsstäbe an der Katastrophen­
schutzschule des Bundes in Ahrweiler 
geschult worden seien, und zwar an­
hand des Einsatzmodells, das nach 
der Waldbrandkatastrophe in Nieder­
sachsen entwickelt worden ist. 

Der private Schutzraumbau, der nach 
den Worten des Ministers noch " im 
argen" liegt, soll durch gezielte Aufklä­
rung der Bauherren verbessert werden. 
Baum bemerkte hierzu am Rande, es 
sei schwer einsehbar, daß in der heu­
tigen Zeit andere Werte höherstehen 
könnten als derartige Ziele zum eigenen 
Schutz. Anbetracht der relativ niedrigen 
Kosten für die Errichtung eines Schutz­
raums sei es ihm unverständlich, daß 
nur wenige Anlagen dieser Art privat 
gebaut würden . Baum meinte, das Enga­
gement des Bürgers in den Hilfsorgani-
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sationen etwa zeige doch, daß Selbst­
verantwortung und Selbsthilfe eine neue 
Bedeutung erlangen . Durch eine ent­
sprechende öffentlichkeitsarbeit müsse 
zu erreichen sein, daß der private 
Schutzraumbau wesentlich gefördert 
wird . Auf die Frage, ob er eine Schutz­
baupflicht befürworte oder es weiterhin 
der Verantwortung des einzelnen Bau­
herm überlassen will , Schutzräume 
zu bauen, sprach sich Baum deutlich 
für die Freiwilligkeit aus, ließ dennoch 
die Möglichkeit einer Verpflichtung weit­
gehend offen . 

Broschüre vorgestellt 

Bei der Pressekonferenz stellten Baum 
und Ministerialdirektor Wedler eine Bro­
schüre mit dem ntel " Zivilschutz heute, 
für den Bürger - mit dem Bürger" den 
Journalisten vor. Diese Broschüre zeigt 
die Entwicklung und den Einsatzstand 
des Zivilschutzes auf. Die Publikation 
war bereits Ende September Gegenstand 
einer Presseerklärung des Bundestags­
abgeordneten Paul Gerlach, der Vorsit­
zender der Arbeitsgruppe " Gesamtver­
teidigung" der CDUfCSU-Bundestags­
fraktion ist. Gerlach hatte damals unter 
anderem ausgeführt: " In der äußerlichen 
Aufmachung eines , Weißbuches' unter­
richtet der Bundesminister des Innem 
über ,Zivilschutz heute'. Wer aber nun 
erhofft hatte, einen umfassenden Bericht 
über Notwendigkeit, Aufgaben und Maß­
nahmen zu bekommen, muß sich ge­
täuscht sehen ... Entgegen seinem 
eigenen Einleitungswort, ,daß die Aufga­
ben der Zukunft nicht dadurch leichter 
zu bewältigen sind, daß die Augen vor 
möglichen Gefahren geschlossen wer­
den', tut er (der Bundesinnenminister) 
so, als seien in diesem wichtigen und 
hochsensiblen Bereich die Aufgaben 
bewältigt und alle möglichen Gefahren 
gemeistert ... Daß bei dieser Tendenz 
auch die Gesamtverteidigung zu kurz 
gekommen ist, wundert dann schon nicht 
mehr, stimmt aber um so bedenklicher. 
Die erst Jüngst Im Deutschen Bundestag 
geführte Debatte über die Notwendigkeit 
einer Gesamtverteidigung scheint ohne 
Auswirkungen auf das Denken der Bun­
desregierung geblieben zu sein. Ange­
sichts der offensichtlichen Beschöni­
gungsversuche und der schon nicht mehr 
nur latenten Verschleierungstaktik mutet 
die Veröffentlichung des Zahlenmaterials 
... direkt als mutig und offen an. Da 

wird für jedermann deutlich, welchen 
politischen Stellenwert die Bundesregie­
rung dem Schutz der Zivilbevölkerung 
und der Sicherung unserer freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung im Span­
nungsfall beimißt: ganze 12,20 DM pro 
Kopf und Jahr oder weniger als 0,5 v. H. 
des Gesamthaushalts. Wenn eine Bun-
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des regierung, die so vieles in geldwerten 
Leistungen mißt, so wenig auszugeben 
bereit ist, kann es mit ihrer inneren Zu­
stimmung zu dieser uns alle berührenden 
Aufgabe nicht weit her sein. Blaues Drei­
eck in orangefarbenem Feld - das Zei­
chen des Zivilschutzes in unserem Land 
erhält so den Charakter eines Gebotszei­
chens: Es ist geboten, mehr zugunsten 
des Schutzes der Zivilbevölkerung zu 
tun .. ," 

Kritik zurückgewiesen 

Innenminister Baum wies diese Kritik 
des CDU/CSU-Abgeordneten Gerlach 
zurück. Nach den Worten des Ministers 
ist die Broschüre kein Weißbuch, son­
dern eine Informationsschrift für den 
Bürger: "Zivilschutz ist Teil eines Ge­
samtsystems zum Schutze des Bürgers 
und zur Sicherung des Friedens. Wir 
müssen dem Bürger sagen, welcher 
Schutz mit welchen Mitteln möglich ist." 
Zivilschutz sei Sache aller Bürger, und 
zwar nicht erst in einem Verteidigungs­
fall , den zu vermeiden oberstes Ziel 
der Entspannungs- und Friedenspolitik 
der Bundesregierung sei, sondern schon 
heute und morgen. Zur ehrlichen Infor­
mation der Bevölkerung gehöre auch 
die eindeutige Feststellung , daß auch 
der Bürger selbst für seinen privaten 
Bereich Vorsorge treffen müsse. Fragen 
des Zivilschutzes dürften nicht als zweit-

Die leitenden Herren 
des Bundesamtes 
für Zivilschutz, Prä si­
dent Dr. Kolb, Vize­
präsident Dipl.- Ing. 
Ahrens, Abteilungs­
präsident Haedge 
(von rechts), Abtei­
lungsleiter und Refe­
renten, informierten 
den BundesinnenmI­
nister über Aufgaben 
und Arbeit des Am­
tes. 

Zivile Verteidigung 
ist nicht nur eine 
Frage der Finanzen, 
so odem auch der 
Programme: Bundes­
innenminister Baum, 
der Leiter der Abtei­
lung zivile Verteidi­
gung Im Bundesml­
nisterlum des Innern, 
Wedler (links), und 
BZS-Präsident Dr. 
Kolb während der 
Presspkonferenz. 

rangige politische Fragen behandelt 
werden, Zivilschutz habe als humanitäre 
Aufgabe erste Priorität. Jede Regierung, 
jedes Parlament, jede politische Partei, 
aber auch jeder Bürger müsse sich die­
ser Aufgabe stellen . Gleichzeitig müsse 
ungeschminkt eingeräumt werden, daß 
Maßnahmen des Zivilschutzes im Vertei­
digungsfall nicht die Garantie des Über­
lebens, wohl aber vielen Menschen die 
Chance zum überleben bieten könne. 

Keine Reklameschrift 

Die Broschüre stellt im ersten Teil die 
Notwendigkeit des Zivil- und Katastro­
phenschutzes in der heutigen Zeit dar 
und zeigt die rechtlichen Grundlagen 
des Zivilschutzes und die Zuständigkei­
ten auf. Weiter werden die Hilfsorganisa­
honen und Einrichtungen, die im Zivil­
schutz mitwirken, vorgestellt. Der zweite 
Teil informiert über die Aufgaben, z. B. 
Warndienst, Schutzraumbau, Katastro­
phen- und Selbstschutz. In einem An­
hang ist ausführliches Zahlenmaterial 
zur finanziellen Entwicklung usw. ent­
halten . 

Ministerialdirektor Wedler wertete die 
Broschüre als grundlegende Information 
über den Zivilschutz. Sie sei keine Re­
ktameschrift, sondern biete zuverlässige 
Informationen. Wedler räumte zwar ein, 
daß im finanziellen Bereich noch kein 
angemessenes Verhältnis zwischen zivi-



ler und militärischer Verteidigung herge­
stellt worden sei, jedoch wären frühere 
Vorstellungen nicht zu erreichen . Das 
Verhältnis sei bereits auf 1 :60 abge­
rutscht und betrage derzeit 1 :57, hier 
sei noch einiges zu tun . Gleichzeilig 
warnte Wedler jedoch davor, falsche 
Maßstäbe anzulegen. Die personellen 
und materiellen Kosten im militärischen 
Bereich - etwa die Kosten für die heuti­
gen komplizierten Waffensysteme -
seien ungleich mehr gestiegen als die 
Kosten für Ausrüstung im zivi len Bereich. 

Ebenso wandle sich der Abteilungsleiter 
gegen einen zu strengen EHizienzver­
gleich (der freiwilligen Helfer zu präsen­
ten Verbänden) . Wedler machte schließ­
lich darauf aufmerksam, daß die 
Gesamtausgaben für die Vorsorge im 
Hinblick auf Zivil- und Katastrophen­
schutz nicht allein aus dem Haushalt 
des Bundesinnenministeriums zu erse­
hen seien, vielmehr würden Länder und 
Kommunen weitere Aufwendungen ma­
chen, er schätze die Ausgaben insge­
samt auf rund 1,5 Mrd. DM jährlich. " Der 
Zivilschutz ist Teil eines Gesamtsystems 
des Schutzes im Frieden und im Vertei­
digungsfall", meinte Wedler und betonte 
die " unlösbare Verbindung" der Aufga­
ben . 

"Führungsaufgabe" 
des Bundes 

Der Präsident des Bundesamtes für 
Zivilschutz, Dr. Kolb, ging in einem State­
ment auf die Schwierigkeiten ein, die 
sein Amt bisher zu überwinden hatte. 
Nach dem Erlaß der Katastrophen­
schutzgesetze der Länder beginne nun 
eine neue Phase. Einerseits baut der 
Zivil- und Katastrophenschutz auf der 
Basis der Freiwilligkeit auf, andererseits 
ist die Verpflichtung der Behörden auf 
allen Ebenen zur entsprechenden Mitwir­
kung nunmehr festgeschrieben . Dr. Kolb 
meinte jedoch, das Engagement gerade 
der Kommunalpolitiker sei zu vermissen, 
während den Gemeinden etwa für den 
Bereich der Information der Bevölkerung 
und des Selbstschutzes überragende 
Bedeutung zukommt. Ministerial-
direktor Wedler ergänzte, daß sich die 
Gemeinden oft ihrer Aufgaben entziehen 
würden , wobei eigentlich eine "Partner­
schaft" von Bund , Ländern, Kreisen und 
Gemeinden erforderlich sei, um im Zivil- , 
Katastrophen- und Selbstschutz effektiv 
wirken zu können. 

Bundesinnenminister Baum machte deut­
lich, daß der Bund seine " Führungsauf­
gabe" verstärkt wahrnehmen will. Der 
Minister appellierte abschließend an 
die Länder und Kommunen , neue ge­
meinsame Anstrengungen für den Zivil­
schutz zu unternehmen. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

An der Katastrophenschutzschule Niedersachsen in Bad Nenndorf ist die 
Stelle eines Ausbilders 

im Fernmeldedienst, zugleich Versorgungs- und/oder Betreuungsdienst, 
kurzfristig neu zu besetzen . 

Gesucht wird eine Lehrkra~ mit fundiertem Fachwissen im Femmeldedienst. 

Erwünscht sind weiterhin 
- Kenntnisse im Katastrophenschutz, besonders im Versorgungsdienst 

(Materialerhaltung) bzw. Betreuungsdienst 
- Ausbildung als Kfz-Techniker oder Fahrlehrer. 

Vorausgeselzt werden Erfahrungen in der Ausbildung Erwachsener und 
pädagogische Fähigkeiten . 

Eingruppierung nach BAT Vc, Fallgruppe la. 
Daneben werden die im öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen ge­
währt. 
Bewerbungen mit lichtbild, handgeschriebenem Lebenslauf, tabellarischer 
übersicht über den Ausbildungs- und beruflichen Werdegang und Zeugnis­
abschriften (Fotokopien) sind umgehend an den Leiter der 

zu richten . 

Katastrophenschutzschule Niedersachsen 
Niedernfeld 2 und 4 
3052 Bad Nenndorl 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Beim Bundesverband für den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körper­
scha~ des öffentlichen Rechts (Geschä~sbereich des Bundesministers des 
Innern) , ist zum 1. Januar 1980 die Stelle eines 

neu zu besetzen. 

Leiters der BVS-Landesstelle Bayern 
in München 

Der BVS Informiert die Bevölkerung über die Wir1<ung von Angriffswaffen 
und über Schutzmöglichkeiten, insbesondere über Maßnahmen und Aufga­
ben des Selbstschutzes. 

Der BVS unterstützt die Gemeinden und Landkreise, Behörden und Betriebe 
bei der Unterrichtung und Ausbildung der Bevölkerung im Selbstschutz. 

Von dem Stelleninhaber werden Führungseigenschaften, organisatorische 
Fähigkeiten, Durchsetzungsverrnögen und Erfahrung im Umgang mit Mitar­
beitern verlangt. Er hat ca. 1 t 0 hauptamtliche Angestellte und 950 ehrenamt­
liche Mitarbeiter zu führen sowie deren Einsatz und ihre Aus- und Fortbildung 
zu überwachen. 

Zu seinen Aufgaben gehört die Kontaktaufnahme und die Zusammenarbeit 
mit dem zuständigen Innenministerium, mit Parteien, Organisationen und 
Massenmedien. Es werden daher Kontaktlähigkeit sowie Verhandlungsge­
schick vorausgesetzt. 

Wenn Sie glauben, diesen vielfältigen Aufgaben gewachsen zu sein und 
möglichst über umfassende Kenntnisse und Erfahrungen im Zivil- , Katastro­
phen- und Selbstschutz verfügen, dann sollten Sie sich bewerben. 

Erwünscht ist ein Hochschulabschluß oder das Vorliegen gleichwertiger Fä­
higkeiten und Erfahrungen. 

Geboten werden eine Vergütung bis Vergütungsgruppe I b BAT sowie die im 
öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen. 

Bewerbungen sind mit allen erforderlichen Unterlagen (Personalbogen, 
Lebenslauf, lichtbild, Ausbildungs- und Befähigungsnachweisen) bis zum 
15. November 1979 an den 

zu richten . 

Bundesverband für den Selbstschutz 
- BundeshauptsteIle -

Eupener Straße 74 - 5000 Köln 41 

Ein Personal bogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. 
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Jochen von Arnim / Fotos: Kurt Hilberath 

Ausstellung im Bundesamt für Zivilschutz: 

Mehr als schöne Worte 
Bundesinnenminister Baum stellte Zivilschutzplakate der Offentlichkeit vor 

Eine Ausstellung von 137 
Plakaten aus 16 europäischen 
und außereuropäischen Län­
dern ist in Bonn-Bad Godes­
berg eröffnet worden. Die 
zum Teil seltenen Plakate 
umfassen die Themenberei­
che Zivilschutz, Katastrophen­
schutz, humanitäre Organisa­
tionen und Vereinte Nationen. 
Es handelt sich um eine Aus­
wahl aus der Plakatsammlung 
des Bundesamtes für Zivil­
schutz, die hier zum ersten 
Male der öffenllichkeit prä­
sentiert wird . Die Plakate 
werden durch 61 Fotos von 
Not und Hilfe in aller Welt 
in ihrer Aussage unterstri­
chen. Vier Großfotos, die 
klassischen Elemente darstel­
lend, machen deutlich, daß 
Sturmfluten, Feuersbrünste, 
Erdbeben und Orkane immer 
wieder Menschenleben for­
dern und Schaden an Hab 
und Gut mit sich bringen . 

Die Plakate sind unterschied­
lich in Größe, Art und Aus­
sage sowie in ihrer künstleri­
schen Qualität. So steht reine 
Symbolik - zwei Hände stei­
len Hilfsbedürftigkeit und 
zupackende Hilfe dar (Nieder­
lande) - neben geistreichem 
Wortspiel einer interessanten 
Plakatserie (Kanada), Naives 
neben bedeutender Plakat­
graphik. Außer der Bundesre­
publik Deutschland sind fol­
gende Länder mit Plakaten 
vertreten: Dänemark, Großbri­
tannien, Iran, Japan, Kanada, 
Niederlande, Norwegen, 
Osterreich, Polen, Rumänien , 
Schweden, Schweiz, Tune­
sien , Türkei und UdSSR. 
Eine Reihe von Plakaten 
ist vom Internationalen Roten 
Kreuz, von der UNO und 
einigen ihrer Unterorganisa­
tionen sowie von anderen 
Organisationen herausgege­
ben worden. Der Initiator 
der Ausstellung, Paul Wilhelm 
Kolb, der als Präsident des 
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Bundesamtes mit dieser Idee 
Neuland beschritten hat, er­
läuterte vor zahlreichen Gä­
sten den Zweck: Die Ausstel­
lung soll verständlich machen, 
wie notwendig und wie vielfäl­
lig die Formen der Hilfe bei 
Not und Gefahr sein können , 
und daß ieder der Nächste 
sein kann, dem geholfen 
werden muß. Die Ausstellung 
Ist vorerst bis zum 16. No­
vember 1979 im Foyer des 
Bundesamtes für Zivilschutz, 
Deutschherrenstraße 93, 
5300 Bonn 2 (Bad Godes­
berg) , zu sehen. Ein bebilder­
ler Katalog steht kostenlos 
zur Verfügung. 

Baum: gelungene Auf­
klärungsarbeit 

In Gegenwart von Vertretern 
des öffentlichen Lebens -
des Bundestages, der Mini­
sterien , der Verbände und 
Organisationen sowie der 
Stadt Bonn - und der Be­
diensteten des Bundesamtes 
für Zivilschutz eröffnete Bun­
desinnenminister Gerhart 
Rudolf Baum diese Ausstel­
lung. In seiner Eröffnungsan­
sprache sagte Baum unter 
anderem: " Ich glaube, daß 
diese Ausstellung ein exzel­
lentes Beispiel für gelungene 
Aufklärungsarbeit ist. Ich 

Der Bundesminister des Innem, Gerhart Rudolf Baum, eröffnet 
die Plakatausstellung im Bundesamt für Zivilschutz. 

meine, gerade das Plakat 
zeichnet sich durch die Unmit­
telbarkeit, durch die Eindeu­
tigkeit, durch die Prägnanz 
seiner Aussage aus. Wir 
brauchen keine Sorge zu 
haben, daß das Plakat als 
Medium nicht überlebt. 

Die Ausstellung scheint mir 
eines in besonderem Maße 
erreicht zu haben, sie wird 
den Betrachler dazu drängen, 
sich mit dem Thema Zivil­
schutz auseinanderzusetzen. 
Sie wird ihn veranlassen, 
mehr darüber wissen zu wol­
len und sich möglicherweise 
auch zu engagieren. 

Die vom Bundesamt für Zivil­
schutz mit Sorgfalt und Sach­
verstand zusammengestellten 
Ausstellungsstücke bieten 
die einmalige Gelegenheit, 
sich einen Überblick über 
die sehr unterschiedlichen 
Aktivitäten - auch in den 
einzelnen Ländem - zu ver­
schaffen. Die Besucher erhalten 

I gleichzeitig einen interessan­
ten Eindruck davon. wie sich 
die unterschiedliche inhaltliche 
Behandlung der einzelnen 
Teilthemen in der Art der 
künstlerischen Gestaltung 
widerspiegelt. 

Das freiwillige 
Engagement 

Die Ausstellung macht 
schließlich auch deutlich, 
in welch starkem Maße freiwil­
liges Helfen den Zivilschutz 
prägt, ia daß ohne diese 
Freiwilligkeit auf dem Sektor 
humanitären Helfens nichts 
geht. In diesem Sinne bietet 
die Ausstellung eine umfas­
sende Information über das 
Engagement ungezählter 
Helferinnen und Helfer in 
vielen Ländern, die sich dem 
Dienst an der Allgemeinheit 
verschrieben haben und de­
ren aufopfernde Tätigkeit 



Der Direktor des THW, Henna"" Ahrens (links), im Gespräch mit 
Peter Merck, Bundessprecher der THW-Helfer. 

Ministerialdirektor Wedler, Leiter der Abteilung Zivile Verteidigung 
im Bundesinnenministerium, und Dr. Or. Eichstädt, Präsident 
der Akademie für zivile Verteidigung, waren ebenfalls unter den 
Gästen zur Ausstellungseröffnung. 

hierdurch anerkennende Auf­
merksamkeit findet . 

Diese Ausstellung ist dem 
Zivilschutz gewidmet; sie 
sollte uns auch daran gemah­
nen, daß der Not gegenüber 
schöne Worte allein nicht 
genug sind! Unser Land erlebt 
eine Welle der Hilfsbereit­
schaft in diesen Wochen , 
wie sie kaum vorher feststell­
bar war - von den ersten 
Nachkriegsjahren abgese­
hen - und dies ist eigentlich 
ein ermutigendes Zeichen. 

Die Bereitschaft, Hilfe zu 
leisten, gilt auch fremden 
Menschen, die ganz ferne 
irgendwo leben und zu denen 
man bisher gar keine Verbin­
dung gehabt hat. 

Fachgespräche am Rande (von links nach rechts): BVS-Direktor Franke, BVS-Abteilungspräsident 
Schuch, BZS-Vizepräsident Ahrens, und (verdeckt) der frühere Präsident des Schweizerischen 
Bundesamtes für Zivilschutz, Walter König, Bern. 

In diesem Sinne eröffne ich 
die Ausstellung. Ich hoffe, 
daß sie in der öffentlichkeit 
weite Beachtung finden wird . 
Ich hoffe, daß sie wandern 
wird , daß sie auch ins Aus­
land gehen wird und so, nicht 
nur hier im Banner Raum, 
viele Besucher finden wird . 
Mehr als schöne Worte -
lassen wir das auch für die­
sen Tag gelten, lassen wir 
die Plakate auf uns wirken!" 

Das Medium Plakat 

Der Präsident des Bundesam­
tes für Zivilschutz, Dr. Paul 
Wilhelm KOlb, der die Gäste 
als Hausherr und Initiator 
der Ausstellung begrüßt ha«e, 
erklärte zur Frage, was das 
Bundesamt bewog, die Pla­
kate auszustellen: " Ein Grund 
ist die durch die Sammeltätig­
keit im Rahmen des gesetzli­
chen Auftrags gewonnene 
Einsicht, daß kaum ein ande­
res Medium als das Plakat 
so geeignet ist, in der ihm 
eigenen Kurzschrift der Kom­
ponenten Wort, Bild , Farbe 
und Größe das Anliegen der 
Nächstenhilfe in einer jeder­
mann verstehbaren Art und 
Weise sichtbar zu machen. 

Ein anderer Grund ist die 
Erkenntnis, daß es möglich 
ist, anhand von Beispielen 
aufzuzeigen , daß Humanität 
eine alle geographischen, 
weltanschaulichen und gesell­
schaftlichen Grenzen über­
schreitende Erscheinung 
ist, die fast überall auf der 
Welt auch so verstanden 
wird. Allen Unkenrufen zum 
Trotz macht deshalb das 
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humanitäre Völkerrecht ge­
rade in der Zeit, aus der diese 
Plakate stammen, weitere 
Fortschritte. 

Schließlich soll auch das im 
Denkansatz Einigende zu 
Fragen der Humanität, auch 
in der Zusammenarbeit zwi­
schen den Staaten, ihren 
Spitzenorganisationen und 
den Hilfsgesellschaften noch 
stärker als bisher zum Aus­
druck kommen. Dies sind 
Gedanken, die jetzt, wo es 
darum geht, soviel Flücht­
lingselend in Südostasien 
zu lindern , auch in unserem 
Lande noch stärker bewußt 
gemacht werden müssen." 

Auf die Exponate eingehend, 
sagte Kolb: " Die hier vorge­
stellten 137 Plakate wurden 
so gewählt, daß sie, auf das 
jeweilige Objekt bezogen , 
in besonderer Weise aussa­
gefähig sind. Dabei wurden 
künstlerische Wertmaßstäbe, 
die Art der Themendarstel­
lung, die Breitenwirkung und 
die Form der Aussage be­
rücksichtigt. Wir waren uns 
dabei bewußt, daß nur in 
ganz wenigen der Exponate 
die für HÖChstleistungen in 
der Plakatkunst geforderte 
Harmonie dieser Komponen­
ten vorhanden sein würde . 

Als entscheidendes Auswahl­
kriterium stand deshalb auch 
nicht das künstlerische Ele­
ment im Vordergrund , son­
dern in welcher Weise die 
Menschen durch das jeweilige 
Plakat angesprochen und 
motiviert werden. Deshalb 
ist ein wie ein naives Bild 
zu empfindendes ausländi­
sches Zivilschutzplakat wegen 
seiner Ausdrucksstärke hier 
ebenso am rechten Platz 
wie ein im Vergleich dazu 
künstlerisch sicher besser 
gelungenes, aber vielleicht 
weniger beachtetes aus unse­
rem Lande. 

Plakate aus allen 
Bereichen 

Nun wäre eine Plakatausstel­
lung , die der humanitären 
Nächstenhilfe gewidmet ist, 
falsch konzipiert, wenn es 
ihr nicht gelänge, auf die 
im Weitmaßstab einmalige, 
freiwillig organisierte , humani­
täre Nächstenhilfe in unserem 
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Lande aufmerksam zu ma­
chen. Deshalb sind in der 
Ausstellung sowohl Plakate 
traditionsreicher weltlicher 
und kirchlicher Organisationen 
und Hilfsgesellschaften, als 
auch solche von Vereinigun­
gen, die erst nach dem 
Zweiten Weltkrieg auf-
grund privater Initiative ent­
standen und als Antwort auf 
besondere Herausforderungen 
der Zeit zu verstehen sind, 
vertreten. Hierzu gehören 
die Caritas und das Diakoni­
sche Werk aus dem kirchli­
chen Raum, das Deutsche 
Rote Kreuz, der Arbeiter-Sa­
mariter-Bund, die Johanni­
ter-Unfall-Hilfe, der Malte­
ser-Hilfsdienst, die Deutsche 
Lebens-Rettungs-Gesellschalt 
und die Deutsche Gesell­
schaft zur Rettung Schiffbrü­
chiger als private Hilfsgesell­
schaften , die Feuerwehren 
und das Technische Hilfswerk 
als öffentliche Organisationen 
sowie Terre des Hommes, 
Amnesty International und 
SOS-Kinderdorf als private 
Vereinigungen mit spezieller 
humanitärer Zielsetzung. 
Die hier gezeigten Plakate 
haben eines gemeinsam, 
sie sind in ihrer Grundtendenz 
immer ehrlich. Der tiefe Ernst 
der Themen bedingt wohl 
diese Ehrlichkeit der Aussage, 
auch wenn zuweilen, wie 
zum Beispiel in der kanadi­
schen Plakatserie, der Um­
weg über die Karikatur ge­
gangen wird . 
Anders als Plakate aus dem 
merkantilen oder politischen 
Bereich, die für den Auftrag­
geber Marktvorteile oder 
Machtanteile erkämpfen sollen 
und gezielt auf den sichtbaren 
oder unsichtbaren Gegner 
und Konkurrenten gerichtet 
sind, haben diese Plakate 
kein anderes . Feindbild ' 
als das der Not und Gefahr­
jene Nöte und Gefahren, 
in denen sich Menschen be­
linden oder die ihnen drohen 
und vor denen es sie zu 
schützen gilt." 

Neue zeitgemäße 
Entwürfe 

Weiter befaßte sich der Präsi­
dent mit dem ebenfalls aus­
gestellten Ergebnis eines 
vom Bundesamt für Zivil-

schutz durchgeführten Wett­
bewerbs für zeitgemäße Zivil­
schutzplakate, zu dem sowohl 
profilierte Graphikdesigner 
als auch Fachhochschulstu­
denten eingeladen waren. 
Die acht besten Entwürfe 
dieses als gelungen bezeich­
neten Wettbewerbs sind der 
Ausstellung angegliedert. 
Besonders bemerkenswert 
hierbei ist, daß die besten 
Arbeiten nicht von gestande­
nen Profis, sondern von Stu­
denten geliefert wurden . Sie 
haben sich offenbar ernsthaf­
ter und intensiver mit dem 
spröden und schwer zugäng­
lichen Thema Zivilschutz 
befaßt und dadurch die ihm 
adäquatere künstlerische 
Form gefunden. 

Präsident Kolb schloß mit 
den Worten: "Der augenblick­
liche Stand der verteidigungs­
politischen Entwicklung in 
der Bundesrepublik Deutsch­
land läßt erkennen, daß das 
Verständnis für die Notwen­
digkeit des Zivilschutzes 
wächst. Es ist deshalb wich-

tig, daß auch dem Bürger 
durch einfache Information 
in allen Bereichen klarge­
macht wird, was Zivilschutz 
bedeutet, und dafür ist kaum 
ein anderer Werbeträger bes­
ser geeignet als das Plakat, 
das unter Verzicht auf falsche 
Gefühle zu unterrichten ver­
mag." 

Der Zivilschutz 
in der Schweiz 

Im Anschluß hieran wandte 
sich der ehemalige Direktor 
des Schweizer Bundesamtes 
für Zivilschutz, Walter König, 
von seinem Vorredner als 
der " Doyen des europäischen 
Zivilschutzes" apostrophiert, 
an die Anwesenden . Im Rah­
men seiner längeren Ausfüh­
rungen befaßte sich König 
eingehend mit dem Aufbau 
des Zivilschutzes in der 
Schweiz in den Jahren nach 
dem Kriege. Er hob hervor, 
daß es auch in der Schweiz 
viele Schwierigkeiten zu 
überwinden gab, bis der heu-

Drei Beispiele aus der Plakatausstellung (von links) ein . .. 



lige Stand erreicht werden 
konnte. Und wenn das Zivil­
schutzsystem der Schweiz 
heute als effizient bezeichnet 
werde, dann sei dabei aber 
auch zu berücksichtigen , 
daß sein Land sich in einer 
anderen Ausgangslage be­
funden habe als Deutschland. 

Im Gegensatz zu hier sei 
man aus Sorge aufgeschlos­
sen gewesen gegenüber 
den Belangen des Zivilschut- CI 
zes, und so habe man eben 
vieles voran bringen können. 

Ein anschließender erster 
Rundgang durch die Ausstel-
lung mit ihren 137 Plakaten 
aus 16 europäischen und 
außereuropäischen Ländern, 
ergänzt durch 61 Dokumen­
tarfotos und erläutert durch 
einen detaillierten Katalog, 
klang aus in zahlreichen Ein­
zeigesprächen zwischen Zivil­
schutzfachleuten und Laien , 
zwischen Künstlern und Inter­
essierten . 

AI €I 

~~IJ 
n 

. . . niederländisches Zivilschutzplakat, ein Plakat des Polnischen Roten Kreuzes und ein Zivilschutzplakat aus Kanada. 
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Ulrich Weidner 

Eine Stadt steht ganz im Zeichen des Selbstschutzes 

Das "Modell Frankenthai" -
ein Weg der Hilfe zur Selbsthilfe 
Zum ersten Male gibt eine Kommune ihren Bürgern die Möglichkeit der umfassenden Information 
uber alle Bereiche der humanitären Vorsorge 

Frankenthai - eine kreisfreie Stadt mit 
46 000 Einwohnem im Regierungsbezirk 
Rheinhessen-Pfalz, an der Nahtstelle 
zwischen drei Bundesländern (Rhein­
land-Pfalz, Hessen und Baden-Württem­
berg), eine Stadt in der Nachbarschaft 
von Worms, Speyer, Mannheim und 
Ludwigshafen, als Mittelzentrum im Indu­
striegebiet Rhein-Neckar gelegen. 

Dem Fremden fällt hier eine gelungene 
Mischung aus Tradition, Beschaulichkeit 
und Modeme auf, einerseits die zwar 
im Weltkrieg weitgehend zerstörte, aber 
behutsam wieder aufgebaute Innenstadt 
mit großzügigen Fußgängerzonen, ande­
rerseits die ausgedehnten, teils architek­
tonisch weniger ansprechenden Wohn­
viertel für die zahlreichen Pendler ins 
nahegelegene Ludwigshafen und Mann­
heim. 

Im Jahre 772 erstmals urkundlich er­
wähnt, war Frankenthai einst ein Fi­
scherdorf am Rhein, mit diesem Strom 
bis zum Ende des Krieges durch einen 
- nunmehr zugeschütteten - Kanal ver­
bunden. Heute sind 67 Prozent der Be­
schäftigten im produzierenden Gewerbe 
tätig. 

Wie sich die Zeiten ändern: Kurfürst 
Friedrich der 111. von der Pfalz hatte im 
16. Jahrhundert niederländischen Glau­
bensflüchtlingen in Frankenthai eine 
Niederlassungsmöglichkeit geboten, 
zahlreiche Manufakturen entstanden, 
Gobelin- und Tuchwebereien, Gold-
und Silberschmieden, sogar eine Porzel­
lanmanufaktur, die zwar nur kurze Zeit 
arbeitete, deren Produkte aber heute 
von Kennern sehr gesucht sind. Im letz­
ten Drittel dieses Jahrhunderts sind viele 
Frankenthaler in der örtlichen oder in 
der wenige Autominuten entfernten Lud­
wigshafener und Mannheimer Industrie 
beschäftigt. 

Der Pfälzerwald, die Deutsche Weinstra­
ße, der Odenwald und die Bergstraße 
sind als beliebte Ausflugsziele nicht weit , 
das kulturelle Angebot kann sich sehen 
lassen, alle Schulsysteme sind vorhan­
den , ein beheiztes Freibad , ein Hallen­
bad erhöhen Wohn- und Freizeitwert: 
eine Stadt, in der sich zu leben lohnt. 
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Sicherheit für den Bürger 

Daß dieses Leben in Frankenthai nicht 
nur angenehm, sondern auch gegen 
Gefahren aller Art - etwa bei Unglücks­
fällen und Katastrophen - weitgehend 
gesichert ist, dafür ist auch hier umfas­
send gesorgt: Der Hauptverwaltungsbe­
amte (der für die Vorbereitung und 
Durchführung des Katastrophenschutzes 
örtlich zuständig ist) kann auf alle Hilfs­
organisationen im Katastrophenschutz 
zählen, weil alle Organisationen am Ort 
vertreten sind . Die Freiwillige Feuerwehr 
(Stärke: 140 Mann), vier Werkfeuerweh­
ren , das THW (Bergungszug mit 60 Hel­
fern) , DRK (90) , ASB (10), JUH (50) , 
MHD (30) und DLRG (180); der BVS 

ist in Ludwigshafen ansässig, in Lud­
wigshafen-Oggersheim ist der Rettungs­
hubschrauber .. Christoph 5" stationiert. 
Zur Unterstützung stehen ferner die Be­
rufsfeuerwehr Ludwigshafen und die 
Werkfeuerwehr der BASF zur Verfügung. 
Ein sogenannter .. Katastrophenschutz­
Kalender" ist vorberei tet, die Fernmelde­
zentrale des Hauplverwaltungsbeamten 
eingerichtet. 

Der Bürger 
und der Se lbstschutz 

Nun ist es zur Genüge bekannt, daß 
die Vorsorge maßnahmen - nicht zuletzt 
auch im Hinblick auf einen möglichen 

Frankenthai: der 
als Fußgängerzone 
umgestal tete Rat­
hausvorplatz mit 
der St.-Drelfaltlg­
keitskirche Im Zen­
trum der Stadt. 



Verteidigungsfall - nicht allein von öffent­
licher Seite absolut perfekt und bis in 
das letzte Detail geplant werden können. 
Vielmehr soll und muß die private, per­
sönliche Vorsorge des einzelnen Bürgers 
hinzutreten, also jene Maßnahmen, die 
allgemein als " Selbstschutz" bezeichnet 
werden und die der Bürger selbst treffen 
soll. Dem Hauptverwaltungsbeamten 
obliegt der Aufbau, die Förderung und 
die Leitung des Selbstschutzes, er soll 
also die Bürger seiner Stadt motivieren , 
beraten - soll Hilfestellung geben. Der 
Bundesverband für den Selbstschutz 
(BVS) kann ihn dabei in vielfältiger Weise 
unterstützen, wie im folgenden noch 
konkret dargestellt wird. 

Das "Modell Frankenthai" 

In Frankenthai wird diese Aufgabe des 
Hauptverwaltungsbeamten sehr emst 
genommen: Bürgermeister Peter Popitz 
hat in Zusammenarbeit mit dem BVS 
eine beispielhafte Aktion erarbeitet, das 
" Modell Frankenthai". Im Laufe fast 
eines ganzen Jahres - beginnend mit 
einer " Woche des Selbstschutzes" am 
13. Oktober - wird der Frankenthaler 
Bevölkerung nahezu alles vorgestellt, 
was im weitesten Sinne zu dem Begriff 

Das Speyerer Tor, 
erbaut 1 n 3, ein 
Monument aus 
der Zeit des Kurfür­
sten e art Theodor. 

, 

Modern und doch beschawich - die weitgehend autofreie Innenstadt von FrankenthaI. 

"Selbstschutz" gehört . Durch Plakataus­
hang und Presseberichte wurde bereits 
darauf aufmerksam gemacht, was im 
einzelnen in den kommenden Wochen 
und Monaten alles im Rahmen dieser 
Modellaktion ablaufen wird. 

Das Programm der Aktion 

Es beginnt mit der BVS-Ausstellung 
" Schutz und Wehr - Selbsthilfe durch 
die Jahrhunderte im Spiegel zeitgenössi­
scher Illustrationen", einer sehr informati­
ven Darstellung des Themas Selbsthilfe 
und Selbstschutz, die am 13. Oktober 
im Rathaus von Frankenthai eröffnet 
wurde. Gleichzeitig zeigte am Eröff­
nungstage der BVS praktische Selbst­
schutz-Demonstrationen, etwa die Atem­
spende, das Ablöschen brennender Klei­
dung, Löschen von Entstehungsbränden, 
Bergung und Transport von Verletzten. 
Viele Geschäfte in der Innenstadt 
stellen zur Zeit ihre Schaufenster unter 
das Motto " Selbstschutz" (Lebensmittel­
bevorratung, Schutzbekleidung, Selbst­
schutzgerät, Notapotheke usw.). 

Zahlreiche Vortrags- und Diskussions­
abende finden statt, so zu den Themen 
"Selbstschutz am Arbeitsplatz", " Selbst­
schutz in Arbeitsstätten", "Selbstschutz 
in Schulen, Behörden" usw. Alle Bau­
interessenten werden auf die Möglichkei­
ten des privaten Schutzraumbaus hinge­
wiesen, in Filmvorführungen zeigt der 
BVS Schutzmöglichkeiten auf, bei einer 
Telefonaktion stellt sich Bürgermeister 
Peter Popitz den Fragen der Interessen­
ten unter der Devise " Bürger fragen 
- die Verwaltung antwortet". 
Am Samstag, dem 20 . Oktober, präsen­
tierten sich alle Hilfsorganisationen mit 
praktischen Übungen und Hinweisen 
in der Fußgängerzone von FrankenthaI. 
Hier erhielt der Bürger eine breite Infor­
mation über das Hilfsangebot, das die 
Organisationen, die im Katastrophen­
schutz mitwirken, zur Sicherheit in Ge­
fahren- und Notsituationen bereithalten. 
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Mit einem Bergungszug steht das THW Im Rahmen des Katastro­
phenschutzes bereit. Das Foto wurde bei einer Übung - Bergung 
aus Höhen - aufgenommen. 

, 
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140 Mann zählt die Freiwillige Feuerwehr der Stadt, hier Wehr­
männer bei einer Übung, die Im Herbst 1978 stattfand. 

Das Frankenthaler 
ORK hat übungsmäßig 
einen Verbandplatz 
aufgebaut. 



An einem " Tag der Sirenensignale" 
(7. November) erfolgt eine inlensive 
Unterrichtung über die Bedeutung der 
Signale, über das Verhallen bei Alarm 
und über den Aufenthalt in den Schutz­
räumen. Wer Interesse hat, sich über 
die Funktion des Wamdienstes genauer 
zu informieren, kann das Warnamt VII , 
Weinsheim, besichtigen. 

Grundsätzliche Ausführungen zu dem 
Problemkreis Zivile Verteidigung wird 
der Präsident der Akademie für Zivile 
Verteidigung in Bonn-Bad Godesberg, 
Dr. Dr. Eichstädt, in einer Vortragsveran­
stallung machen. 

Schließlich werden - dann schon 1980-
eine spezielle Schutz bau-Ausstellung, 
ein Seminar für Mitarbeiter der Bauauf­
sichtsbehörden , Architekten und Inge­
nieure, eine "Informationsbörse für Frau­
en" (die bekanntlich eine wesentliche 
Aufgabe bei der Planung der Selbst­
schutzmaßnahmen haben) , ein Maiwett­
bewerb für Kinder, ein Sicherheitswett­
bewerb unter Mitwirkung der Hilfsorgani­
sationen und schließlich ein " Tag des 
Helfers" (Juni 1980) stattfinden. 

Dieses umfangreiche Programm - erst­
mals in dieser Brei te in einer Stadt dar­
geboten - wird sicherlich jedem etwas 
bringen. Man darf gespannt sein , wei­
ches die Ergebnisse dieses " Modells 
Frankenthais" sein werden. Da der 
Selbstschutz in der Bundesrepublik auf 
dem Prinzip der Freiwilligkeit gegründet 
ist, sind Fortschritte nur durch Aufklärung 
und Motivation zu erreichen, Welche 
Überlegungen hinter dieser Aktion ste­
hen, hat der Initiator, Bürgermeister Po­
pitz, dem ZS-MAGAZIN in einem Inter­
view dargelegt. Hier die Aussagen des 
Bürgermeisters zum .. Modell Franken­
thai" : 

ZS-MAGAZIN: Herr Bürgermeister Po­
pitz, zu Ihrem Aufgabengebiet gehören 
unter anderem der Zivilschutz, der Kata­
strophen- und der Selbstschutz. Hierbei 
geht es in erster Linie um vorbeugende 
Maßnahmen zum Schutze der Bürger 
bei Unglücken, Katastrophen und im 
Verteidigungsfal l. Welche Bedeutung 
messen Sie diesen humanitären Aufga­
ben zu? 

Bürgermeister Popitz: Ich messe die­
sen Aufgaben eine große Bedeutung 
bei. Wir leben in der Bundesrepublik 
in einem dicht besiedelten Raum . Dies 
gilt besonders für die Stadt Frankenthai , 
die in einem industriellen Ballungsgebiet 
liegt. 

Deshalb können Leib und Leben der 
Mitbürger sowie wertvolle Sachgüter 
nicht nur durch kriegerische Ereignisse 
gefährdet sein , sondern auch durch Ka­
tastrophen, die in einer Industrie region 

Bürgermeister Peter Popitz (Mitte), zu dessen Aufgabengebiet der Katastrophen- und 
Selbstschutz in Frankenthai gehört, eröffnete in der Schalterhalle der Stadtsparkasse 
Im Oktober 1977 eine Ausstellung zur Brandschutzwoche. 

beispielsweise durch die Lagerung , den 
Transport und die Verarbeitung gefährli­
cher Stoffe möglich sind . 

ZS-MAGAZIN: Sie haben einen Modell­
versuch angeregt. der in diesen Tagen 
unter dem Titel " Selbstschutz in Fran­
kenthal" anläuft und der unseres Wissens 
nach bisher ohne Beispiel in der Bundes­
republik ist. Man kann dieses " Modell 
Frankenthai" wohl ohne Übertreibung 
als " Jahr des Selbstschutzes" bezeich­
nen. Welches waren die Grundgedanken 
zu diesem umfangreichen Projekt? 

Bürgermeister Popitz: Der Beweggrund 
für dieses Projekt ist folgender: 
Da wir in einem freien Land leben, sollte 
man dem Bürger einen allumfassenden 
Selbstschutz nicht zwangsweise auferle­
gen. Deshalb ist es notwendig, das Be­
wußtsein der Menschen für die Notwen­
digkeit eigener Initiativen zu wecken . 

Ich glaube kaum, daß dies durch eine 
einmalige Veranstaltung nachhaltig getan 
werden kann. Deshalb bin ich Herrn 
Abteilungspräsident Schuch und den 
anderen leitenden Herren des BVS 
dankbar dafür, daß sie mit uns die Mühe 
einer solchen Großaktion wagen, deren 
Erfolg aber weder die Stadt Frankenthai 
noch der BVS mit Sicherheit voraussa­
gen können. 

ZS-MAGAZIN: Daran anschließend 
ein Wort zur Praxis. Wie wird dieses 

" Modell Frankenthai" sich dem Bürger 
präsentieren? 

Bürgermeister Popitz: Das" Modell 
Frankenthai" wird den Bürgern in vielfäl­
tiger Form nahegebracht werden. Auf 
der einen Seite sollen Vonräge vor allen 
Dingen solche Bürger mit dem Selbst­
schutz vertraut machen, die besondere 
Verantwortung tragen. Dies sind die Mit­
glieder unseres Stadtrates sowie der 
vier Orts beiräte Frankenthais. Auch Si­
cherheitsbeauftragte von Groß- und Mit­
telbetrieben, Schulleiter sowie sonstige 
Behördenleiter und die Aktiven der Hilfs­
organisationen sollen tür ein verstärktes 
Engagement gewonnen werden. 

Die öffentlichkeit allgemein soll durch 
Ausstellungen , Demonstrationen wie 
Löschübungen sowie Verletztentrans­
pone und SChaufensterwerbung mit der 
Aufgabe des Selbstschutzes konfrontiert 
werden. Ein besonderes Gewicht erhält 
die Information über den Schutzraumbau 
sowie die Fertigung einer Broschüre 
"Selbstschutz in Frankenthai" mit Verhal­
tensmaßregeln und Kontaktadressen 
im Katastrophenfall. Wir hoffen beson­
ders, daß es uns gelingt, für die einzel­
nen Wohnbezirke unserer Stadt qualifi­
zierte Selbstschutz-Berater zu gewinnen. 

ZS-MAGAZIN: Ihre Anregung zum "Jahr 
des Selbstschutzes" ist offensichtlich 
von vielen Verantwortlichen spontan 
aufgegriffen worden , so von den Mitglie-
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dern des Stadtrates, den Ortsbeiraten, 
den Hilfsorganisationen im Katastrophen­
schutz und vom Bundesverband für den 
Selbstschutz. Darf man daraus schließen, 
daß einerseits erkannt worden ist, im 
Bereich der persönlichen Sicherheit des 
Bürgers gibt es noch erhebliche Informa­
tionslücken, und andererseits, daß die 
Bereitschaft zum personlichen Engage­
ment - auch des einzelnen Bürgers -
doch beachtlich ist? 

Bürgermeister Popitz: Eine erfreuliche 
überraschung ist die Tatsache, daß die 
Ankündigung der Selbstschutz-Großak­
tion durchweg auf positive Resonanz 
in Frankenthai gestoßen ist. überhaupt 
kann man die Erfahrung machen, daß 
mehr Burgersinn vorhanden ISt, als man 
üblicherweise annimmt. Man muß bloß 
die richtigen Wege finden, um die in 
den meisten Menschen schlummernde 
Hllfs- und Initiativbereitschaft zu wecken. 
Die Bereitschaft der Offentl ichkeit, sich 
mit der Notwendigkeit und dem Inhalt 
des Selbstschutzes auseInanderzuset­
zen, durfte auch deshalb hergestellt 
werden können, weil in der letzten Zeit 
verschiedene Großunfälle auf der Welt 
die Bevölkerung für die Belange des 
Katastrophenschutzes sensibilisiert 
haben. 

ZS-MAGAZIN: Sie haben selbst kürzlich 
dargelegt, daß das Problem " Sicherheif' 
mehr in das Bewußtsein aller gerückt 
werden muß und daß in der Vergangen­
heit hier " Sunden" begangen worden 

sind . Wo ist am meisten " gesundlgt" 
worden und welche " Besserung" halten 
Sie für erforderlich? 

Bürgermeister Popitz: Das Problem 
des Schutzraumbaues brennt mir sozu­
sagen auf den Nägeln. Wir haben in 
Frankenthai keinen einzigen öffentlichen 
Schutzraum. Damit befinden wir uns 
leider in unguter Gesellschaft mit vielen 
Slädten der Bundesrepublik, Dieses 
Problem muß nicht nur in Frankenthai, 
sondern bundesweit unbedingt angegan­
gen werden . Ich gebe mich dabei nicht 
der Illusion hin , daß fur jeden der 46 000 
Einwohner Frankenthais ein öffentlicher 
oder privater SChutzplatz geschaffen 
werden kann. Viel wäre schon erreicht, 
wenn zumindest im Falle einer notwendi­
gen Evakuierung der Bevölkerung wenig­
stens die nicht oder schwer Transportfä­
higen einen Schutzplatz fänden , 

Im übrigen bin ich der Meinung, daß 
die militärische Abschreckung einem 
poteniellen Angreifer gegenüber erheb­
lich an Glaubwürdigkeit verliert , wenn 
dieser weiß, daß die Bevölkerung des 
Verteidigers im Falle kriegerischer Ereig­
nisse nahezu schutzlos ist. Mit anderen 
Worten: Das krasse Mißverhältnis zwi­
schen Ausgaben der öffentlichen Hand 
für militärische Verteidigung und denen 
für zivile Verteidigung sollte abgebaut 
werden . Denn eine wirksame zivile Ver­
teidigung ist kein uberflussiger Luxus, 
sondern für das überleben der Bürger 
und des Staates unerläßlich. 

Katastrophenschutz-Sachbearbeiter Arnold legt Bürgermeister Popitz den Katastrophen­
schutz-Kalender, der Grundlage der entsprechenden Planung der Stadtverwaltung Ist, 
vor. 
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ZS-MAGAZIN: Die wesentliche Voraus­
setzung für einen besseren Schutz des 
Bürgers ist seine Information, weil -
so vor wenigen Jahren ein Bundes­
innenminister - dieser Schutz nicht ohne 
Beteiligung des Bürgers oder gar gegen 
seinen Willen geplant werden kann. Wei­
che Notwendigkeiten und Möglichkeiten 
- auch uber das "Jahr des Selbstschut­
zes" hinaus - sehen Sie? 

Bürgermeister Popltz: Zur Zeit besteht 
keine gesetZliche Verpflichtung des ein­
zelnen zum Selbstschutz, insbesondere 
zum privaten Schutzraumbau. Wenn 
die Bürger nicht wollen, daß ihnen in 
irgendeiner Form von seiten des Staates 
irgendwann eine solche Verpflichtung 
auferlegt wird, dann sollten zumindest 
diejenigen Menschen freiwillig das Ihre 
tun, die dazu, nach ihren Fähigkeiten, 
zeitlich und finanziell in der Lage sind. 

Dazu bedarf es aber einer umfangrei­
chen Information, um dem Bürger zu 
zeigen, daß er auch im Falle eines Krie­
ges oder einer Großkatastrophe anderer 
Art die Chance zum Überleben hat. Des­
halb dürfen wir es in Frankenthai nicht 
bei einer einzigen, wenn auch mehrmo­
natigen Aktion bewenden lassen. Das 
Feld des Selbstschutzes muß auch nach 
Ablauf des " Modells Frankenthai" wei­
terbestellt werden. 

ZS-MAGAZIN: Das "Modell Frankenthai" 
dürfte im Laufe der kommenden Monate 
das Interesse vieler Verwaltungen, Be­
hördenchefs, Hilfsorganisationen, Fach­
leute usw. auf sich ziehen. Haben Sie 
so etwas wie " Lampenfieber", daß Ihr 
Projekt zu umfangreich, zu allumfassend 
angelegt ist, schließlich haben wohl alle 
Beteiligten , so die Stadt, die Organisation 
und Helfer und auch die Bürger ein sol­
ches komplettes Informalionsangebot 
noch nie zusammengestellt bzw. vorge­
stellt bekommen? 

Bürgermeister Poplt.: Ich möchte nicht 
leugnen, daß ich etwas "Lampenfieber" 
habe. Da unsere Aktion die Bewußt­
seinsbildung der Bevölkerung zum Ziele 
hat, kann trotz erheblichen Einsatzes 
aller Beteiligten ein Erfolg nicht garantiert 
werden . Von der Größenordnung her, 
meine ich, daß die Aktion weder in per­
soneller noch in finanzieller Hinsicht 
überzogen ist. 

Sollte - was wir alle hoffen - ihr Erfolg 
beschieden sein, so würden meine Mit­
arbeiter und ich uns selbstverständlich 
darüber freuen , wenn unsere Aktion 
sozusagen Pionier-Charakter hätte und 
in anderen Städten und Kreisen Nach­
ahmung fände. 



Tanklager in Duisburg brannte aus: 

30 Millionen Liter Treibstoff 
ein Raub der Flammen 
Schweißarbeiten als mögliche Ursache - Autobahn und 
Luftraum gesperrt - 500 Meter hoher Rauchpilz 

Ober dem Tanklager der "OTAG" auf 
dem Duisburger Hafengelände stand 
am 1. Oktober eine rund 500 Meter 
hohe Rauchwolke. Aus den Tanks 
schossen Flammen bis zu 100 Metern 
Höhe und bildelen für die Feuerwehren 
aus Duisburg, Düsseldorf, Essen und 
Mülheim eine fast undurchdringliche 
Feuerwand. An die 20 Oltanks mit elwa 
30 Millionen Litern Benzin und 01 wur­
den von den Flammen vernichtet, der 
Sachschaden wird vorläufig auf rund 
30 Millionen Mark geschätzt. 

Das Feuer war gegen 10.30 Uhr ausge­
brochen . Ober die Brandursache gibl 
es derzeil nur Vermutungen . Fest steht 
lediglich, daß Isolierarbeiten ausgeführt 
wurden und dabei vermutlich ein 
Schweißgerät benutzl worden ist. Das 
Feuer sprang von einem Tank zum 
anderen über, die enorme Hitzeentwick­
lung ließ die Armaluren der Tanks 
schmelzen . So konnle die Feuerwehr 
nur versuchen, die Tanks mil Schaum­
Ieppichen und Wasser zu kühlen. Da­
durch konnte verhindert werden, daß 
die benachbarten Tanklager anderer 
Olgesellschaften Feuer fingen. Das 
Ausmaß, das diese Kataslrophe sonst 
erreicht hätte, ist kaum vorsleIlbar. 

Bei den Verpuffungen, durch die die 
tonnenschweren Deckel einiger Tanks 
durch die Luft geschleudert wurden, 
flossen große Mengen Treibstoff in 
das Becken des parallel zum Rhein 
gebauten Hafens und bildeten einen 
50 Meier breiten brennenden Olteppich. 
Sieben im Hafenbecken vor Anker lie­
gende Schiffe mußten sofort auslaufen . 
Das Hafenbecken wurde mit schwim­
menden Schläuchen abgesperrt, um 
das Abftießen des brennenden Ols in 
den Rhein zu verhindern. Zwei Feuer­
löschboote bekämpften das Feuer auf 
dem Wasser mit Schaum- und Wasser­
kanonen. Durch die Hitze wurden Ufer­
befestigungen, ein Schwimmkran und 
Gleisanlagen zerslört. Auch ein Kran­
kenschiff brannle aus. 

Da man befürchlete, daß sich das Feuer 
weiter ausbreiten würde, traf man Vor­
bereitungen, Bewohner des Sladtteiles 
Neuenkamp zu evakuieren. Um die 
freie Zufahrt von Rettungsfahrzeugen 
zu sichern, sperrte die Polizei die anlie­
genden SIraßen ab. Auch die Aulobahn 
Ruhrgebiet-Venlo, die nahe an den 

Lagern vorbeiführt, mußle gesperrt wer­
den. Der Flugverkehr von Düsseldorf­
Lohhausen wurde umdirigiert, da sich 
durch die große Hitze gefährliChe Luft­
turbulenzen gebildet hatten. Nach rund 
sechs Slunden hatten die 460 Feuer­
wehrmänner den Brand unler Konlrolle, 
die Löscharbeiten dauerten aber noch 
Tage. 

Die Feuerwehr legte Schaumteppiche und 
kühlte die Tanks mit Wasser, um ein weite­
res Ausbreiten des Großfeuers zu verhin­
dern (Luftaufnahme freigegeben vom 
Reg.-Präs. Düsseldorf, Nr. 07 K-l0G-l09). 

Durch Verpuffungen flogen tonnenschwere 
Deckel der Tanks durch die Luft (links 
im Bild). 

In dem Lager der "OTAG" kam es be­
reits im Januar dieses Jahres zu einem 
Großbrand, bei dem sieben Tanks mit 
etwa zehn Millionen Lilern Heizöl völlig 
ausbrannten. Die Löscharbeiten wurden 
damals durch die große Kälte erheblich 
erschwert, da das Wasser auf der Erde 
sofort fror (siehe ZS-MAGAZIN 1179, 
Seite 5) . 

Ein rund 500 Meter hoher Rauchpilz stand 
über dem brennenden Treibstofflager. 

Obwohl man das Feuer bereits nach sechs 
Stunden unter Kontrolle hatte, dauerten 
die Löscharbeiten noch tagelang. 

ZS·MAGAZIN 10/79 19 



über 2500 Hellerinnen und Helfer stehen bereit 

Münster ist gerüstet 
Bericht über den Stand des Zivilschutzes der Stadt Münster 

Zusammengestellt von Hartmut Marburger, Fotos: Günter Sers 

Der Zivilschutz umfaßt die Vorsorgemaß­
nahmen des Staates und somit auch 
der Stadt gegen die Gefahren bei Kata­
strophen und Krisen jeglicher Art . In 
Spannungszeiten und im Verteidigungs­
fall ist der Zivilschutz Teil der zivilen 
Verteidigung. Alle Vorsorgemaßnahmen 
sind im Frieden zu treHen. 

Im Bereich der zivilen Verteidigung wer­
den insgesamt vier Hauptaufgaben an­
gesprochen: 

1. Zivilschutz, 

2. Aufrechterhaltung der Staats- und 
Regierungsgewalt, 

3. Versorgung, 

4. Unterstützung der Streitkräfte. 

Zivilschutz 

Dem Zivilschutz ist die Aufgabe gestellt, 
den Bürger, Wohn- und Arbeitsstätten, 
wichtige zivile Betriebe, Dienststellen 
und Anlagen sowie das Kulturgut vor 
Katastrophen oder Kriegsfolgen zu 
schützen , Schäden zu beseitigen oder 
zu mindern. 

Zum Zivilschutz gehören: 

a) Selbstschutz 

b) Warn- und Alarmdienst 

c) Kastastrophenschutz 

d) Schutzbau 

e) Aufenthaltsregelung 

f) Gesundheitswesen 
g) Schutz von Kulturgut. 

Die wesentlichen Rechtsgrundlagen 
sind: 

a) Gesetz über den Zivilschutz vom 
9. 8. 1976 

b) Gesetz über die Erweiterung des Ka­
tastrophenschutzes vom 9. 7. 1968 

c) Richtlinien uber Organisation und 
Durchführung der Katastrophenabwehr 
im Land Nordrhein-Westlalen I. d. F. vom 
3. 10. 1973 

d) Katastrophenschutzgesetz NW vom 
20. 12. 1977 

Darüber hinaus ist eine Vielzahl von 
Erlassen, Verwaltungs- und Sondervor­
schriften zu beachten. Zum Katastro­
phenSChutzgesetz Nordrhein-Westlalen 
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stehen ertorderliche Verwaltungsvor­
schriften noch aus. 

Alle gesetzlichen Bestimmungen, Erlas­
se, Verwaltungsvorschriften und Verord­
nungen des Landes und des Bundes 
werden vom Amt für Zivilschutz der Stadt 
Münster beachtet, ausgewertet und so­
weit möglich in vorbereitenden Maßnah­
men angewandt. In zahlreichen Fällen 
sind Stellungnahmen und Eingaben an 
zuständige Ministerien oder Bundes­
dienststellen ertolgt, um auch aus der 
Sicht der Stadt Münster auf ungenü­
gende und zweifelhafte Regelungen, 
Ermächtigungen und Aufgaben hinzuwei­
sen. 

Besonders erwähnenswert ist in diesem 
Zusammenhang die von der Stadt Mün­
ster wesentlich mitbestimmte Erarbeitung 
des Negativ-Kataloges des Deutschen 
Städtetages zum Weißbuch zur zivilen 
Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland aus dem Jahr 1972. Dieser 
Katalog setzt sich außerordentlich kritisch 
mit dem Weißbuch der Bundesregierung 
auseinander und wurde u. a. dem Innen­
ausschuß des Deutschen Bundestages, 
dem Bundesminister des Innern, dem 
Bundesverband fur den Selbstschutz, 
dem Bundesamt für Zivilschutz sowie 
den Innenministem(-senatoren) der 
Länder zugeleitet. Wesentliche Verbes­
serungen sind seit 1972 bis heute, an­
geblich wegen der angespannten Finanz­
lage des Bundes, nicht eingetreten . Zum 
Sachstand im Zivilschutz der Stadt Mün­
ster ergibt sich folgender überblick: 

Selbstschutz 

Grundlage fur den Selbstschutz ist § 10 
des Gesetzes über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes vom 9. 7. 1968, 
wonach der Gemeinde Aufbau, Förde­
rung und Leitung des Selbstschutzes 
der Bevölkerung obliegt. Für die Ge­
meinde handelt der Hauptverwaltungsbe­
amte. Die näheren Einzelheiten werden 
in der Verwaltungs vorschrift-Selbstschutz 
vom 11 . 5. 1971 geregelt. Für diese 
Maßnahmen bedient sich der Hauptver­
waltungsbeamte der örtlichen Dienststelle 
des Bundesverbandes für den Selbst­
schutz. 

Mit der systematischen Selbstschutzaus­
bildung der Bevölkerung der Stadt Mün­
ster wurde 1973 begonnen. Nach Festle­
gung der einzelnen Ausbildungsbezirke 
sowie der Unterrichts- bzw. Ausbildungs­
räume in Schulen und der übersendung 
von Einladungen durch das Amt für Zivil­
schutz ertolgt die Selbstschutz-Grund­
ausbildung an jeweils vier Abenden mit 
einem Ausbildungsumfang von zwölf 
Stunden. Die Zahl der bisher ausgebilde­
ten Bürger beträgt in Münster über 
12 000 und damit rund 4,5 % der Bevöl­
kerung. Trotz des seit einigen Monaten 
zunehmenden Interesses in der Bürger­
schaft ist die Zielvorstellung des Bundes 
von rund 25 % ausgebildeter Bürger 
im Selbstschutz noch lange nicht in 
Sicht. Für 1979 sind erstmalig Ergän­
zungslehrgänge "Strahlenschutz" vorge­
sehen, die im KatS-Zentrum abgehalten 
werden sollen. 

Im Behördenselbstschutz ist in der zu­
rückliegenden Zeit ein beachtliches Er­
gebnis mit uber 4 000 ausgebildeten 
Beamten und Angestellten in 40 ortsan­
sässigen Behörden erzielt worden . Ne­
ben den Selbstschutz-Grundlehrgängen 
konnten hier Ergänzungslehrgänge 
"Strahlenschutz" sowie Fachausbildun­
gen für Brandschutz-, Bergungs- und 
Sanitätskrafte durchgeführt werden. 

Dagegen läßt der betriebliche Selbst­
schutz (betrieblicher Katastrophen­
schutz) trotz vielfacher Gefahren in den 
Betneben noch zu wunschen übrig. In 
der letzten Zeit wurden emeut in 159 
münsterischen Betrieben der gewerbli­
chen Wirtschaft Informationsveranstal­
tungen angeboten. Hierbei gewährten 
die Industrie- und Handelskammer sowie 
das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt 
wesentliche Unterstützung. 

Ein besonderes Echo war bei den mittle­
ren Betrieben festzustellen. Seit Beginn 
des Jahres konnten in drei Veranstaltun­
gen insgesamt 79 Vertreter der Betriebe 
unternchtet werden. 

Wamdienst 

Im Stadtgebiet Münster wird der Warn­
und Alarmdienst durch 237 installierte 
Sirenen sichergestellt. Die Sirenen wur­
den zu einem großen Teil auf Privatge-



Anläßlich der im September 1979 gezeigten Ausstellung "Rund 
um den Katastrophenschutz" demonstrierte der BVS die Hand· 
habung von Feuertöschern. Bisher wurden vom BVS In Münster 
über 12 000 Bürger im Selbstschutz ausgebildet. 

Im untersten Parkgeschoß der Tiefgarage Aegidilmarkt entstand 
ein Mehrzweckbau, der In Friedenszeiten als Parkraum und im 
Katastrophen- und Verte idigungsfall als Großschutzraum genutzt 
werden kann. Oie Fahrzeugeinfahrten werden im Bedarfsfall mit 
schweren Drucktoren gasdicht und strahlensicher verschlossen. 
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In der größten Zivilschutzanlage der Stadt Münster haben 
3000 Personen Platz. Für sie sind Liege- und Sitzkombinationen 
eingelagert, die Im Bedarfsfall kurzfristig aufgebaut werden. 

Oie 1974 abgeschlossene Instandsetzung des aus dem Zweiten 
Weltkrieg stammenden Bahnhofsbunkers brachte der Stadt Mün­
ster einen beachtlichen Schutzplatzzuwachs. 2000 Personen 
finden hier Schutz. 
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In Münster stehen noch viele Hochbunker aus dem Zweiten Welt­
krieg. OI~r hier Ist teilweise an einen Gewerbebetrieb vermietet 
und vor kurzem außen renoviert worden. Nach einer geplanten 
Innen renovierung würden 2300 Schutzplätze zur Verfügung 
stehen . 

Oie Feuerwehr Münster wirkt kraft Gesetzes und aufgrund freiwil­
liger Vereinbarung im Katastrophenschutz der Stadt mit. Unser 
Bild zeigt einen Kranwagen mit max. 35 t Hubleistung. 

bäuden, nach Absprache mit den Eigen­
tümern, aufgestellt. 

Bei den jährlichen bundesweiten Probe­
alarmen, die die Überprüfung der Auslö­
seeinrichtungen zum Zweck haben, liegt 
die Ausfallquote im Stadtgebiet Münster 
im Durchschnitt bei ca. fünf Prozent. 
Neben der zentralen Auslösung über 
Ferntastgerät durch das Warnamt IV 
können alle in Münster installierten Sire­
nen ebenfalls zentral durch ein Gerät 
ausgelöst werden. 

Über sogenannte Warnstellengeräte 
erfolgen monatliche Übungsdurchsagen 
des Warnamtes IV für den ABC- und 
Luftlagebereich. Hierfür stehen zwölf 
städtische Bedienstete zur Verfügung, 
die in Lehrgängen geschult wurden. 

Schutzbau 

Der Schutzbau, eine der wichtigsten, 
aber auch kostenträchtigsten Vorsorge­
maßnahmen auf dem Gebiet des Zivil­
schutzes, ist im Schutzbaugesetz vom 

Die Stadtverwaltung Münster verfügt 
z. Z. über drei Warnstellengeräte. An 
das Warn amt IV sind mittels dieser 
Warnstellengerate auch andere Behör­
den und wichtige Institutionen und Be­
triebe angeschlossen. 

9. 9. 1965 verankerf. Die in diesem Ge­
setz enthaltene gesetzliche Verpflichtung 
zum Bau von Schutzräumen wurde be­
reits nach drei Monaten aus finanziellen 
Gründen im Rahmen des Haushalts­
sicherstellungsgesetzes vom 20. 12. 
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1965 suspendiert, so daß es z. Z. keine 
gesetzliche Schutzbaupflichl gibt. 

Seitens der Stadt erfolgten mehrfach 
durch Presseverötfentlichungen und 
durch die Verteilung der Bautechnischen 
Grundsätze und Förderungsrichtlinien 
(Schutzbaufibel) sowie durch Merkblätter 
Informationen für Bauherren , Architekten 
und Bauträger ohne nennenswerte Reak­
tionen. Nach den Unterlagen des Amtes 
für Zivilschutz wurden bis jetzt nur sechs 
mit Bundesmitteln geförderte Haus­
schutzräume erstellt. 

Die Stadt verfügt über vollständig ausge­
baute Schutzräume mit 10 760 Schutz­
raumplätzen. Auf den Bahnhofsbunker 
und auf die Zivilschutzanlage im Aegidii­
markl enHalien allein 5 000 Plätze. Dar­
über hinaus stehen in Schulen und öf­
lenmchen Gebäuden weitere 6 230 
Schutz raum plätze mit gewissen techni­
schen Vorbehalten in der Ausrüstung 
zur Verfügung, so daß zur Zeit insgesamt 
rund 17 000 Schutzraumplätze (für 6,3 % 
der Bevölkerung) vorhanden sind, mehr 
als das Doppelte gegenüber dem Lan­
desdurchschnitt Nordrhein-WesHalen . 
Weiter sind in Münster noch folgende 
SChutzraumplätze in der Planung bzw. 
Ausführung: 
Handelslehranstalten, Schutzzentren 
Roxel, Wolbeck, Kinderhaus, Bebauung 
Tibusparkplatz mit insgesamt 6 380 Plät­
zen und evtl . noch Tiefgaragen im 
Hauptzentrum Kinderhaus mit weiteren 
2 000 Schutzraumplätzen; insgesamt 
8380. 
Für einen zeitlich begrenzten Aufenthalt 
bieten vorhandene Hochbunker aus dem 
Zweiten Weltkrieg, nach Instandsetzung, 
Schutz gegen konventionelle Watfenwir­
kungen . In einer Ratsvorlage wird um 
Entscheidung gebeten, ob die fünf im 
Stadtgebiet vorhandenen Hochbunker 
mit insgesamt 10 700 Schutz plätzen 
von der Stadt, nach Instandsetzung 
durch den Bund, zur Unterhaltung und 
Wartung übernommen werden. 

Unter Einbeziehung der in der Planung 
und Ausführung befindlichen Schutzbau­
ten und unter der Voraussetzung, daß 
der Rat der Stadt der Vorlage zustimmt 
und der Bund die Instandsetzung der 
Hochbunker in wenigen Jahren durch­
führt, stehen der Bevölkerung rund 
38 000 (13,4 % der Bevölkerung) 
Schutzraumplätze der verschiedensten 
Schutzgrade zur Verfügung. 

Die Zahl dieser Schutzplätze ist noch 
völlig unzureichend für den Schutz der 
Bevölkerung. Die Bundesregierung hat 
zwar im letzten Jahr erneut über die 
Einführung einer gesetzliChen Schutz­
baupllicht beraten, diese jedoch aus 
finanziellen Gründen abgelehnt. Dennoch 
sollte die Stadt und alle in Frage kom­
menden ortsansässigen Behörden bei 
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Unser Bild zeigt einen Tell der 24 EInsatzfahrzeuge des THW Münster. Untergebracht 
ist das THW Im KatS-Zentrum In der Weißenburgstraße, In dem auch die Ausbildung 
der verschiedenen Fachdienste auf Einheitsebene erfolgt. 

Den 42 Helfern 
des ABC-Zuges 
Münster stehen 
modeme Fahr­
zeuge zur Verfü­
gung. Im Vorder­
grund Ist e in 
Dekontamlnie­
rungs-Mehrzweck­
fahrzeug zu se­
hen. 

Die AbschnIttsfüh­
rungssteile wird 
bei friedensmäßI­
gen Katastrophen 
vom Stab des 
Hauptverwal­
tungsbeamten 
genutzt. Umfang­
reiches Kartenma­
terial und viele 
technische Ein­
richtungen stehen 
den ca. 70 Füh­
rungskräften 
zur Verfügung. 

1 

Neubauten Schutzräume grundsätzlich 
vorsehen. 

Aufenthaltsregelung 

In Krisenzeiten wird das Schicksal der 
Bevölkerung weitgehend davon abhän­
gen, wie sich der einzelne gegenüber 
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den allgemein drohenden Gefahren ver­
hält. Teile der Bevölkerung, die ihre 
Wohnorte fluchtartig verlassen. um Sich 
anderorts in vermeintliche Sicherheit 
zu begeben, werden sich selbst größeren 
Gefahren aussetzen und militärische 
Aktionen behindern können, wenn auch 
Ausnahmen durchaus denkbar sind. 
Es gehört aus verte idigungspolitischen 



Oie Fernmeldezentrale der AbschnittsführungssteIle, mit Vermittlung und Funkstelle, 
ist im Einsatztall mit zwei Sprechfunkern, zwei Fernmeldern und einer Auskunft besetzt. 

und strategischen Gründen zu der 
Hauptlorderung, daß jeder Bürger an 
seinem gewählten Aufenthaltsort soweit 
wie möglich bleibl (slay pul). Da jedoch 
bei der zentralen Lage der Bundesrepu­
blik einzelne Gebiete auch einer beson­
ders intensiven Bedrohung ausgesetzt 
sein können und die dort wohnende 
Bevölkerung durch geeignete Maßnah-

Bisher hat die 
Stadt Münster 
insgesamt zehn 
Notbrunnen er­
stellt. Sie dienen 
der Trinkwasser­
versorgung der 
Bevölkerung, 
wenn das normale 
Leitungsnetz 
zerstört ist. Oie 
Gesamtplanung 
sieht 50 weitere 
Notbrunnen vor. 

Der für den Kata· 
strophenschutz 
In Münster zu­
ständige Dezer­
nent, Stadtrat 
Dr. Werner Keim 
(BIldmitte), Im 
Gespräch mit 
dem Aufstellungs­
leiter des KatS, 
Hartmut Marburger 
(links), und dem 
Leiter des Amtes 
für Zivilschutz, 
Oberamtsrat Helnz 
Spooren. 

men geschützt werden muß, sind auch 
Vorkehrungen im Rahmen der Aufent­
haltsregelung denkbar, wobei als 
Rechtsgrundlage § 12 des Geselzes 
über die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes von 1968 herangezogen wer­
den kann . Hiernach sind 
- Maßnahmen zur Beschränkung des 
Aufenthaltswechsels, 

- Maßnahmen für gelenkte Bevölke­
rungsbewegungen (Evakuierung), 

- Maßnahmen für ungelenkte Bevölke­
rungsbewegungen (Fluchtbewegung) 

unter bestimmten Voraussetzungen zu 
treffen. 

Katastrophenschutz 

Durch das Gesetz über die Erweiterung 
des Kalaslrophenschutzes vom 9. 7. 
1968 wurde eine bundeseinheitliche 
Katastrophenschutzgebung für den Frie­
dens- und Verteidigungsfall geschaffen. 
Nach diesem Gesetz obliegt dem Haupt­
verwaltungsbeamten die Zuständigkeit 
über Aufsicht, Führung und Einsatz. 
Die Feuerwehr und das Technische 
Hilfswerk wirken dabei als öffentlich­
rechtliche Organisationen kraft Gesetzes 
und das Deutsche Rote Kreuz, der Mal­
teser-Hilfsdiensl und die Johanniter-Un­
fall-Hilfe in ihrer Eigenschaft als privat­
rechtliehe Organisation aufgrund freiwilli ­
ger Vereinbarungen im Katastrophen­
schutz der Stadt Münster mit. Der Kata­
strophenschutz umfaßI zehn Fachdien­
ste, und zwar: 

Brandschutzdienst 
Feuerwehr 

Bergungsdienst 
THW 

Instandsetzungsdienst 
THW 

Sanitätsdienst 
DRK, JUH, MHD 

Belreuungsdienst 
DRK, MHD 

ABC-Dienst 
Regieeinheit 

Fernmeldedienst 
MHD,THW, Regieeinheit 

Veterinärdienst 
Regieeinheit 

Versorgungsdienst 
JUH, THW, Feuerwehr, Regieeinheit 

Führungsdiensl 
JUH. MHD. THW, Feuerwehr, 
Regieeinheit 

Bei einzelnen Fachdiensten wurden Re­
gieeinheilen aufgeslellt, die im Auftrag 
und unler der besonderen Verwaltung 
des Amtes für Zivilschutz vorgehalten 
werden. Zur Zeit stehen 2 583 ausgebil­
dete Helferinnen und Helfer dem Kala­
slrophenschtuz der Stadt zur Verfügung. 
Die Sollstärke von ein Prozent der Be­
völkerung ist somit fasl erreicht. Die 
Helferinnen und Helfer sind in insgesamt 
52 Einheiten und Einrichtungen des Ka­
tastrophenSChutzes personell voll ver­
plant, ausschließlich 679 Schwesternhelfe­
rinnen . 
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Für 587 Helfer konnte die Freistellung 
vom Wehrdienst aufgrund der Verpflich­
tung zum zehnjährigen Dienst im Kata­
strophenschutz erreicht werden. Außer­
dem wurden 17 Helfer, hierbei handelt 
es sich um Führungskrafte bzw. Helfer 
mit Spezialausbildung (z. B. Maschini­
sten, Schirrmeister) , uk.-gestellt . 

Zur Ausstattung der Einheiten und Ein­
richtungen gehören zur Zeit 161 Fahr­
zeuge, wobei weitere 77 Fahrzeuge 
der Feuerwehr und ca. 60 Fahrzeuge 
der Polizei im Einsatzfall hinzugezogen 
werden können . Hinzuzuzählen ist noch 
ein Bergungsräumzug mit 26 Helfern, 
der aufgrund einer Absprache mit zwei 
Baufirmen personell und materiell , ein­
schließlich der erforderlichen schweren 
Räum- und Bergungsgeräte, fruhzeitig 
eingesetzt werden kann. Letztlich stehen 
unter bestimmten Voraussetzungen in 
Fnedenszeiten auf Anforderungen auch 
Einheiten und Materialien der ortsansäs­
sigen Bundeswehr zur Verfugung. 

Es werden folgende Spezialgeräte und 
Ausstattungsgegenstände vorgehalten: 

mobile Feldkochherde 

Entgiftungsfahrzeuge 

Wasseraufbereitungsfahrzeuge 

LeuchtgiraHe 

Camping liegen 

Sandsäcke 

SauerstoHianze 

Decken 

Schutzmasken 

Funkgeräte und Funkmeldeempfänger 

fahrbare Notstromaggregate 

Feldschlachterelgeratesatz (Bundeswehr). 

Durch jahrliche Plan besprechungen, 
Plan-, Rahmen- und Einsatzübungen 
wird der Ausbildungsstand aller Einheiten 
überpruft. Seit 1961 wurden eine Vielzahl 
derartiger Übungen abgehalten. 

Bis 1977 führte der Hauptverwaltungsbe­
amte nach den Richtlinien über Organi­
sation und Durchführung der Katastro­
phenabwehr im Lande Nordrhein-Westfa­
len die hiemach gebildete Katastrophen­
abwehrleitung Von der Katastrophen­
schutzschule des Bundes wurde unter 
besonderer Berucksichtigung der Erfah­
rungen bei dem großen Waldbrand in 
Niedersachsen zwischenzeitlich ein 
neu es Modell eIOer Katastrophenschutz­
leitung empfohlen, das auch von der 
Stadt Munster ubernommen wurde. 

Um sich mit der neuen Form der Fuh­
rungsstruktur und Stabsgliederung ver­
traut zu machen , hat die Katastrophen­
schutzleitung der Stadt Münster 1978 
geschlossen an einem ftinftägigen Lehr­
gang an der KatS-Bundesschule in Bad 
Neuenahr/ Ahrweiler teilgenommen. 

24 ZS-MAGAZIN 10/79 

Ebenso wurden die Aufbaulehrgänge 
verstärkl von Führungskräften besucht. 

Neben den Führungslehrgängen werden 
Helferinnen und Helfer zu Ausbildungs­
lehrgängen an die Katastrophenschutz­
schule des Landes NW in Wesei, die 
DRK-Schule Munster und die Landes­
feuerwehrschule Münster entsandt. Für 
Ausbildungszwecke auf Einheitsebene 
steht in Münster das KatS-Zentrum Wei­
ßenburgstraße zur Verfugung, in dem 
mehrere Einheiten und Einrichtungen 
der verschiedenen Fachdienste des Ka­
tastrophenschutzes mit Ausbildungs-, 
Aufenthalts- , Lager- und Garagenräumen 
untergebracht sind. Bei friedensmäßigen 
Katastrophen sowie bei Übungen ist 
hier auch der Sitz der Katastrophen­
schutzleitung bzw. des Stabes. Für das 
KatS-Zentrum wird zur Zeit ein Antrag 
an die betreHenden Bundesbehörden 
vorbereitet, um dieses Zentrum mit Hilfe 
von Bundesmitteln nach neuesten tech­
nischen und baUlIChen GesIchtspunkten 
einzurichten. zumal hier auch 

die hauptamtliche Geschäftsstelle des 
THW, 

die Katastrophenschutz-Zentralwerkstatt 
des Regierungsprasidenten Münster 

und die Landesschule Westfalen der 
JUH 

untergebracht sind . 

Verwaltet Wird dieses KatS-Zentrum 
vom Amt für Zivilschutz; zwei hauptamt­
liche Gerätewarte haben hier ihre 
Dienstwohnungen 

Im vergangenen Jahr wurde vom Zivil­
schutzdezernat eine Merkkarte mit le­
benswichtigen Telefonnummern und 
einer Information uber das Verhalten 
bei Alarm In einer Auflage von 100 000 
Stuck gedruckt. Sie wurde Anfang Mai 
1979 an alle Haushalte verteilt. 

Gesundheitswesen 

Ein Katastrophen- oder Verteidigungsfall 
erfordert eine umfassende ärztliche Ver­
sorgung der Bevölkerung. Dazu gehören 
u. a. die Erweiterung der Aufnahmekapa­
zität bestehender Krankenhäuser und 
die zusätzlIChe Bereitstellung von Betten 
in vorbereiteten Hilfskrankenhäusern, 
die im Frieden z. B als Schulen oder 
Jugendherbergen dienen. Hierfür werden 
Einrichtungs- und Ausstattungsgegen­
stände, Verband- und Arzneimittel be­
reitgestellt. Zusätzlich sind Schwestern­
helferinnen ausgebildet. Im Stadtgebiet 
Münster sind fünf Objekte als Hilfskran­
kenhauser ausgewahlt, die das Gesund­
heitsamt auf ihre Verwendbarkeit über­
prüft hat. Über 400 Fachärzte und Ärzte 
stehen in Krisenzeiten zur Verfügung. 
Die Sanitätsmittelbevorratung ist Sache 

des Landes und wird durch den Regie­
rungspräsidenten wahrgenommen. 

Schutz von Kulturgut 

Diese Aufgabe wurde In Munster bereits 
vor 14 Jahren in Angriff genommen. 
Die Gewährung eines Bundeszuschusses 
in Höhe von 25 000 DM ermöglichte 
die Mikroverfilmung von Urkunden der 
verschiedensten Art aus dem Stadt-
und Gerichtsarchiv bis zum Jahre 1803. 
Eine weitere systematische Sicherung 
des Kulturgutes ist aus finanziellen 
Grunden zuruckgestellt. 

Die schutzwurdigen Kulturgüter der Stadt 
sollen in drei Kategorien eingeteilt und 
karteimäßig erfaßt werden: 

a) Schriftgut 

b) bewegliches Kulturgut 

c) Gebaude 

Aufrechterhaltung der Staats­
und Regierungsgewalt 

Die Aufrechterhaltung der Staats- und 
Regierungsfunktionen auch in Krisenzei­
ten ist unentbehrlich. Die hierzu erforder­
lichen Vorsorgemaßnahmen müssen 
unter Beteiligung der in Frage kommen­
den Ämter der Stadt und der Dienststel­
len des Landes und Bundes getroHen 
werden . 

Alarmkalender 

Seit Jahren gilt bundeseinheitlIch ein 
umfassender ziviler Alarmplan zur Vorbe­
reitung aller notwendigen Maßnahmen 
in Anpassung an Krisenzeiten und 
Alarmstufen. Die Verwaltung arbeitet 
als kalenderfuhrende Stelle mit 34 Be­
hörden eng zusammen. Nach den Richt­
linien des Landes Nordrhein-Westfalen 
für die Vorbereitung und Duchführung 
der Alarmierung sowie für das Anlegen 
und Führen von Einsatzplänen bei Be­
hörden, Dienststellen und Einrichtungen 
müssen diese in einem Alarmfall in der 
Lage sein , den friedensmäßigen Dienst­
betrieb kurZfristig und reibungslos auf 
die besonderen Erfordernisse eines Ver­
teidigungsfalles einzurichten. Hierzu 
werden in eigener Verantwortung be­
stimmte Alarmmaßnahmen vorbereitet. 
Es muß von der Verwaltung noch 
eine große Zahl von Einsatzplanen erar­
beitet werden , 

Alarmierungsübungen 

Das Alarmierungssystem und die Emp­
fangsbereitschaft der einsatzpIanführen­
den Stellen wird seit Jahren durch Alar-



mierungsübungen, die bundesweit jähr­
lich abgehalten werden , erprobt und 
überprüft. Die Weitergabe der beim Amt 
für Zivilschutz eingehenden Übungs­
alarmsprüche erfolgt durch eine aus 
Bediensteten der Stadtverwaltung Mün­
ster gebildeten "Auslösezentrale" an 
die in Münster ansässigen einsatzpian­
führenden Landesbehörden und Einrich­
tungen. 

Mit anzusprechen sind die jährlichen 
nationalen und internationalen Warn­
dienstübungen, die der Ausbildung und 
Schulung der AM ASt (ABC-Melde- und 
Auswertestelle) im Befehlsstellenbereich 
dienen. Hierfür stehen Bedienstete der 
Stadtverwaltung Münster zur Verfügung, 
die bereits an mehreren Lehrgängen 
im Warnamt IV teilgenommen haben. 

Lehrplanspiel "Köln" 
in Münster 

Die Akademie für zivile Verteidigung 
hat unter Leitung ihres Präsidenten 
Dr. Dr. Eichstädt am 17. und 18.1 .1979 
in Münster vor einem Teilnehmerkreis 
von etwa 100 Personen die verkürzte 
Ausführung des Lehrplanspiels " Köln" 
durchgeführt. Den Dezernenten und 
Leitern städtischer Ämter sowie Gästen 
aus den verschiedensten Bereichen 
konnte hierbei erstmalig in komprimierter 
Form Notwendigkeit und Problemberei­
che des Zivilschutzes einer Stadt in KM­
senzeiten aufgezeigt werden. 

Versorgung 

In den Jahren 1965 bzw. 1968 sind fol­
gende Sicherstellungsgesetze in Kraft 
getreten: 

Wassersicherstellungsgesetz 

Wirtschaftssicherstellungsgesetz 

Verkehrssicherstellungsgesetz 

Arbeitssicherstellungsgesetz. 

Ferner sind das Bundesleistungsgesetz 
zu nennen sowie das Landbeschaffungs­
gesetz vom 23. 12. 1957 mit den dazu 
ergangenen Rechtsverordnungen und 
Verwaltungsvorschriften. Die Sicherstel­
lungsgesetze ermöglichen den zuständi­
gen Dienststellen Planungs- und Bewirt­
schaftungsmaßnahmen; das Bundeslei­
stungsgesetz macht den individuellen 
Zugriff auf einzelne Sachen, Gebiete 
oder Leistungen möglich. 

Wassersicherstellungsgesetz 

Beim Wassersicherstellungsgesetz ist 
die Trinkwasserversorgung besonders 

erwähnenswert. Bisher hat die Stadt 
Münster insgesamt zehn Notbrunnen 
erstellt (sieben Um- sowie drei Neubau­
ten) . Planung und Ausführung sowie 
die Unterhaltung dieser fertiggestellten 
Anlagen erfolgt durch das Amt für Zivil­
schutz. Die technische Durchführung 
ist dem Tiefbauamt übertragen. Bisher 
konnten 420000 DM an Bundesmitteln 
verausgabt werden. Die Gesamtplanung 
sieht weitere 50 Notbrunnen vor (32 Um­
und Ausbauten , 18 Neubauten) , um den 
Trinkwasserbedarf der Zivilbevölkerung 
in Krisenzeiten zu gewährleisten. Mit 
Hilfe einer mobilen Wasseraufbereitungs­
und Dekontaminierungsanlage kann 
außerdem verschmutztes und verseuch­
tes Wasser zu Trinkwasser aufbereitet 
werden. Bei mehreren Übungen wurde 
die Anlage erfolgreich eingesetzt. 

Wirtschaftssicherstellung 

Im Bereich der Wirtschaftssicherstellung 
sind aufgrund des Wirtschaftssicherstel­
lungsgesetzes vom 3. 10. 1968 mehrere 
Rechtsverordnungen erlassen worden. 

Das Gesetz hat die Gewinnung und 
Herstellung von Waren der gewerblichen 
Wirtschaft, deren Be- und Verarbeitung 
sowie Zuteilung zum Inhalt. Dies betrifft 
unter anderen auch die Bereiche Forst­
und Holzwirtschaft und elektrische Ener­
gie. Gemäß § 2 Abs. 1 dieses Gesetzes 
dürfen die Maßnahmen jedoch nur nach 
Maßgabe des Artikels 80 a Grundgesetz 
(Anwendung von Rechtsvorschriften 
im Spannungsfall) angewandt werden . 

Ernährungssicherstellung 

Mit dem Ernährungssicherstellungsgesetz 
soll die Verwaltung Vorkehrungen auf 
dem Gebiet der Versorgung bereits in 
Friedenszeiten treffen. Dieses Gesetz 
sieht unter anderem eine ständige Bevor­
ratung vor und gibt dem Staat Eingriffs­
möglichkeiten in das Marktgeschehen. 
Im Rahmen dieses Sicherstellungsgeset­
zes sind vom Amt für Zivilschutz umfang­
reiche organisatorische Maßnahmen 
vorbereitet worden . Außerdem wurden 
aufgrund der Ernährungswirtschaftsmel­
deverordnung vom 10. 9. 1975 insgesamt 
270 Betriebe in Münster erfaßt, um Daten 
über Kapazität , Lagerung und Vorratshal­
tung im Bereich dieser ernährungs- und 
verteidigungswichtigen Betriebe zu erhal­
ten . 

In Zusammenarbeit mit dem Ministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und For­
sten NW fand am 13. 1. 1972 eine Plan-

untersuchung (Erstausgabe Lebensmit­
tel- und Milchkarten) statt. Diese Unter­
suchung war auf eine Kartenausgabe­
stelle beschränkt und wurde in vier ver­
schiedenen Modellen durchgespielt. 

Verkehrssicherstellung 

Das Verkehrssicherstellungsgesetz regelt 
die Benutzung und den Betrieb von Ver­
kehrsmitteln, die Lenkung, Beschleuni­
gung und Beschränkung der Veräuße­
rung von Verkehrsmitteln. Wie bei dem 
Wirtschaftssicherstellungsgesetz dürfen 
Maßnahmen nur nach Maßgabe des 
Artikels 80 a Grundgesetz angewandt 
werden . 

Für Katastrophen und sonstige größere 
Unglücksfälle ist vom Amt für Zivilschutz 
ein Katastrophenschutzplan erstellt wor­
den, aus dem alle notwendigen Angaben 
sofort entnommen werden können. Vor 
Jahren wurde bereits eine Kurzfassung 
erarbeitet, die zweimal im Jahr auf den 
neu esten Stand gebracht wird. 

Vorschläge für die Verbesse­
rung des Zivilschutzes 

Der derzeitige Sachstand des Zivilschut­
zes in der Stadt Münster kann zwar nach 
den vorhergehenden Ausführungen für 
den Katastrophenschutz als befriedigend 
angesehen werden . Das kann jedoch 
nicht gelten für längere Krisenzeiten 
und insbesondere für den Verteidigungs­
fall und für den Schutzraumbau. Eine 
wesentliche Verbesserung des Zivil­
schutzes setzt nach Ansicht der Verwal­
tung voraus: 

1. Verstärktes Engagement aller politi­
schen Parteien auf Bundes-, Landes­
und kommunaler Ebene in der öffentlich­
keit im Hinblick auf die Bedeutung und 
die Aufgaben des Zivilschutzes (vgl. 
ZS-MAGAZIN 2/79 über die Aussagen 
der Sprecher aller drei Fraktionen im 
Deutschen Bundestag und des Bundes­
ministers des Innern im Bundestag am 
25. 1. 1979). 

2. Bereitstellung wesentlich höherer 
Finanzmittel seitens des Bundes, insbe­
sondere für den Zivilschutz (z. B. Schutz­
raumbau) . 

3. Intensivierung der notwendigen vorbe­
reitenden Maßnahmen im Rahmen der 
verfügbaren Mittel in Zusammenarbeit 
mit allen zu beteiligenden zivilen und 
militärischen Dienststellen. 

4. Zuerkennung eines höheren Stellen­
wertes des gesamten Aufgabengebietes 
des Zivilschutzes von Rat und Verwal­
tung mit ggf. entsprechenden personellen 
Konsequenzen . 
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Solidaridad Democratica in Spanien: 

Mit Beharrlichkeit ans Ziel 
Eine junge Organisation steht im Aufbau -
25 Spanier zu Ausbildungs-Lehrgang bei ASB in Köln 

Anläßlich der 90-Jahr-Feier 
des Arbeiter-Samariter-Bun­
des im November letzten 
Jahres in Bertin beschlossen 
alle Samariter-Gruppierungen 
im Rahmen eines internatio­
nalen Treffens, der spani­
schen Organisation " Solidari­
dad Democratica" (SO) ganz 
gezielt beim Aufbau zu helfen 
(siehe ZS-MAGAZIN 12178, 
Seite 10). Dieser Beschluß 
trug im August dieses Jahres 
erste Früchte: Auf Einladung 
des ASB nahmen 25 Spanie­
rinnen und Spanier an einem 
Lehrgang für Ausbilder in 
Erster Hilfe an der ASB-Bun­
desschule in Köln teil. Sie 
kamen aus allen Teilen der 
iberischen Halbinsel , aus 
allen gesellschaftlichen 
Schichten und Altersgruppen. 

Ihre Aufgabe wird es sein , 
in der Art des " Schneeball­
Systems" in Spanien ihr Wis­
sen weiterzuvermitteln und 
so mitzuhelfen, die teils er­
schreckenden Zustände in 
Sachen " Erste Hilfe" und 
" Sofortmaßnahmen am 
Unfallort" zu verbessern. 

Die spanischen Gäste stan­
den dem Projekt anfangs 
etwas kritisch gegenüber; 
sie waren der Meinung, die 
Ausbildung könnte ebenso 
gut in ihrer Heimat erfolgen. 
Doch die Skepsis legte sich 
nach den ersten Unterrichts­
stunden. Man erkannte 
schnell , daß die technischen 
Möglichkeiten und das " Know­
how" hierzulande einfach 
besser sind - wohl auch 
durch die lange Tradition 
und dem daraus resultieren­
den hohen Ausbildungsstand 
des ASB. Nicht zuletzt dürfte 
der Erfolg des Lehrganges 
auch das Verdienst des 
ASB-Lehrbeauftragten Wolf­
gang Reckel sein, der den 
Kurs mit Witz und Genauigkeit 
durchführte. Zwei Simultan-
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Dolmetscher bewältigten das 
Sprachproblem - es mußte 
also nicht kompliziert hin 
und her übersetzt werden. 
Trotzdem war die Aufgabe 
für Reckel nicht ganz einfach, 
da er bei der Ausbildung 
auf die vorhandenen techni­
schen Voraussetzungen in 
Spanien Rücksicht nehmen 
mußte - Video-Rekorder, 
Filmapparate und Dia-Projek­
toren stehen dort in den al­
lerwenigsten Fällen zur Verfü­
gung. 

Arbeit im Untergrund 

Das ZS-MAGAZIN nahm 
die Gelegenheit wahr, um 
mit dem Generalsekretär 
der Solidaridad Democratica, 
Pablo Dörr, über Aufbau und 
Arbeit der SO zu sprechen. 
Die Organisation besteht 
bereits seit t945, konnte 
aber während des Franeo­
Regimes nur im Untergrund 
arbeiten und existieren . Erst 
seit Mitte 1978 kann sie offi­
ziell auftreten, was aber nicht 
heißt, daß der Staat die viel­
fältigen Aktivitäten finanziell 
unterstützt. Bis das Ziel der 
SO erreicht sein wird , nämlich 
Hilfsorganisation und Wohl­
fahrtsverband zu sein , werden 
laut Dörr noch Jahre verge­
hen. Die Solidaridad Demo­
cratica befindet sich ebenso 
wie das junge demokratische 
Spanien noch in der Aufbau­
phase. Die SO ist beispiels­
weise noch kein - unseren 
Verhältnissen entsprechend -
eingetragener Verein . Das 
Vereinsrecht stammt aus 
dem Jahr 1964, also aus 
der Regierungszeit Francos, 
und muß erst den neuen 
Verhältnissen angepaßt wer­
den. Es gibt auch noch keinen 
festen Mitgliederstamm. Wer 
bei der SO mitarbeitet, tut 
das - abgesehen von der 
Handvoll hauptamtlicher An-

gestellter - ehrenamtlich. 
Das heißt in der Praxis, daß 
es keinerlei Unkostenbeteili­
gung durch die SO gibt, we­
der Fahrgeld noch Tagesspe­
sen, wie das bei Hilfsorgani­
sationen in der Bundesrepu­
blik üblich ist. Dennoch haben 
sich in nahezu allen Provin­
zen des Landes Gruppen 
der SO gebildet. Für eine 
offizielle Anerkennung durch 
die Regierung fehlt auch noch 
ein konkretes Programm der 

SO. Dies zu entwickeln, hatte 
man einfach bis jetzt keine 
Zeit. Man hilft, wo und wie 
man kann, und der Hilfen 
werden genug gebraucht. 

Soziales Spektrum 

Ein Schwerpunkt der jetzigen 
Arbeit liegt in der Betreuung 
der Gefangenen aus Zeiten 
des Franco-Regimes, die 
nach oft jahrzehntelanger 

25 Spanierinnen und Spanier folgten der Einladung des ASB, 
einen Lehrgang für Ausbilder in Erster Hilfe an der ASB-Bundes­
schule in Köln zu absolvieren. 

Der Lehrbeauftragte des ASB, Wolfgang Reckei , mußte sich bel 
seinen Ausbildungsmethoden auf die technischen Möglichkeiten 
In Spanien einstellen. 



Gefangenschaft nach der 
großen Amnestie der neuen 
Regierung endlich frei wur­
den. Man hilft diesen Men­
schen, verlorengegangene 
Dokumente zu beschaffen; 
zeigt ihnen Wege, ihr Leben 
in geordnete Bahnen zu brin­
gen; hilft ihnen, ihre eigene 
Identität wiederzufinden. Ein 
zweites großes Problem auf 
dem Sektor Wohlfahrt stellt 
sich in der Betreuung von 
Jugendlichen. Zur Zeit sind 
rund 15 % der Spanier ar­
beitslos, 55 % davon sind Ju-

gendliche. Es gibt - so Dörr -
kein Sozialhilfegesetz, und 
nur 30 % der Arbeitslosen 
beziehen Unterstützung. Die 
Folgen: Drogenmißbrauch, 
Alkoholismus und Abrutschen 
in die Kriminalität. Dagegen 
versuchen die Helfer der 
SD, mit entsprechenden Pro­
grammen und Angebcten 
zu wirken. In manchen Städ­
ten sind in Zusammenarbeit 
mit Sozialisten und Gewerk­
schaft Kinderhorte entstan­
den; man bemüht sich außer­
dem, Pflegeplätze für Kinder 

Mit Hilfe einer 
Simultan-Dol­
metsch-Anlage 
wurden die 
Ausführungen 
des Vortragen­
den direkt 
Ins Spanische 
übersetzt. 

Der Mediziner 
Cr. Manuel 
Robles San­
chez unter­
stützte Wolf­
gang Recket 
bei der Ausbil ­
dung. 

Auch die prak­
tische Seite 
der Ausbildung 
kam bei dem 
Lehrgang 
nicht zu kurz. 

zu finden . Auch die vielen 
Obdachlosen - meist arbeits­
los - bereiten Kopfzerbre­
chen . Die SD möchte später 
verstärkt in der Altenhilfe 
wirken und mobile Dienste 
aufziehen, damit alte Men­
schen möglichst lange in 
ihrer vertrauten Umgebung 
leben können , denn ein Groß­
teil der staatlichen und priva­
ten Altenheime sind nach 
Aussage Dörrs schlichtweg 
unzumutbar. 

Keine Koordination 

Ähnlich große Probleme gibt 
es im Rettungswesen und 
im Katastrophenschutz. Das 
Rettungswesen liegt teilwei­
weise in privater Hand. Al lein 
in Madrid kann man im Tele­
fonbuch zwischen 27 privaten 
Krankenwagenfirmen auswäh­
len. Die Fahrt ist entspre­
chend teuer, doch Dienstlei­
stung und hygienischer Zu­
stand gut. Wenn aber ein 
Kranker Mitglied der " Seguri­
dad Social" ist, wird die Lage 
schon schlimmer. Diese Or­
ganisation hat Verträge mit 
Privatunternehmern und zahlt 
eine minimale Kilometerpau­
schale. Entsprechend ist dann 
auch der Zustand der Fahr­
zeuge, die meistenteils nicht 
den hygienischen und techni­
schen Mindestanforderungen 
entsprechen. Die Dienste 
des Roten Kreuzes werden 
von den Privatunternehmern 
als Konkurrenz empfunden, 
da die Krankenwagen ge­
spendet und von jungen Men­
schen - die diese Aufgabe 
an Stelle des Militärdienstes 
wahrnehmen - gefahren wer­
den. Es gibt auch keine koor­
dinierenden Einsatzleitstellen, 
Krankenwagen mit begleiten­
dem Notarzt sind ebenfalls 
nicht vorhanden. Sarkastisch 
meint Pablo Dörr, es sei am 
sichersten und am besten, 
sich von einem Taxi ins Kran­
kenhaus bringen zu lassen. 
Es ist nun das große Ziel 
der SD, beim Aufbau eines 
den heutigen Anforderungen 
entsprechenden Rettungswe­
sens mitzuwirken. Das kostet 
natürlich immenses Geld, 
und so wird es wohl noch 
eine Weile dauern, bis das 
Rettungssystem verbessert 
sein wird und funktioniert . 

Kein Katastrophen­
schutz 

Nicht viel besser scheint die 
Lage auf dem Sektor Zivil­
und Katastrophenschutz zu 
sein. Laut Dörr gibt es keinen 
organisierten Zivilschutz. 

Bei den großen Katastrophen 
in Spanien (Explosion auf 
dem Campingplatz Los Alfa­
ques 1978, Waldbrände im 
Sommer dieses Jahres etc.) 
wurden Einheiten des Heeres 
eingesetzt. Deshalb auch 
die Bemühungen der SD, 
schwerpunktmäßig einen 
Katastrophenschutz aufzu­
bauen , wie jetzt in Granada, 
das in einem erdbebenge­
fährdeten Ge~et liegt. 

Ein weiteres Ziel der SD ist 
es, in Betrieben einen Sani­
tätsdienst einzurichten - bis 
jetzt gibt es in fast keiner 
Firma Ärzte oder Sanitäter. 
Doch für alle diese Projekte 
fehlt es der SD noch an ge­
schulten Kräften, Gerät und 
vor allem an Geld. 

So war der Lehrgang für die 
25 spanischen Gäste ein 
erster und wichtiger Schritt 
für die weitere Entwicklung 
der SD. Erfreulicherweise 
wird der " Erste-Hilfe-Leitfa­
den" des ASB mit Unterstüt­
zung des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammen­
arbeit ins Spanische übersetzt 
und somit die Ausbildung 
der Bevölkerung bestimmt 
erleichtern . Weitere enge 
Kontakte zwischen der SD, 
dem ASB und allen anderen 
Samariter-Bewegungen in 
Europa sind geplant, auch 
finanzielle Unterstützung. 

Es besteht zu Recht die An­
nahme, daß die Solidaridad 
Democratica nach den übli­
chen Anfangsschwierigkeiten 
in Spanien eine ähnliche 
Bedeutung erreicht wie der 
Arbeiter-Samariter-Bund in 
der Bundesrepublik. Diese 
Entwicklung dürfte ein beson­
ders positives Beispiel inter­
nationaler Solidarität sein -
auch der ASS hat hier eine 
Verpflichtung übernommen, 
die dem Grundgedanken 
der Organisation in bester 
Weise entspricht. 
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Verwaltungsamtmann Benno Greinwald , Landratsamt Weilheim-Schongau 

Hochwasserkatastrophe 
im Kreis Weilheim-Schongau 
Neues Stabsmodell im Ernstfall erprobt 

Ungewöhnlich starke Regenfälle mit 
einem Niederschlagsmaß von 206 mml 
qm an vier Tagen (Durchschnittswert 
früherer Jahre für den Monat Juni: 
157 mm/qm) haben die Flüsse im Vor­
alpenland erheblich ansteigen lassen. 

Am Sonntag, 17. Juni 1979, gegen 
14 Uhr wurde das Landratsamt Weil ­
heim-Schongau als Katastrophenschutz­
behörde in Kenntnis gesetzt, daß die 
Flüsse Loisach und Ammer die Hoch­
wassergrenze überschritten haben. Die 
Verständigung erlolgte durch die Landes­
pelizei über Meldeempfänger (Telesignal). 

Innerhalb von 30 Minuten waren der 
KS-Sachbearbeiter, seine Vertretung 
sowie zwei Sprechfunker der Fernmelde­
zentrale-HVB im Amt. Der Einsatz hat 
eine Reihe von Erfahrungen gebracht, 
die vom Landratsamt in einem Erfah­
rungsbericht festgehalten wurden. Im 
folgenden Bericht sollen die wichtigsten 
Erkenntnisse mitgeteilt werden . 

Allgemeine Lage 
Lagebesprechung der KEL: Stv. Landrat Rau, ORR Rawe und Kreisbrandrat Lory (v. I. n. r.). 

Der Landkreis Weilheim-Schongau liegt 
im südwestlichen TeilOberbayerns an 
der Grenze zum Regierungsbezirk 
Schwaben. Hier grenzt er an den land­
kreis Ostallgäu, im Süden an den Land­
kreis Garmisch-Partenkirchen, im Osten 
an den Landkreis Bad Tölz-Wolfratshau­
sen, im Norden an den Landkreis Starn­
berg und im Nordosten an den Landkreis 
LandsbergI Lech. Im Westen sind der 
Lech auf 35 km , im Kerngebiet die Am­
mer auf 44 km und an der Ostgrenze 
des Landkreises die Loisach auf 12 km 
die landschahsbestimmenden Gewässer. 

Die beiden letztgenannten Flüsse zeigen 
einen ausgeprägten alpinen Charakter, 
d. h., daß größere Hochwässer aus­
schließlich im Sommerhalbiahr bei Nord­
westwetterlagen auftreten. Die hochwas­
sergefährdeten Stellen sind bekannt. 

Der größte Gefahrenherd besteht in der 
Kreisstadt Weil heim durch eine Eisen­
bahnbrücke über die Ammer (Bahnlinie 
Weilheim-Schongau). Bei dieser Brücke 
wird der AbHuß durch fünf ungünstig 
geformte Pfeiler stark eingeengt. Der 
entstehende Pfeilerstau wird durch fest­
hängendes Treibzeug noch erhöht. Die 
Beseitigung des Treibgutes ist sehr 
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Oie größte 
Gefahren­
steIle: Ei­
senbahn­
brücke 
in Weilheim. 

Tausende 
von Sand­
säcken 
mußten 
gefüllt wer­
den. 

Oie Bun­
deswehr 
Im Einsatz 
im Stadtteil 
Weilheim. 

schwierig; sie kann sogar für die einge­
setzten Hilfskräfte lebensgefährlich sein . 
Außerdem kann die viel zu tief liegende 
Brückenkonstruktion schon bei Abflüssen 
eintauchen, die weit unter dem höchsten 
bekannten Hochwasser liegen. Die Ver­
hältnisse bewirken oberhalb der Brücke 
einen nicht vorhersehbaren Aufstau und 
somit eine außergewöhnliche Belastung 
der Dämme an beiden Ufern. Auch mit 
dem Einsturz der Brücke muß gerechnet 
werden. 

Besondere Lage 

Zum Zeitpunkt der Verständigung des 
Landratsamtes hatte sich an der Eisen­
bahnbrücke eine größere Menge von 
Treibgut angestaut. Ein Bagger zum 
Entfernen des Treibgutes war (noch) 
nicht eingesetzt. Die Bahnlinie Weil­
heim-Schongau wurde von der Bundes­
bahn gesperrt. Das Hochwasser zeigte 
weiterhin steigende Tendenz. In ver­
schiedenen Orten des Landkreises waren 
Feuerwehren und das Technische Hilfs­
werk eingesetzt, um überflutete Keller 
leerzupumpen. Die Wetterlage: weiterhin 
wolkenbruchartige Regenfälle. 

Katastrophenfall 

Am Sonntag, 17. 6., um 19.50 Uhr wur­
de, nachdem sich die Lage an den Flüs­
sen Loisach und Ammer weiter verschärft 
hatte, der Eintritt der Katastrophe nach 
Art . 3 Abs. 4 des Bayer. Katastrophen­
sChutzgesetzes (BayKSG) vom 31 . Juli 
1970 (GVBI. S. 360) festgestellt. Zu die­
sem Zeitpunkt waren verschiedene Ein ­
heiten und Dienststellen eingesetzt, so 
daß eine Abstimmung aller Maßnahmen 
gemäß Art. 3 Abs. 3 BayKSG erforderlich 
war. Dabei ist zu bemerken , daß nach 
Art . 1 Abs. 1 BayKSG eine Katastrophe 
im Sinne des Gesetzes bereits dann 
vorliegt, wenn eine erheblich gemeine 
Gefahr oder Not besteht und diese nur 
wirksam bekämpft werden kann, wenn 
die dazu berufenen Behörden, Dienst­
stellen und Hilfsorganisationen unter " 
einheitlicher Leitung der Katastrophen­
schutzbehörde zusammenwirken. Für 
die Feststellung des K-Falles genügt 
somit bereits eine konkrete Gefahr für 
eine unbestimmte Zahl von Personen 
oder Sachen. 

Der K-Fall wurde am Dienstag, 19. 6., 
um 18.36 Uhr für beendet erklärt. 

Katastrophen-Einsatzleitung 
(KEL) 

Vom Eintritt der Katastrophe wurden 
alle Stabsmitglieder, das Stabspersonal 
und die Behördenvertreter sowie die 
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vorgesetzten Dienststellen verständigt. 
Nach ca. 30 Minuten war der Stab voll 
arbeitsfähig im vorbereiteten Führungs­
raum. Die KEL wurde bei diesem Kata­
stropheneinsatz nach dem neuen Stabs­
modell mit den Sachgebieten S 1 bis 
S 4 gegliedert. Das Stabsmodell ist zwar 
noch nicht amtlich eingeführt bzw. im 
Bayer. Katastrophenschutzgesetz gere­
gelt, jedoch sind, da es sich um eine 
organisatorische Regelung handelt, 
rechtliche Bedenken nicht gegeben. 

Die Anwendung dieses Modells war 
möglich, da alle Leiter der Sachgebiete 
einschließlich Stabschef und Stabsbera­
ter sowie zum Teil die Mitarbeiter an 
Führungslehrgängen an der Katastro­
phenschutzschule Bayern in Geretsried 
und an der K-Schule des Bundes in 
Ahrweiler teilgenommen haben. Jedes 
Sachgebiet war mit zwei bis drei Perso­
nen besetzt, denen ein Leiter vorstand. 
Das Stabspersonal bestand aus Verwal­
tungspersonal des Landratsamtes. Wenn 
auch die Fuhrung von Einheiten für ein 
Verwaltungspersonal ungewohnt sein 
mag, so möchte ich behaupten, daß 
bei einer entsprechenden Schulung, 
der Mitarbeit in der laufenden Stabsarbeit 
und bei einem kooperativen Zusammen­
wirken mit den Fachberatern der Hilfsor­
ganisationen und Behörden durchaus 
eine poSitive Einsatzentscheidung mög­
lich ist. Generell kann als Erfahrung 
festgehalten werden, daß sich das Sy­
stem hervorragend bewährt hat. Die 
Verteilung der Aufgaben auf Sachgebiete 
erleichtert die Führung erheblich. Bei 
dieser Gelegenheit ist zu erwähnen, 
daß sich die Stabsrahmenübungen, die 
in den letzten Jahren verstärkt durchge­
führt wurden, in der Zusammenarbeit 
poSitiv ausgewirlkt haben. 

Örtliche Einsatzleitung 'ÖEL) 

Art. 3 Abs. 4 BayKSG sieht die Möglich­
keit vor, örtliche Einsatzleiter zu bestellen 
(der Bund spricht von technischer Ein­
satzleitung - TEL) . Die örtliche Einsatz­
leitung hat die Aufgabe, unter der Ge­
samtleitung der KEL die am Schadensort 
eingesetzten Kräfte zu führen und deren 
Einsatz zu koordinieren . Die KEL hat 
von der Möglichkeit des Art. 3 Abs. 4 
BayKSG Gebrauch gemacht. Durch die 
Bestellung der örtlichen Einsatzleiter 
wurden klare Führungsverhältnisse ge­
schaffen, nämlich: 

a) Leitung des Einsatzes i. S. der Ge­
samtleitung durch die KEL, 

b) Führung der Einsatzkräfte am Scha­
densort im Rahmen der Weisungen der 
KEL durch den örtlichen Einsatzleiter 
im Rahmen der Auftragstaktik. 
Schwierigkeiten ergaben sich insofern, 
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als nicht genügend Führungskräfte für 
diese Aufgaben zur Verfügung standen. 
Bei einem flächenmäßig verteilten Ein­
satz sind mehrere örtliche Einsatzleitun­
gen notwendig. Das bedeutet aber auch, 
daß mehrere Führungsgruppen notwen­
dig sind. Ferner stehen den Hilfsorgani­
sationen zu wenig Einsatzleitfahrzeuge 
mit Funkgeräten im 4-Meter-Band und 
2-Meter-Band zur Verfügung. Der Betrieb 
auf zwei Funkverkehrskreisen, wie es 
beim Einsatz einer örtlichen Einsatzlei­
tung notwendig ist, war deshalb nicht 
immer möglich. 

Eingesetzte Kräfte 

Die Alarmierung der Feuerwehrkräfte 
erfolgte im Wege der Funkalarmierung 
durch die Landespolizei. Nach einem 
technischen Defekt in der Alarmanlage 
der Landespolizeistation Weilheim wurde 
die Alarmierung von der Landespolizei 
Schongau, die ebenfalls über einen 
Alarmgeber verfügt, vorgenommen. Die 
Alarrn ierung der sonstigen Einsatzkräfte 
erfolgte über Telefon . 
Insgesamt wurden folgende Kräfte alar­
miert und eingesetzt: 

Einheit 

KEL 
Fernmeldezentrale 
Führungsgruppe 
30 Freiwillige 
Feuerwehren 

Techn . Hilfswerlk 
Ortsverband Weil heim 
(Bergungs- und Instand­
setzungszug) 

Techn. Hilfswerk 
Orts verband Schongau 
(Verpflegungstrupp) 

Bayer. Rotes Kreuz 

Landespolizei 

Bundeswehr 

Ein überfluteter 
Campingplatz In 
Pelßenberg. 

Gerät Mannschaft 

31 
2 Fug 7 b Feststation 11 
Mobile Einsatzleitstelle 7 
16 TS 8, 31 Feuerwehr-Einsatzfahrzeu- 958 
ge, 5 Sonderfahrzeuge, 3 Olwehrfahr-
zeuge, 1 Rüstwagen, 3 Notstromaggre-
gate und sonstiges feuerwehrtechn. Ge-
rät 

2 VW-Kombi, 1 GKW, 1 MKW 56 
2 I-Diensttahrzeuge, 1 Feldkuche, 
1 Lichtgiraffe, 
1 Beleuchtungssatz, 2 Stromerzeuger, 
4 Tauchpumpen, 2 SChmutzwasserpum­
pen, jeweils mit Schlauchmaterial , 
2 Schlauchboote 

1 Feldküche, 1 Zugfahrzeug, 1 Kombi 8 

1 4-Tragewagen, 3 Großraumkranken- 81 
wagen, 2 Krankenwagen, 2 Einsatzfahr-
zeuge der Wasserwacht mit Anhänger, 
2 Motorboote, 1 Schlauchboot 

12 Dienstwagen, 1 Polizeihubschrauber 26 

1 Schwenkschaufler, 17 LKW mit 5-\-. 312 
12 LKW mit 7 -\-Kipper, 1 LKW 2 t, 
8 LKW mit 1,5 t, 4 PKW 8 Sitze, 9 PKW 
0,4 t, 2 PKW Kombi, 1 Feuerlöschkraft­
fahrzeug, 1 LKW 5 t (Feldküche) 
2 Baupumpen 1500 I, 1 Baupumpe 800 I, 
7 Baupumpen 400 I, 4 Saugpumpen, 
Pipeline NW 150, 1 Tankanlage Wasser 
4600, 1 Brennaggregat, 1 Feldkochgerät, 
3 TS 8/8, 1 TS 2/5, 1 TS 0/5 
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Einsatzerfahrungen 

Der Katastropheneinsatz hat, obwohl 
er " nur" zwei Tage dauerte, viele wert­
volle Einsatzerfahrungen gebracht. 
Nachstehend sollen einige Erfahrungen 
stichwortartig unter Berücksichtigung 
der einzelnen Sachbereiche bzw. Sach­
gebiete S 1 bis S 4 zur Kenntnis gege­
ben werden: 

Sachbereich S 1 Personal und 
innerer Dienst: 

• Führungsraum und Fernmeldezentrale 
müssen nebeneinander liegen 

• Nachrichtenvordrucke der K-Schule 
Geretsried haben sich bewährt 

• Voralarmierung der Stabsmitglieder 
und des Stabspersonals vorteilhan 

• Katastrophenschutzplan nach dem 
Muster des Bayer. Staatsministeriums 
des Innern voll verwendungsfähig 

• Fotokopierstelle muß ständig besetzt 
sein, damit z. B. Lagepläne sofort erstellt 
und verteilt werden können 

• Betriebsfremde Personen dürfen kei­
nen Zugang zum Führungsraum erhalten 

• Vorhaltung von mind. 2000 Stück 
Nachrichtensätzen erforderlich 

• Schlafgelegenheit für die KEL muß 
bereitgestellt werden (2 bis 5 K-Liegen) 

• Ablösung der Stabsmitglieder im 
2-Schichten-Betrieb reibungslos 

• Übersicht über die Mitglieder der KEL 
im Führungsraum notwendig. 

Sachbereich S 2 Lage 

• Lagebesprechung im 2-Stunden­
Rhythmus wurde nicht immer durchge­
führt 

• Lagekarte im M 1 :25 000 magnetisch 
und beschrinbar gut geeignet 

• Kurzbezeichnungen der Straßen, wie 
B 2 für Bundesstraße 2 usw., müssen 
vorweg auf der Karte eingetragen sein 

• Presseauskunn durch S 2 gut bewährt 

• Lageberichte an die vorgesetzten 
Dienststellen wurden alle 2 Stunden 
per Fernschreiben vorgenommen; dies 
ist ausreichend 

• Einsatzübersicht muß verbessert 
werden. 

Sachbereich S 3 Einsatz 

• Potential des Kreisbauhofes und son­
stiger staatlicher und kommunaler Bau­
höfe muß besser genutzt werden 

• Fernmeldesachbearbeiter im Stab 
notwendig 

• Betonmischfahrzeuge zum Befüllen 
von Sandsäcken gut geeignet 

• Schulung der Einsatzkräfte in der 
Bekämpfung von Wassergefahren (Ab­
dichten von Dämmen usw). notwendig 

• Größere Anzahl von Schwimmwesten 
erforderlich 

• Funkgeräte der Einsatzkräfte müssen 
ständig besetzt sein 

• UTM-Gitternetz hätte angewendet 
werden müssen 

• Stärkemeldungen der Einheiten zu 
ungenau. 

Sachbereich S 4 Versorgung 

• Ausstattung des Verpflegungstrupps 
unzureichend (Essenbehälter ungenü­
gend, Warmhaltegeräte fehlten) 

• Bundeswehr wurde teilweise mitver­
sorgt, obwohl sich diese grundsätzlich 
selbst versorgt 

• Kraftstoffversorgung muß bei Tag 
und Nacht sichergestellt sein , ggl. Ver­
träge mit Unternehmern abschließen 

• Verbrauchsgütertrupp notwendig 

• Versorgungsfahrzeuge zum Ausfahren 
der Verpflegung und Verbrauchsgüter 
notwendig 

• Größere Anzahl von Kanistern müssen 
vorgehalten werden. 

Zivil-militärische Zusammen­
arbeit 

Der Einsatz von Kräften der Bundeswehr 
hat sich in vollem Umfange bewährt. 
Alle eingesetzten örtlichen Einsatzleiter 
haben sich zum Einsatz der Bundeswehr 
positiv geäußert. Ohne den personellen 
und materiellen Einsatz der Bundes­
wehreinheiten wären ganz erhebliche 

Soldaten der Bun­
deswehr beim 
Sandsacktransport. 

Probleme aufgetreten. Die Zusammenar­
beit mit den Führungsstellen der Bun­
deswehr war gut. Ein Problem, das beim 
Einsatz der Bundeswehr immer auf­
taucht, ist die Lotsung. Dem Landkreis 
steht kein Lotsentrupp zur Verfügung. 
Ob und wie das Problem der Lotsung 
von Einsatzkräften geregelt werden kann, 
bedarf noch einer Klärung im Katastro­
phenstab. Denkbar wäre u. U. die Heran­
ziehung von gemeindlichem Personal, 
das über gute Ortskenntnisse verfügt. 

Fernmeldewesen 

Als Führungsfunkverkehrskreis stand 
der Kanal 501 (KatS-Oberbayern-IV) 
zur Verfügung. Besondere Probleme 
sind dabei nicht aufgetreten. Auch die 
organisationseigenen Kanäle waren voll 
funktionsfähig. Die Drahtverbindungen 
waren nicht gestört. Die Beanspruchung 
des Führungsfunkverkehrskreises war 
jedoch erheblich, so daß die Benutzung 
des Kanals durch die benachbarten 
Landkreise praktisch unmöglich war. 

Die Fernmeldezentrale-HVB hat alle 
Nachrichten über eine Sprechgarnitur 
(Kopfhörer, Fußtaste) direkt in die 
Schreibmaschine aufgenommen. In der 
Funkstelle wurden nahezu 1000 Nach­
richten befördert. Die Auslastung lag 
in der Spitze bei ca. 70 %; während 
des gesamten Einsatzes bei ca. 35 %. 
Der Katastropheneinsatz hat den hohen 
Ausbildungsstand der FMZt-HVB nach­
drücklich bewiesen. 

Als notwendig hat sich erwiesen, daß 
die Hilfsorganisationen eine größere 
Anzahl von Handfunksprechgeräten be­
schaffen. Diese Geräte sollten auch 
mit dem Kanal 31 für die Zusammenar­
beit mit anderen Hil fskränen bequarzt 
werden. 

Schlußbemerkung 

Nach einer sorgfältigen Einsatzanalyse 
ist festzuhalten, daß den eingesetzten 
Einheiten und der Führung keine gravie­
renden Fehler passierten. Dem Leser 
dieses Berichtes kann als Erfahrung 
mitgegeben werden, daß Stabsrahmen­
und Fernmeldeübungen für das Zusam­
menwirken im K-Stab und mit den einge­
setzten Kränen von großem Wert sind. 
Einmal im Jahre sollte jede Kreisverwal­
tungsbehörde eine Stabsübung durchfüh­
ren. Eine weitere Erkenntnis liegt darin, 
daß auch die Einsatzkräne, die vor Ort 
tätig werden, die Arbeitsweise, Gliede­
rung und rechtlichen und technischen 
Möglichkeiten der KEL und Ortl. Einsatz­
leitung kennen müssen. Dies wird eine 
künftige Aufgabe für die Standortausbil­
dung sein . 
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Lehrgangszeitplan A17 4. 2.-8. 2. AL " Führen im Katastrophen-
(2. 1. 80) schutz" - Stufe I 

I. Halbjahr 1980 A18 4. 2.-8. 2. AL " Zusammenwirken der Fach-
(20. 12. 79) dienste im Einsatz" - Teil B 

der Katastrophen-
(nur für Mitglieder des DFV) 

A19 4. 2.-8. 2. SL " Anlegen und Durchführen von 

schutzschule 
(2. 1. 80) Planübungen und Übungen auf 

Standortebene" 

des Bundes 
A20 4.2.-15. 2. SL "Elektroschweißen Stufe 111" 

(2. 1. 80) (Rohrschweißerprüfung E-RI m 
DIN 8560) 

A 21 11 . 2.-15. 2. AL "Zusammenwirken der Fach-

Katast rophenschutzschule de. Bunde. In Ahrweiler 
(7. 1. 80) dienste im Einsatz" - Teil A 

A 22 11 . 2.-15. 2. AL für Führer der Führungsgruppe 

Lehrg. Zeit 
(7. 1. 80) ,.Bereitschaft" des Bergungs-

Nr. (Meideschluß) 
Lehrgangsart dienstes 

A 23 12. 2.-14 . 2. SL "Genfer Abkommen" für 
a) Lehrgänge des Katastrophenschutzes (7. 1. 80) Führungskräfte aller Fachdienste 

A 
A24 19. 2.-22. 2. AL Netz-Kabel für Truppführer-

1 7. 1.-11 . 1. AL "Grundlagen der Führung im (14. 1.80) Anwärter der E-Gruppe 
(3. 12. 79) Katastrophenschutz" - Teil A 

(Stäbe HVB Lk. Cloppenburgl A 25 19. 2.-22. 2. FL für Gruppenführer der 

Neunkirchen) (14. 1.80) GW-Gruppe 

A 2 7. 1.-11.1. AL für Führer der Führungsgruppe A26 25. 2.-29. 2. AL " Grundlagen der Führung im 

(3. 12.79) " Technische Einsatzleitung" (21. 1. 80) Katastrophenschutz" - Teil B 

A 3 7. 1.-11 . 1. AL für Führer der Führungsgruppe A27 25. 2.-29. 2. AL " Grundlagen der Führung im 

(3. 12. 79) "Bereitschaft" des (21 . 1. 80) Katastrophenschutz" - Teil A 

Brandschutzdienstes (Stab HVB Stadt Essen) 

A 4 7. 1.-18 . 1. AL Netz-Kabel für Gruppenführer- A 28 25. 2.-29. 2. AL " Zusammenwirken der Fach-

(3. 12. 79) Anwärter der E-Gruppe (21 . 1. 80) dienste im Einsatz" - Teil A 

A 5 14. 1.-18. 1. AL " Grundlagen der Führung im A 29 25. 2.-29. 2. Besondere Fortbildung der Ärzte 

(10. 12. 79) KatastrophenSChutz" - Teil A (21. 1. 80) des Sanitätsdienstes 

(Stab HVB Lk. Bad Dürkheim) A30 25. 2.-29. 2. FL für Leiter des Femmelde-

A 6 14. 1.-18. 1. AL " Führen im Katastrophen- (21 . 1. 80) betriebes (FmZt HVB/KatS-

(10. 12. 79) schutz" - Stufe I AbschniH) und Fachberater FmDi 

A 7 14. 1.-18. 1. AL "Zusammenwirken der Fach- A 31 25. 2.-7. 3. AL für Zugführer-Anwärter des 

(10. 12. 79) dienste im Einsatz" - Teil A (21. 1. 80) ABC-Dienstes 

A 8 21. 1.-25. 1. AL " Grundlagen der Führung im A32 3. 3.-7. 3. AL " Grundlagen der Führung im 

(17. 12. 79) KatastrophenSChUtz" - Teil B (28. 1. 80) Katastrophenschutz" - Teil A 

(Stab HVB Lk. Bergstraße) (Stab HVB Lk. SI. Wendel) 

A 9 21 . 1.- 25. 1. AL " Grundlagen der Führung im A 33 3. 3.-7. 3. AL " Grundlagen der Führung im 

(17. 12. 79) Katastrophenschutz" - Teil A (28. 1. 80) KatastrophenSChutz" - Teil A 

(Stäbe HVB RP Düsseldorf) (Stab HVB Hochtaunuskreis) 

Al0 21. 1. - 25. 1. AL "Zusammenwirken der Fach- A34 3. 3.-7. 3. AL für Führer der Führungsgruppe 

(17. 12. 79) dienste im Einsatz" - Teil A (28. 1. 80) .. Technische Einsatzleitung" 

All 21 . 1.-1. 2. AL zum Leiter des Femmelde- A 35 3. 3.-14. 3. SL I für Sprengberechtigten-

(17. 12. 79) betriebes (FmZt HVB/ KatS- (28. 1. 80) Anwärter des Bergungsdienstes 

AbschniH) und Fachberater FmDi A36 3. 3.-14 . 3. SL " Aluminiumschweißen" 

A12 28. 1.-1. 2. AL .. Grundlagen der Führung im (28. 1. 80) 

(27. 12. 79) KatastrOphenSChUtz" - Teil A A37 10.3.-14. 3. AL .. Grundlagen der Führung im 
(Stab HVB Lk. Marburg- (4. 2. 80) Katastrophenschutz" - Teil B 
Biedenkopf) (Stab HVB Lk. Neunkirchen) 

A13 28. 1.- 1. 2. AL .. Führen im Katastrophen- A38 10. 3.-14. 3. AL .. Grundlagen der Führung im 
(27. 12. 79) schutz" - Stufe I (4. 2. 80) Katastrophenschutz" - Teil A 

A14 28. 1.-1. 2. AL .. Zusammenwirken der Fach- (Stab HVB Stadt Hannover) 

(27. 12.79) dienste im Einsatz" - Teil B A 39 10. 3.-14. 3. AL .. Zusammenwirken der Fach-

A15 28. 1.- 8. 2. AL zum Leiter der ABC-Melde- und (4. 2. 80) dienste im Einsatz" - Teil B 

(27. 12. 79) -Auswertestelle (AMASt) A40 17. 3.-21 . 3. AL " Grundlagen der Führung im 
A16 4. 2.-8. 2. AL .. Grundlagen der Führung im (11 . 2. 80) Katastrophenschutz" - Teil B 

(2. 1. 80) Katastrophenschutz" - Teil A (Stab HVB Lk. Cloppenburg) 
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A 41 17. 3.-21 . 3. AL " Führen im Katastrophen- A 64 5. 5.-9. 5. AL für Führungskräfte des 
(11. 2. 80) schutz" - Stufe I (31 . 3. 80) Veterinärdienstes 

(Stab HVB Stadt Osnabrück) A65 19. 5.-23. 5. AL " Grundlagen der Führung im 
A42 17. 3.-21 . 3. AL "Zusammenwirken der Fach- (14. 4. 80) Katastrophenschutz" - Teil A 

(11 . 2. 80) dienste im Einsatz" - Teil A (Stab HVB Stadt Dortmund) 

A 43 17. 3.-28. 3. AL für Zugführer-Anwärter des AS6 19. 5.-23. 5. AL " Führen im Katastrophen-
(11. 2. 80) ABC-Dienstes (14. 4. 80) schutz" - Stufe I 

A44 17. 3.-28. 3. SL " Gasschweißen Stufe 11" A67 19. 5.-23. 5. AL "Zusammenwirken der Fach-
(11 . 2. 80) (RohrschweiBerprüfung G-RI m (14.4.80) dienste im Einsatz" - Teil B 

DIN 8560) A68 19. 5.-23. 5. FL für Zugführer des ABC-Dienstes 
A45 17. 3.-28. 3. AL für Zugführer-Anwärter des (14. 4. 80) 

(11 . 2. 80) I-Dienstes A69 19. 5.-23. 5. SL 11 für Sprengberechtigte des 
A46 24. 3.-28. 3. AL " Grundlagen der Führung im (14. 4. 80) Bergungsdienstes 

(19 . 2. 80) Katastrophenschutz" - Teil A (Wiedemolungslehrgang) 
(Stab HVB Lk. Hannover) A 70 19. 5.-23. 5. SL " Trinkwasseraufbereitung" 

A47 24 . 3.-28. 3. SL " Anlegen und Durchführen von (14. 4. 80) (Berkefeld-Anlage) 
(19. 2. 80) Übungen oberhalb der A 71 27. 5.-30. 5. FL I für Führungskräfte des 

Standortebene" 
(21 . 4. 80) Veterinärdienstes 

A48 8. 4.-11 . 4. FL 11 für Führungskräfte des 
A 72 27. 5.-30. 5. FL für Gruppenführer der E-Gruppe (3. 3. 80) Veterinärdienstes 

(21 . 4. 80) 
A49 8. 4.-18. 4. AL für Zugführer-Anwärter der 

A 73 2.6.-6. 6. AL für Truppführer-Anwärter der (3. 3. 80) Fernmelde-Einheiten (FmZ) 
(28. 4. 80) AG-Gruppe 

A50 14. 4.-18. 4. AL " Grundlagen der Führung im 
AL Netz-Freileitung für Truppführer-(10. 3. 80) Katastrophenschutz" - Teil A A 74 2.6.-6.6. 

(Stab HVB Rhein-Lahn-Kreis) (28.4.80) Anwärter der E-Gruppe 

A 51 14. 4.-18. 4. AL " Grundlagen der Führung im A 75 9.6.-13. 6. AL " Grundlagen der Führung im 
(10. 3. 80) Katastrophenschutz" - Teil A (5. 5. 80) Katastrophenschutz" - Teil A 

(Stab HVB Lk. Mainz-Bingen) A 76 9. 6.-13. 6. AL " Führen im Katastrophen-
A52 14. 4.-18. 4. AL " Zusammenwirken der Fach- (5. 5. 80) schutz" - Stufe I 

(10. 3. 80) dienste im Einsatz" - Teil B Stäbe HVB Lk.' e Saartouisl 

(nur für Mitglieder des DFV) Saar-Pfalz) , 
A 77 9.6.-13 . 6. AL " Zusammenwirken der Fach-A53 14. 4.-18. 4. SL " Anlegen und Durchführen von 

(10. 3. 80) Planübungen und Übungen auf (5. 5. 80) dienste im Einsatz" - Teil A 

Standortebene" A 78 9.6.-20. 6. SL I für Sprengberechtigten-

A54 14. 4.-25. 4. SL für Maschinisten des Dekonta- (5. 5. 80 Anwärter des Bergungsdienstes 

(10. 3. 80) minations-Mehrzweck- A 79 9.6 .-20.6. SL " Elektroschweißen Stufe I" 
Fahrzeuges (DMF) (5.5.80) 

A 55 21 . 4.-25. 4. AL .. Grundlagen der Führung im A80 18. 6.-20. 6. SL " Genfer Abkommen" für 
(17. 3. 80) Katastrophenschutz" - Teil B (12. 5. 80) Führungskräfte aller Fachdienste 

(Stäbe HVB Stadt Wolfsburg A 81 23. 6.-27. 6. AL " Grundlagen der Führung im und Lk. Gifhorn) (19. 5. 80) Katastrophenschutz" - Teil A 
A56 21 . 4.-25. 4. AL " Führen im Katastrophen- (Stab HVB Stadt Schwa bach) 

(17. 3. 80) schutz" - Stufe I 
A 82 23. 6.-27. 6. AL " Führen im Katastrophen-(Stab HVB Lk. Düren) 

(19. 5. 80) schutz" - Stufe I 
A57 21 . 4.-25. 4. AL für Führer der Führungsgruppe 

(17. 3. 80) " Technische Einsatzleitung" A83 23. 6.-27. 6. AL " Zusammenwirken der Fach-

A58 21 . 4.-25. 4. AL für Unterführer-Anwärter des (19 . 5.80) dienste im Einsatz" - Teil B 

(17. 3. 80) Veterinärdienstes A 84 23. 6.-27. 6. SL " Anlegen und Durchführen von 
A 59 28. 4.-2. 5. AL für Truppführer-Anwärter der (19. 5. 80) Übungen" für Führer von 

(24. 3. 80) GW-Gruppe Einheiten 

A 60 28.4.-2. 5. FL für Gruppenführer der A85 23. 6.-27. 6. AL für Führungskräfte des 
(24. 3. 80) AG-Gruppe (19. 5. 80) Veterinärdienstes 

A 61 5. 5.-9. 5. AL " Grundlagen der Führung im A86 23. 6.-27. 6. SL Brunnenbau 
(31 . 3. 80) Katastrophenschutz" - Teil A (19 . 5. 80) 

(Stab HVB Lk. Helmstedt) 

A62 5. 5.-9. 5. AL " Führen im Katastrophen- A87 30. 6.-4.7. AL " Grundlagen der Führung im 

(31 . 3. 80) schutz" - Stufe I (27. 5. 80) Katastrophenschutz" - Teil A 

(Stab HVB Stadt Duisburg) (Stab HVB Lk. BergstraBe) 

A63 5. 5.-9. 5. AL für Führer der Führungsgruppe A88 30 . 6.-4. 7. AL " Führen im Katastrophen-
(31 . 3. 80) " Technische Einsatzleitung" (27. 5. 80) schutz" - Stufe I 
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A89 30. 6.-4. 7. AL für Führer der Führungsgruppe H 3 14. 1.-18. 1. SL I für Kra«fahrer " Führen von 
(27. 5. 80) " Technische Einsatzleitung" (10. 12. 79) Einsatzfahrzeugen" 

A90 30. 6.-4. 7. SL 11 für Sprengberechtigte des H 4 21 . 1.-1 . 2. SL " Bootsführer - Küste" - 11 
(27. 5. 80) Bergungsdienstes (17. 12. 79) 

(Wiederholungslehrgang) H 5 21 . 1.-25. 1. SL " Vermessungsgrundlagen" I 
A 91 30. 6.-11 . 7. SL für Maschinisten des Dekonta- (17. 12. 79) 

(27. 5. 80) minations-Mehrzweck-Fahr- H 6 21 . 1.-25. 1. FL für Fahrlehrer der KatS-Schulen 
zeuges (DMF) (17. 12. 79) 

H 7 28. 1.-1. 2. SL " Vermessungsgrundlagen 11 ' 

Lehrg. Zeit Lehrgangsart 
(24. 12. 79) 

Nr. (Meideschluß) H 8 28. 1.-1 . 2. SL I für Kraftfahrer " Führen von 

b) THW-elgene Lehrgänge 
(24. 12. 79) Einsatzfahrzeugen" 

H 9 4.2.-8. 2. SL " Fahren auf dem Wasser" 

THW- 7. 1.-11 . 1. SL für Sicherheitsbeau«ragte (2. 1. 80) 

A1 (3. 12. 79) H 10 4. 2.-8. 2. SL "Bootsführer - Binnen" - I 

THW- 14. 1.-18. 1. SL für Leiter von Jugendgruppen (2. 1. 80) 

A2 (10 . 12. 79) H 11 4. 2.-8. 2. SL " Stegebau" 

THW- 11 . 2.-15. 2. SL " Prüfer Grundausbildung" (2. 1. 80) 

A3 (7. 1. 80) H12 4. 2.-8.2. SL I für Kra«fahrer " Führen von 

THW- 19. 2.-22. 2. SL für Geschä«sführer (2. 1. 80) Einsatzfahrzeugen" 

A4 (14. 1. 80) H13 11 . 2.-15. 2. SL " Fahren auf dem Wasser" 

THW- 20. 2.-22. 2. SL für ha. Kra«fahrer und (7. 1. 80) 

A5 (14. 1. 80) Gerät"handwerker H 14 11 . 2.-15. 2. SL "Bootsführer - Binnen" - I 

THW- 11 . 3.-14 . 3. SL für Landesbeau«ragte (7. 1. 80) 

A6 (4. 2. 80) H 15 11 . 2.-15. 2. SL " Behelfsbrückenbau I" 

THW- 8. 4.-11 . 4 SL für Geschä«sführer (7. 1. 80) 

A7 (3. 3. 80) H 16 18. 2.-22. 2. SL " Fahren auf dem Wasser" 

THW- 8. 4.-11 . 4. SL für Leiter und Sachbearbeiter (14. 1. 80) 

A8 (3. 3. 80) HSG E bei den LB H17 18. 2.-22. 2. SL " Bootsführer - Binnen" - I 

THW- 28. 4.-2. 5. SL für Geschä«sführer (14. 1. 80) 

A9 (24 . 3. 80) H 18 18. 2.-22. 2. SL I für Kraftfahrer "Führen von 

THW- 28. 4.-2. 5. SL " Der Unterführer als Ausbilder" (14 . 1. 80) Einsatzfahrzeugen" 

A 10 (24. 3. 80) H 19 25. 2.-29. 2. SL " Retten aus Wassergefahren" 

THW- 5. 5.-9. 5. SL für Sicherheitsbeauftragte (21. 1. 80) 

A 11 (31 . 3. 80) H 20 25. 2.-7. 3. SL " Bootsführer - Binnen" - 11 

THW- 27. 5.-30 . 5. SL für Geschäftsführer (21. 1. 80) 

A12 (21. 4. 80) H 21 25. 2.-29. 2. SL " Stegebau" 

THW- 27. 5.-30. 5. SL für Leiter und Sachbearbeiter (21 . 1. 80) 

A 13 (21 . 4. 80) HSG A bei den LB H 22 25. 2.-29. 2. SL 11 für Kraftlahrer " Führen von 

THW- 27. 5.-30. 5. SL " Holzbearbeitung" (21 .1. 80) Einsatzfahrzeugen zur 

A14 (21 . 4. 80) Fahrgastbeförderung" 

THW- 2. 6.-4. 6. SL für ha. Kra«fahrer und H 23 3. 3.-7. 3. SL " Fahren auf dem Wasser" 

A15 (28. 4. 80) Gerätehandwerker (28. 1. 80) 

THW- 30. 6.-4 . 7. SL "Trinkwasseraufbereitung" H 24 3. 3.-7. 3. SL " Behellsbrückenbau I" 

A 16 (27. 5. 80) (Berkefeld-Anlage) (28. 1. 80) 

H 25 3.3.-7. 3. SL I für Kraftfahrer " Führen von 
(28. 1. 80) Einsatzfahrzeugen" 

Katastrophenschutzschule des Bundes - H 26 10. 3.-14. 3. SL "Retten aus Wassergefahren" 

AußensteIle Hoya (4. 2. 80) 

Lehrg. Zeit H 27 10. 3.-14. 3. SL " Bootsführer - Binnen" - I 

Nr. (Meideschluß) 
Lehrgangsart (4. 2. 80) 

H 28 10. 3.-14. 3. SL " Olschadenbekämpfung auf dem 
a) Lehrgänge des Katastrophenschutzes (4. 2. 80) Wasser" 

H 14. 1.-18. 1. FL " Bootsführer - Küste" - 111 H 29 10. 3.-14. 3. SL " Vermessungsgrundlagen I" 

(10. 12. 79) (4. 2. 80) 

H 2 14. 1.-18. 1. SL " Behelfsbrückenbau - Leiter I" H 30 17. 3.-21. 3. SL " Fahren auf dem Wasser" 
(10. 12. 79) (11 .2. 80) 
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H 31 17. 3.-21 . 3. SL " Boolsführer - Binnen - r' H 59 23. 6.-4. 7. SL für Kraftfahrer (Teilnehmer 
(11 . 2. 80) (19. 5. 80) werden von der KSB ASI Hoya 

H 32 17. 3.-21 . 3. SL " SIegebau" benannl) 

(11 . 2. 80) H 60 30. 6.-4. 7. SL " Boolsführer - Binnen - I" 

H 33 17. 3.-21 . 3. SL I für Kraftfahrer "Führen von (26. 5. 80) 

(11 . 2. 80) Einsatzfahrzeugen" H 61 30. 6.-4. 7. SL " Behelfsbrückenbau 11" 

H 34 24. 3.-28. 3. SL " Retten aus Wassergefahren" (26. 5. 80) 

(18. 2. 80) 
Lehrg . Zeil 

H 35 24 . 3.-28. 3. SL " Boolsführer - Binnen - I" Nr. (Meideschluß) 
Lehrgangsart 

(18 . 2 80) 

H 36 24. 3.-28. 3. SL " Behelfsbrückenbau I" b) THW-organisationseigene Lehrgänge: 

(18. 2. 80) 
THW- 14. 1.-18. 1. SL " Feldktiche I" 

H 37 14. 4.-18. 4. SL "Fahren auf dem Wasser" H 1 (10 . 12. 79) 
(10. 3. 80) 

THW- 15. 1.-18. 1. SL für " ha. Kraftfahrer und 
H 38 14. 4.-25 . 4. SL " Boolsführer - Binnen - 11" H2 (10 . 12. 79) Gerälewarte 11" 

(10. 3. 80) 
THW- 21 . 1.-25. 1. SL ,.Feldktiche 11" 

H 39 14. 4.-18. 4. SL " Behelfs brücken bau 11" H3 (17. 12. 79) 
(10. 3. 80) 

THW- 22. 1.-25 . 1. SL für " ha. Kraftfahrer und 
H 40 14. 4.-18. 4. SL I für Kraftfahrer " Führen von H4 (17 . 12 79) Gerälewarte 11" 

(10. 3. 80) Einsalzfahrzeugen" 
THW- 28. 1.-1 . 2. SL " Feldktiche I" 

H 41 21 . 4.-25. 4. SL " Rellen aus Wassergefahren" H5 (24. 12. 79) 
(17. 3. 80) 

THW- 28. 1.-1 . 2. SL " Ortsbeauftragle" 
H 42 21 . 4.-25. 4. SL " Olschadenbekämpfung auf H6 (24 . 12. 79) 

(17. 3. 80) dem Wasser" 
4. 2.--a. 2. SL " Feldktiche 11" THW-

H 43 21 . 4.-25. 4. SL " Behelfs brücken bau 111" H7 (2. 1. 80) 
(17. 3. 80) (Bailey) 

THW- 11. 2.-15. 2. SL 11 für Kraftfahrer " Führen von 
H 44 5. 5.-9. 5. SL " Fahren auf dem Wasser" H8 (7. 1. 80) Einsalzfahrzeugen zur 

(31 . 3. 80) Fahrgaslbeförderung" 
H 45 5. 5.-9. 5. SL " Boolsführer - Binnen - I" THW- 19. 2.-22 . 2. SL für " ha. Kraftfahrer und 

(31 . 3. 80) H9 (14. 1. 80) Gerälewarte 11" 
H 46 5. 5.-9. 5. SL " Behelfsmäßiger Wegebau" THW- 10. 3.-14. 3. SL 11 für Kraftfahrer " Führen von 

(31 . 3. 80) H10 (4. 2. 80) Einsatzfahrzeugen zur 
H 47 5. 5.-9. 5. SL 11 für Kraftfahrer " Führen von Fahrgaslbeförderung" 

(31 . 3. 80) Einsatzfahrzeugen zur THW- 24. 3.-28. 3. SL " Ausslallungssalz 
Fahrgaslbeförderung" H 11 (18 . 2 80) Pumpengruppe" 

H48 19. 5.-23. 5. SL " Fahren auf dem Wasser" THW- 1. 4.-3. 4. SL für " ha. Kraftfahrer und 
(14 . 4.80) H 12 (25. 2. 80) Gerälewarte I" 

H 49 19. 5.-23. 5. SL " Boolsführer - Binnen - I" THW- 19. 5.-23. 5. SL 11 für Kraftfahrer " Führen von 
(14. 4. 80) H13 (14. 4. 80) Einsatzfahrzeugen zur 

H 50 19. 5.-23. 5. SL " SIegebau" Fahrgaslbeförderung" 
(14 . 4. 80) THW- 28. 5.-30. 5. SL für " ha. Kraftfahrer und 

H 51 2. 6.--a. 6. SL " Fahren auf dem Wasser" H14 (21. 4. 80) Gerätewarte I" 

(28. 4. 80) THW- 9. 6.-13. 6. SL "Ausstattungssatz 
H 52 2. 6.-13. 6. SL " Boolsführer - Binnen - 11" H 15 (5. 5. 80) Pumpen gruppe" 

(28. 4. 80) THW- 23. 6.-27. 6. SL " Fahren auf dem Wasser für 
H 53 2. 6.--a. 6. SL " SIegebau" H 16 (19. 5. 80) Junghelfer" 

(28. 4. 80) THW- 30. 6.-4. 7. SL " Retten aus Wassergefahren für 
H 54 2. 6.-13. 6. SL für Kraftfahrer (Teilnehmer H 17 (26. 5. 80) Junghelfer" 

(28. 4. 80) werden von der KSB ASI Hoya 
benannl) Institut für Strahlenschutz in Neuherberg 

H 55 9. 6.-13. 6. SL "Retten aus Wassergefahren" 
Im I. Halbjahr 1979 keine Lehrgänge für Führungskräfte des (5. 5. 80) 
Veterinärdienstes. 

H 56 9. 6.-13. 6. SL " Behelfsbrückenbau I" 
(5 . 5. 80) 

H 57 23 . 6.-27. 6. SL "Boolsführer - Binnen - I" Erläuterung: 
(19. 5. 80) AL = Ausbildungslehrgang 

H 58 23. 6.-27. 6. SL " Behelfsbrückenbau I" FL = Fortbildungslehrgang 
(19. 5. 80) SL = Sonderlehrgang 
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SOHLeSWIGrvHOLSTeln (9 
Selbstschutz-Berater gesucht 

Der BVS informierte die Bevölkerung 
von Neustadt mit einer Ausstellung 
über seine Aufgaben. Zugleich sollten 
die Bürger zur aktiven Mitarbeit im 
Selbstschutz angeregt werden. Bürger­
meister Birkholz wies bei der Eröffnung 
der Ausstellung darauf hin , daß im ver­
gangenen Jahr bereits 100 Bürger der 
Stadt an einem Selbstschutz-Grundlehr­
gang teilgenommen häUen. Die Stadt 
bemühe sich, gemeinsam mit dem BVS 
die organisatorischen und personellen 
Voraussetzungen dafür zu schaHen, 
daß in Neustadt der Selbstschutz weiter 
ausgebaut werden kann. 

Es werden jetzt Bürger gesucht, die 
bereit sind , sich als Selbstschutz-Bera-

ter ausbilden zu lassen. Diese Selbst­
schutz-Berater sollen in den Wohnge­
bieten der Stadt eingesetzt werden . 

Den Betrieben empfahl der Bürgermei­
ster, ihre Mitarbeiter im Selbst- und 
Brandschutz ausbilden zu lassen. 

BV5-Ausstellung in Itzehoe 

Ober seine Aufgaben und Zielsetzungen 
informierte der Bundesverband für den 
Selbstschutz in Itzehoe mit einer Tafel­
aussteIlung in den Räumen der West­
bank. Insbesondere wurde auf die 
Selbstschutz-Grundlehrgänge des BVS 
hingewiesen, an denen Personen ab 
dem 15. Lebensjahr teilnehmen können . 

Nachruf 

Unerwartet verstarb am 25, August 
1979 der langjährige Mitarbeiter der 
BVS-Landesstelle Schleswig-Holstein 

Kurt Tomfohrde 

Der Verstorbene kam im Jahre 1960 
als ehrenamtlicher Helfer zum damali­
gen Bundesluftschutzverband (BLSV). 
Seit 1962 war Kurt Tomfohrde haupt­
amtlich tätig, zuletzt im Fachgebiet Aus­
bildung bei der BVS-Landesstelle. 

Erst vor wenigen Monaten war Tom­
fohrde in den wohlverdienten Ruhestand 
getreten. Er wird den ehren- und haupt­
amtlichen Mitarbeitern in Schieswig-Hol­
stein, die ihn wegen seiner - auch nach 
dem Ausscheiden weiterhin bewiese­
nen - Hilfsbereitschaft sehr schätzten, 
unvergessen bleiben. 

Bremen (9 
Bundesinnenminister Baum 
informierte sich 

Bundesinnenminister Baum lud kürzlich 
die in Bremen im Zivil- und Katastro­
phenschutz tätigen Organisationen in 
die Unterkunft des Ortsverbandes Neu­
stadt des Technischen Hilfswerkes zu 
einem Gespräch ein. Nach einer Be­
sichtigung des Fahrzeugparks des THW 
und des BVS wurden die besonderen 
Probleme der Organisationen angespro­
chen. Baum stellte fest, daß " mein 
Ministerium immer wieder kämpfen 
muß, um den Etat für den Zivilschutz 
gegen die Haushaltsanschläge anderer 
Ministerien durchzusetzen. Aus diesem 
Grunde müssen mit dem vorhandenen 
Geld Schwerpunkte und Prioritäten 
gesetzt werden." 

Damit eine positive OHentlichkeitsarbeit 
betrieben werden kann, soll demnächst 
von der politischen Seite her eine neue 
finanzielle Zielsetzung gefunden wer­
den. Ein Festhalten an einem Haus­
haltsverhältnis von 1: 20 zwischen ziviler 
und militärischer Verteidigung wird in 
der Bundesrepublik nicht erreichbar 
sein . 

Baum lobte die Arbeit der Helfer und 
der Mitarbeiter im Zivilschutz und stellte 
heraus: "Wer sich im Zivilschutz enga­
giert, tut mehr als der normale Bürger." 
Der Abgeordnete der Bremer Bürger-
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Ober den Einsatz der neuen Fahrzeuge des BVS läßt sich Bundesinnenminister 
Baum von BVS-Landesstellenleiter Singer berichten. 

schaft, Ernst von Schönfeldt, der den 
Bundesminister begleitete, betonte, 
daß ohne die Offentlichkeitsarbeit des 
Bremer BVS eine so weitgehende 
Sachkenntnis des Zivilschutzes bei 
den politisch Verantwortlichen in Bre­
men kaum vorhanden wäre. 

Vorbeugen und abwehren 

Wie sich jeder Bürger gegen Unfallge­
fahren besser schützen kann, erläuterte 

BVS-Fachgebietsleiter Heinz-Günter 
Freese bei einem Informationsgespräch 
in der AltentagesstäUe ChristernstraBe. 

Der Vortrag, der auf Initiative der Ta­
gesstättenleiterin zustande kam , fand 
allgemeines Interesse. Freese führte 
aus, daß in der Bundesrepublik durch 
Unfälle jährlich rund 30 000 Tote und 
fast fünf Millionen Verletzte zu beklagen 
seien. Der BVS-Mitarbeiter wies zu­
gleich auf Unfallschwerpunkte und vor­
beugende Maßnahmen hin . 



nledersOOHsen 6) 
Engländerinnen 
waren auch dabei 

Jeweils an fünf Tagen in der Woche 
herrschte von Mitte Juli bis Mitte August 
großer Trubel in dem alten Gemäuer 
an der hannoverschen Hans-Böckler­
Allee, in dem der BVS seine Lehrgänge 
und Übungen veranstaltet. Diese schul­
freien Sommerwochen gehören in Han­
nover nämlich den Kindern mit dem 
" Ferienpaß". Insgesamt 50 verschie­
dene Aktionen werden den Schülerinnen 
und Schülern angeboten. Ein " Renner" 
sind dabei die Selbstschutz-Informatio­
nen und der Selbstschutz-Grundlehr­
gang des BVS für die älteren Schüler. 

In diesem Jahr war der Verband zum 
dritten Male bei dieser Ferienaktion 
dabei. 

Für die Mitarbeiter des BVS ergaben 
sich diesmal überraschend europäische 
Aspekte: Die jungen Leute aus Hanno­
ver brachten ihre Gäste aus der engli­
schen Partnerstadt Bristol mit. Die Eng­
länderinnen fühlten sich gleich heimisch; 
Albrecht Wilhelmi - heute ehrenamtli­
cher Mitarbeiter des BVS - konnte die 
sprachlichen Klippen als früherer NATO­
Verbindungsoffizier ohne Mühe über­
winden. 

Die Jugendlichen sahen zunächst den 
Film " Schutzbündnis" über die Zusam­
menarbeit im Katastrophenschutz. Wenn 
die realistischen Szenen die jungen 
Gäste möglicherweise allzu sehr aufreg­
ten, so wurde diese Spannung im an­
schließenden Gespräch mit den BVS­
Mitarbeitern wieder aufgefangen. Den 
Kindern sollte ein Gefühl für den Unter­
schied zwischen übertriebener Ängst­
lichkeit und angemessener Vorsicht 
vermittelt werden . 

Im ersten Jahr der Ferienaktion waren 
manchmal 80 bis 250 Jugendliche bei 
solchen Veranstaltungen des BVS. 

" Aber Information und Ausbildung kön­
nen bei den kleinen Gruppen intensiver 
gehandhabt werden", sagt Wilhelmi. 

Daß die BVS-Aktion den Beteiligten 
Spaß machte, zeigt sich dadurch, daß 
einige Teilnehmer sogar ihre Geschwi­
ster schicken. Das Interesse an den 
Veranstaltungen wird in erster Linie 
durch Mundpropaganda geweckt. Aller­
dings merkt man, daß die vielfältigen 
Bemühungen des Verbandes und ande­
rer Organisationen, die sich über das 
ganze Jahr verteilen, ihre Früchte ge-

Ältere Schüler 
nahmen an den 
Selb.t.chulz­
Grundlehrgängen 
tell, die Im Rah­
men der Ferien­
paß-Aktion vom 
BVS In Hannover 
veranstaltet wur­
den. 

tragen haben. " Manche Schüler sind 
oft schon großartig vorbereitet, sie wis­
sen meist besser Bescheid als die AI-

Oen Jubilaren 
Dorothea Harre 
und Harry Jan­
kowskl - links 
und rechts von 
BVS-Landesstel­
~nlelter Sohl -
sprach dieser 
seine Glückwün­
sche aus und 
würdigte Ihre 
Mitarbeit Im BVS. 

25 Jahre 
im öffentlichen Dienst 

Anlaß zu einer Feierstunde war das 
25jährige Dienstjubiläum von Dorothea 
Harre und Harry Jankowski: Gemeinsam 
mit den Mitarbeitern.der BVS-Landes­
stelle Niedersachsen feierten beide 
diesen Ehrentag. 

Frau Harre ist als Bürohilfskraft in der 
BVS-Dienststelle Hannover tätig, Harry 
Jankowski wechselte vom Bundes­
grenzschutz zum BVS, zuletzt war er 
Bereichsbeauftragter. Im Zuge der Um­
strukturierung des BVS wird er Dienst­
stellenleiter in Hildesheim. Landesstel­
lenleiter Sohl würdigte die bisherige 
Arbeit der Jubilare, die ihre Tätigkeit 
im BVS nicht nur als Job, sondern als 
Wahrnehmung einer Aufgabe im huma­
nitären Sinne gesehen hätten. Trotz 
der ernsten Hintergründe dieser Aufga-

ten." Albrecht Wilhelmi muß es wissen, 
er kümmert sich bei Vorträgen in Alten­
kreisen auch um die älteren Bürger. 

be, so wünschte Sohl, möge die Freude 
an der Arbeit und ein gutes kollegiales 
Zusammenarbeiten auch weiterhin im 
Vordergrund stehen. 

BVS beim Kreissportbund 

Bei einem Lehrgang für Jugendgruppen­
leiter des Kreissportbundes Osnabrück­
Land, bei dem es um Fragen der Haf­
tung, um Verhaltensmaßnahmen und 
die Aufsichtspflicht ging, stand auch 
der Selbstschutz-Grund lehrgang des 
BVS mit auf dem Programm. Die Ju­
gendleiter interessierten sich vor allem 
für Sofortmaßnahmen bei Unfällen und 
Vertetzungen. 

Jugendleiterin Gretel Kempa, die den 
Lehrgang organisiert hatte, zeigte sich 
sehr zufrieden; sie will auch künftig 
derartige Kurse anbieten. 
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norDrH8In"'W8STFOL8n • 
" Katastrophenschutz" 
bei der 900-Jahr-Feier 

" Der Katastrophenschutz zu Lande -
zu Wasser - aus der Luft", unter die­
sem Motto wurde anläßlich der 900-
Jahr-Feier in Siegen-Geisweid eine 
gemeinsame Ausstellung der Fachdien­
ste im Katastrophenschutz gezeigt. 

Auch der BVS beteiligte sich an dieser 
Ausstellung, die Fahrzeuge, Gerätschaf­
ten, Ausrüstungen und Einrichtungen 
präsentierte. Außerdem wurden Ret­
tungs-, Bergungs- und Hilfsmethoden 
gezeigt. 

Insgesamt 30 Fahrzeuge aus allen Ein­
satzbereichen waren zu sehen. Von 
der Wasseraufbereitungsanlage bis 
zum Rettungsboot, vom Dreiecktuch 
bis zum Notarztwagen wurden alle 
Hilfsmittel gezeigt, mit denen Menschen 
aus schwierigen, lebensgefährlichen 

Situationen gerettet werden können 
oder Erste Hilfe an Ort und Stelle gelei­
stet werden kann. 

Zusammenarbeit 
mit der Feuerwehr geprobt 

Hohe Rauchsäulen stiegen gleich meh­
rere Male über der Wahner Heide auf. 
Doch was von weitem wie ein Groß­
brand aussah, war in Wirklichkeit eine 
Demonstrationsübung aller Feuerwehren 
der Stadt Köln anläßlich des Stadlteu­
erwehrtages 1979. Zwei Tage lang 
übten rund 850 Feuerwehrmänner und 
gaben der Bevölkerung einen Einblick 
in alle Bereiche der Technik und Orga­
nisation der Kölner Feuerwehren. Im 
Verlauf dieser Übung wurde auch die 
Zusammenarbeit zwischen der Feuer­
wehr und dem Bundesverband für den 
Selbstschutz geprobt. 

rH8InLonD"'PFOLZ 
Unterweisung für Auf Grund der nunmehr gewonnenen 

Krankenhauspersonal Erkenntnisse beabsichtigt das Herz-
Jesu-Krankenhaus die Ausbildung und 

Das Herz-Jesu-Krankenhaus in Trier Ausrüstung von Brandschutztrupps 

hatte die BVS-Dienststelle Trier zur und weiteren Personen, die besonders 
Brandschutz-Unterweisung von 300 bei möglichen Evakuierungsmaßnahmen 

Mitarbeitern eingeladen. Für die Ärzte, eingesetzt werden können. 

die Ordensschwestem, das Pflegeper-
sonal sowie für das Personal des Wirt-
schaftsberek:hes war, zum ersten Male Thema: 
im Regierungsbezirk Trier, die Tell-
nahme an einer Unterweisung über 

Betrieblicher Katastrophen-

Brandschutz von der Leitung des Herz- schutz 

Jesu-Krankenhauses verbindlich vorge- Die Stadt Mainz hatte die Geschäftslei-
schrieben worden. tungen von rund 120 Industriebetrieben, 
BVS-Dienststellenleiter Linden behan- die mindestens je 20 Arbeitnehmer 
delte in seinem Vortrag die Themen: beschäftigen, zu einem Meinungs- und 
Brandarten, Brandursachen, vorbeugen- Erfahrungsaustausch über den betriebli-
der Brandschutz, das richtige Verhalten chen Katastrophenschutz eingeladen. 
im Falle eines Brandes sowie die Hand- Fast 40 Sicherheitsingenieure und 
habung verschiedener Feuerlöscher. Fachleute waren dieser Ein-
Nach einer Begehung des Krankenhau- ladung gefolgt. In fachlichen Vorträgen 
ses wurde dann im Freien - mit Unter- gaben der Referent fur den Katastro-
stützung der ehrenamtlichen Mitarbeiter phenschutz im Innenministerium, Mini-
Rita Schmitt und Hans Essler - das sterialrat Dr. Hennes, der Leiter der 
Löschen brennender Personen, das BVS-Dienststelle, Willl Lehn , und der 
Ablöschen eines Flüssigkeitsbrandes Leiter der Abteilung Zivilschutz der Stadt 
und das Löschen von Bränden fester Mainz, Wemer Busch, einen Überblick 
Stoffe geübt. über Ziele, Ausbildungsstand und Mäg-
Der Direktor des Krankenhauses, Hoff- lichkeiten des betrieblichen Katastro-
mann, sprach der BVS-Dienststelle phenschutzes. Der Geschäftsführer 
Trier für die vorzügliche Organisation der Industrie- und Handelskammer 
und Durchführung dieser Unterweisung Rheinhessen, Dr. Claßen , nahm eben-
seinen Dank aus. falls an dieser Veranstaltung teil. 
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Siegfried Herrmann t 

Die BVS-Dienststelle Mülheim an der 
Ruhr hat durch den Tod von Siegfried 
Herrmann einen aktiven Mitarbeiter 
verloren , der seit t956 ehrenamtlich 
tätig war. Von Anfang an setzte er sich 
mit ganzem Herzen für den humanitären 
Auftrag ein . Trotz schwerer Krankheit­
Hermann trug einen Herzschrittmacher -
war er bis zuletzt immer einsatzbereit. 

Bis t 967 war Herrmann Sachbearbeiter 
bzw. Leiter der Abschnittstelle Ost, 
danach war er in der BVS-Dienststelle 
für Organisation und Helferbetreuung 
verantwortlich. Für t 0- und 20jährige 
Mitarbeit hatte er bereits Ehrenurkunden 
erhalten; im August 1974 wurde ihm 
die Ehrennadel des BVS verliehen. 

Siegfried Herrmann war ein guter Ka­
merad, der sich stets für andere ein­
setzte. Den Mitarbeitem der Dienststelle 
wird er immer ein Vorbild sein . 

• In der anschließenden Diskussion 
konnte man den Eindruck gewinnen, 
daß die Organisation des betrieblichen 
KatastrophenSChutzes in den größeren 
Firmen im allgemeinen gut ausgebaut 
ist. Probleme gibt es hauptsächlich 
in den kleineren Unternehmen, die bei 
dieser Informationsveranstaltung leider 
kaum vertreten waren. Man will sich 
noch einmal gezielt an diese Betriebe 
wenden und deren zuständige Vertreter 
zu einem Gesprach in das Mainzer 
Rathaus einladen . 

Selbstschutz-Vorführungen 
in Simmem 

An gemeinsamen Demonstrationen 
der Feuerwehr, des THW, des DRK, 
der DLRG, der Bundeswehr und der 
Polizei beteiligte sich in Simmern auch 
der BVS. Die Angehörigen der BVS-
Dienststelle Mainz zeigten, wie man 
einen Entstehungsbrand mit Hilfe der 
Einstellspritze bekämpfen kann, wie 
man Flüssigkeitsbrände mit Feuerlö-
schern und brennende Kleidung - an 
einer Brandpuppe vorgeführt - mit Hilfe 
von Decken ablöscht. BVS-Fachlehrer 
Ktaus Deginder gab über eine Lautspre-
cheranlage jeweils entsprechende Er-
läute rungen zu den Gefahrensitua-
tionen. 



Hessen 0 
Dienstältester 
BVS-Landesstellenleiter 
verabschiedet 

Der dienstälteste BVS-Landesstellenlei­
ter. Ernst Heldmann. trat nach Erreichen 
der Altersgrenze in den Ruhestand. 
Am 30. August 1979 wurde er im gro­
ßen Saal der Industrie- und Handels­
kammer in Wiesbaden verabschiedet. 

Zahlreiche Gäste hatten sich zu diesem 
Festakt eingefunden, unter ihnen MdB 
Dr. Jentsch. MdL Rösler. Staatssekretär 
Dockhorn. LId. Min.-Rat Kayser und 
Reg.Dir. Handwerk vom Hessischen 
Innenministerium und Reg.Dir. Ochs 
von der Staatskanzlei. Die Stadt Wies­
baden war durch Dezernent Thiels. 
die Bundeswehr durch Oberst Gärtner 
und Oberstleutnant Waleschkowski 
vertreten. Anwesend waren auch der 
Präsident des Hess. Landesverbandes 
des DRK. Oberbürgermeister a. D. 
Dr. Dröse. Dipl.-Ing. Franz vom THW­
Landesverband Hessen. Gewerkschafts­
sekretär Panek für die OTV und OAR 
Dörner für die Deutsche Bundespost. 

Ernst Heldmann wurde am 3. 8. 1914 
in Jugenheim/ Bergstraße geboren. 
nach bestandenem Abitur und Ablei­
stung des Wehrdienstes trat er 1936 
in die Schutzpolizei ein . 

Seine ersten Kontakte zum Luftschutz 
knüpfte er als Luftschutzoffizier beim 
Polizeipräsidenten in Dresden. Die hier 
gesammelten Erfahrungen waren be­
stimmend für seine spätere Tätigkeit. 

In seiner Laudatio würdigte der Direktor 
des BVS. Franke. die Verdienste Held­
manns, der noch einer der wenigen 
Persönlichkeiten sei. die sich 1953. 
als der Gedanke des Selbstschutzes 
in der Bevölkerung wieder auflebte. 
diesem Ruf nicht verschlossen hätten. 
Seit dieser Zeit war er bis zu seinem 
Ausscheiden für diesen Auftrag uner­
müdlich tätig. Heldmann sei einer der 
wenigen , die in ihrer Funktion vom Orts­
über Kreis- und Bezirksstellenleiter 
zum Landesstellenleiter (seit 1957) 
die Entwicklung des BLSV /BVS miter­
lebt und mitgestaltet hätten. Bereits 
1967 beging Heldmann sein 25jähriges 
Diens~ubiläum . In den Jahren von 1975 
bis 1978 wurde er zusätzlich wechsel­
weise mit der Leitung der Landesstellen 

Baden-Württemberg und Rheinland­
Pfalz beauftragt. 

In Anerkennung seiner Verdienste 
wurde ihm die Ehrennadel des Verban­
des mit geschlossenem Blaltkranz ver­
liehen. 

In Vertretung des Innenministers von 
Hessen dankte Staatssekretär Dockhorn 
dem scheidenden BVS-Landesstellenlei­
ter für seinen unermüdlichen Einsatz 
und sein Wirken auf dem Gebiet des 
Zivilschutzes - insbesondere des 
Selbstschutzes - im Bundesland Hes­
sen. Dockhorn überreichte als Dank 
und Anerkennung ein Buch über das 
Land Hessen. 

Dezernent Thiels. als Vertreter der Stadt 
Wiesbaden . dankte dem Bürger Ernst 
Heldmann. der seit mehr als 30 Jahren 
in Wiesbaden ansässig ist, für die von 
ihm geförderten guten Kontakte zur 
Stadtverwaltung und - im Hinblick auf 
den Selbstschutz - die geleistete Auf­
klärungs- und Ausbildungsarbeit. Er 
wünschte Heldmann einen geruhsamen 
Ruhestand . Ein Präsent - hessische 
Weine und ein Bildband der Landes­
hauptstadt - sollten dazu beitragen . 
den Ruhestand zu verschönem. 

Die Deutsche Bundesbank-Zentrale 
Frankfurt. durch BVS-Helfervertreter 
Graulich repräsentiert, und der hessi­
sehe DRK-Präsident überreichten als 
Dank für die jahrelange gute Zusam­
menarbeit ebenfalls Buchgeschenke. 

Für die BVS-Dienststellenleiter. zugleich 
als Vorsitzender des Bezirks- und des 

Hauptpersonalrates. ergriff G. Straube 
das Wort. Straube. der fast 25 Jahre 
mit dem scheidenden LandessteIlenlei­
ter zusammengearbeitet hat. meinte. 
daß Heldmann seinen Dienststellenlei­
tern manche .. harte Nuß" zu knacken 
gab und nicht immer ein bequemer 
Landesstellenleiter gewesen sei. Hitzige 
Debatten seien geführt und manches 
Mal die Klingen gekreuzt worden. Held­
mann sei bestrebt gewesen, Härten 
bei der Durchsetzung seiner Ziele zu 
vermeiden , und auch bereit, Kompro­
misse zu schließen. die allerdings nach 
Möglichkeit wieder seine Handschrift 
erkennen ließen ... Hart im Geben. aber 
gerecht gegenüber jedermann". sei 
seine Devise gewesen. 

Als Dienstältester dankte Fachgebiets­
leiter W. Schmitt im Namen aller Be­
diensteten der Landesstelle Heldmann 
für seine Loyalität und Hilfsbereitschaft 
gegenüber allen Mitarbeitem. Damit 
er in Ruhe und Gelassenheit künftig 
seinen Schoppen trinken könne . über­
reichte Schmitt zur steten Erinnerung 
ein Präsent. 

Bewegt dankte Ernst Heldmann allen. 
die ihn bei seinen dienstlichen Bemü­
hungen tatkräftig unterstützt haben. 
und gab der Hoffnung Ausdruck. daß 
der BVS auch weiterhin seine Tätigkeit 
zum Wohle der Allgemeinheit mit Erfolg 
fortsetzen könne. 

Zivilschutzausstellung 
im Postbildungszentrum 

Die Fahrbare Zivilschutzausstellung 
(FZA) Hessen zeigte im Bildungszen­
trum der Post in Heusenstamm die 
Tafelausstellung .. Zivilschutz". Diese 
Ausstellung sollte den jungen Leuten 
von der Post einen Gesamtüberblick 
über die Aufgaben. die im Katastro­
phenfall von jedem einzelnen übemom­
men werden müssen, vermitteln. 

.. Non-stop" -Filmvorführungen ergänzten 
die Ausstellung . Walter Nölter als Leiter 
der FZA und sein Mitarbeiter Erich Funk 
mußten immer wieder Fragen nach 
Ausbildung und Informationsmäglichkei­
ten durch den BVS beantworten. Die 
angeootenen Broschüren - "Wir wollen, 
daß Sie leben" und .. Selbstschutz. Ihre 
Sicherheit" - gaben Anlaß zu weiteren 
Fragen . 
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saarlanD (9 
Minister Wilhelm 
plädiert für Schutzraumbau 

Die Möglichkeit, für den Bau von Haus­
schutzräumen Zuschüsse in Anspruch 
zu nehmen, hat der saarländische In­
nenmlnister Alfred Wilhelm zum Anlaß 
genommen, um auf die im lande bereits 
vorhandenen Schutz räume hinzuweisen. 

Danach gibt es im Saarland 600 

Schutzräume mit 50 622 Plätzen ; es 
stehen also für rund 5 % der Bevölke­
rung Schutzräume zur Verfügung. In 
Schulen, Kindergärten und Krankenhäu­
sern wurden bisher 291 Schutzräume 
mit 19 509 Plätzen fertiggestellt. Hinzu 
kommen noch 11 Großschutzanlagen, 
die 13 965 Personen Schutz bieten. 

Der Minister wies auf die besondere 
Bedeutung der privaten Hausschutz-

räume hin. Wilhelm erwähnte die Zu­
schußmöglichkeiten und die steuerlichen 
Vergünstigungen für Schutzräume, au­
ßerdem die BVS-Schutzbaufibel und 
die kostenlose Beratung durch den 
Bundesverband für den Selbstschutz. 
Als wünschenswert bezeichnete der 
Minister einen Versorgungsgrad mit 
Schutzplätzen, der mit dem in Schwe­
den und ,n der Schweiz vergleichbar 
sei. 

BaDenNwurTTemBerG (9 
Zusammenarbeit mit den 
Gemeinden 

Bei rund einem Drittel aller Gemeinden 
im landkreis Heilbronn wird in regelmä­
ßigen Abständen der Selbstschutz­
Grundlehrgang vom Hauptverwaltungs­
beamten der Bevölkerung angeboten. 
Das bedeutet, daß gemäß Vwv­
Selbstschutz die Aufforderung und Ein­
ladung der Bevölkerung sowie die Be­
reitstellung des Unterrichtsraumes von 
der Gemeinde übernommen werden. 

Der HVB wird mit Artikeln für das Ge­
meindeblatt, Presseinformationen sowie 
mit dem Muster eines bewährten Hand­
zettels, der durch die Gemeinde erstellt, 
an Haushalte verteilt , in öffentlichen Ge­
bäuden, Arztpraxen, Sparkassen usw. 
ausgelegt wird, durch die BVS-Dienst­
stelle unterstützt. 
Der Arbeitsaufwand für die Dienststelle 
ist anfangs erheblich größer als z. B. 
die Vorbereitung und Durchführung 
von lehrgängen in Schulen. Der Erfolg 
hat sich jedoch immer eingestellt. Es 
mußte sogar in einigen Fällen wegen 
zu großer Teilnehmerzahl ein zweiter 
lehrgang durchgeführt werden. 

Bekleidungshaus 
ließ Personal ausbilden 

Die Geschäftsleitung eines der größten 
Mannheimer Konfekttonshäuser verein­
barte mit der BVS-Dienststelle, daß 
alle Betriebsangehörigen - Verkaufs-, 
lager- und Büropersonal - im Brand­
schutz ausgebildet werden sollten. Die 
Firma nahm dabei mögliche Umsatzein­
bußen durch die zeitweise Verringerung 
des Personals bewußt in Kauf. Für je­
weils ein Fünftel der Betriebsangehöri­
gen wurde fast ein ganzer Arbeitstag 
für die UnterriChtung zur Verfügung 
gestellt. 
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Im Vordergrund der lehrgänge standen 
praktische Übungen mit Kleinlöschgerä­
ten und löschdecken, ebenso die Be­
dienung der Haushydranten und der 
Schlauchleitungen. Entstehungsbrände 
in Groß-Kleiderständern wurden mit 
Handfeuerlöschern bekämpft, auch 
das löschen durch Ersticken der Flam­
men mit Decken, Mänteln u. ä. wurde 
geübt. Das Ablöschen brennender Klei­
dung an Personen sowie die Erstver­
sorgung von Brandwunden waren wei­
tere Ausbildungspunkte. 

Für die praxisnahen Übungen stellte 
die Firma Bekleidungsstücke zur Verfü­
gung, so daß jeder lehrgangsteilnehmer 
am .. Brandherd" uben konnte. 

Die Mitglieder der Geschäftsleitung 
nahmen selbst an der Ausbildung, die 
im Rahmen des .. BetriebliChen Kata­
strophenschutzes" stattfand, teil. Insge­
samt 67 Damen und 38 Herren wurden 
in der Branderstbekämpfung unterwie­
sen. Die Ausbildung wurde jeweils mit 
Informationen über Panikverhalten, 
Panikverhütung und -bekämpfung abge­
schlossen. 

BVS auf der Landwirtschafts­
Ausstellung 

Ministerpräsident lothar Späth hatte 
die Schirmherrschaft über die 8. Badi­
sche landwirtschafts-Ausstellung vom 
8. bis 16. September 1979 in Freiburg 
ubernommen. Auch die BVS-Dienst­
stelle Freiburg war auf dieser Ausstel­
lung mit einem großen Stand vertreten. 
Sein Motto: .. Waffenwirkungen, Schutz­
möglichkeiten und Schutzraumbau". 

Zahlreiche Ehrengäste, unter ihnen 
Ministerpräsident Späth, Justizminister 
Eyrich, der Oberbürgermeister der Stadt 
Freiburg, Eugen Keidel, sowie zahlrei-

che Vertreter des öffentlichen lebens 
besuchten den BVS-Stand und trugen 
sich in das Gästebuch ein. Die Modera­
toren Hauser und Wegener vom Süd­
westlunk Baden-Baden statteten dem 
Stand ebenfalls einen Besuch ab. 

Der Südwestfunk informierte 

In seiner Sendereihe .. Freundlich ge­
weckt" informierte das landesstudio 
Freiburg des Südwestlunks am 12. Sep­
tember 1979 seine Hörer über die 
BVS-Ausstellung, die auf der 8. Badi­
schen landwirtSChafts-Ausstellung in 
Freiburg zu sehen war. Es wurden in 
dieser Sendung interessante, detaillierte 
Hinweise zum privaten Schutzraumbau 
gegeben. 

Kontaktpflege 
zu den neuen Helfern 

Damit sich die Helfer, die bisher in den 
aufgelösten BVS-Dienststellen mitgear­
beitet haben, schon bald in ihrem neuen 
Dienststellenbereich wohlfühlen, hatten 
sich die Helfer der Rottweiler BVS­
Dienststelle entschlossen, sich selbst, 
die Dientststelle und die neuen Helfer 
vorzustellen. Das Ergebnis: die Heraus­
gabe eines Heftes mit Informationen 
für alle Mitarbeiter. Personelle Beset­
zung, Arbeitsschwerpunkte, Termine 
und Treffs der Arbeitsgemeinschaften, 
geplante lehrgänge und vieles andere 
mehr waren dem Heft zu entnehmen. 
Mit diesen Angaben sollen die Kontakte 
zu den "neuen" Kollegen verbessert 
werden. 

"Von uns tür Sie" - so nennt sich die 
Veröffentlichung - wird künftig für den 
Bereich der Dienststelle Rottweil in 
unregelmäßigen Zeitabständen heraus­
gegeben. 



Bo~ern 0 
BVS auf dem Fußballfeld 
erfolgreich 

Beim diesjährigen Fußballturnier der 
Katastrophenschutz-Organisationen 
um den Wanderpokal des Kreisverwal­
tungsreferates der Landeshauptstadt 
München erkämpfte die Mannschaft 
des BVS München Sieg und Pokal. 
An dem Turnier nahmen der Arbeiter­
Samariter-Bund, das Bayerische Rote 
Kreuz, die Freiwillige Feuerwehr, die 
Johanniter-Unfall-Hilfe, das Kreisverwal­
tungsreferat mit Regieeinheit, der Malte­
ser-Hilfsdienst, das Technische Hilfs­
werk und der BVS teil. Die acht Mann­
schaften spielten an zwei Tagen ein­
satzfreudig um Platz und Wanderpokal. 

Bereits im ersten Spiel bezwang die 
Mannschaft des BVS die JUH mit 7:1, 
das THW unterlag dem BVS mit 3:0. 
Im Endspiel besiegten die Spieler des 
BVS in einer kämpferischen Partie den 
favorisierten MHD mit 2:0. 

Zu der gemeinsamen Siegerehrung 
spendete Stadtrat Rudolf Hierl ein Faß 
Bier, Brotzeit, Sekt und einen Fußball 
für die künftigen Endspiele. Vom Kreis­
verwaltungsreferat erhielt jede Mann­
schaft neben einer Teilnehmer- bzw. 
Siegerurkunde einen Erinnerungspreis 
und den Stadtwimpel. 

Sinn und Zweck dieser Veranstaltung -
so sagten es Stadtrat Hierl und Ober­
verwaltungsrat Ruhland bei der Sieger­
ehrung - war es, die Gemeinschaft 
der " Katastrophen-Schützer" zu stär­
ken. 

BVS-Mannschaftskapitän Weiß nimmt 
den Wanderpokal des Münchener Kata­
strophenschutzes entgegen. Von rechts: 
Oberinspektor Heinzlmelr, Oberverwal­
tungsrat Ruhland, Stadtrat HIerI. 

Lehrreiche Orientierungsfahrt 

Viel Spaß machte allen Teilnehmern 
die Orientierungsfahrt des Allgemeinen 
Rettungsverbandes rund um Weiden, 
obwohl die Aufgaben an den sechs 
Stationen nicht immer leicht zu lösen 
waren. Um 13.30 Uhr schickte der 
ARV-Bezirksvorsitzende, Werner H. 
Hayn, die Helfer des BRK-Kranken-
transportzuges Pirk, des Bundesverban-
des für den Selbstschutz (BVS) , der 
1. Führungsgruppe TEL Neustadt und 
des ARV vom BRK-Heim Rothenstadt 
aus auf die knapp 80 km lange Strecke. 

Die Teilnehmer sollten die in der Ausbil-
dung erworbenen Kenntnisse im Karten-
lesen und Fahren nach Kocrdinaten, 
in Erster Hilfe und in Selbstschutzmaß-
nahmen beweisen . Nur wer die erste 
Kocrdinatenangabe richtig umsetzen 
konnte, fand die erste Station auf dem 
Parkstein , wo nach einem angenomme-
nen Verkehrsunfall die " Unfallsteile" 
richtig abzusichem und eine korrekte 
Meldung an die Polizei zu machen war. 
Im weiteren Fahrtverlauf waren auf 
dem Parkplatz an der B 22 bei Döltsch 
Entfernungen zu schätzen. An der drit-
ten Station auf dem Parkplatz im Wald-
naabtal mußten an einem " Verletzten" 
eine Seitenlage und eine Schocklage 
demonstriert werden. Vor dem Kloster 
St. Felix in Neustadt war als letzte Auf-
gabe eine brennende Puppe zu löschen. 
Dies erwies sich als ein wenig schwie-
rig, nicht allen Teilnehmern glückte 
es auf Anhieb. 

Fachausschuß "Zivilschutz" 
der F.D.P. 

Auf einer Tagung, die der Landesfach-
ausschuß für Sicherheitspolitik der 
F.D .P. in Nürnberg durchführte, wurde 
auch eine Arbeitsgruppe " Zivilschutz" 
gebildet, mit deren Leitung die BVS-Mit-
arbeiter Rainer Schramm und Ute Herz, 
Starnberg, beauftragt wurden. Der Lan-
desfachausschuß will sich künftig in 
verstärktem Maße mit diesem Thema 
befassen. 

Dank an die Helfer 

Zu einem Kameradschaflsabend hatte 
der BVS die Helfer der einzelnen Hilfs-
organisationen in den Waldgasthof Hol-
zer nach Hart ein eladen . Der BVS-Be-g 

reichsbeauftragte für Niederbayern, 
Georg Seemann, begrüßte die zahlrei­
chen Gäste, unter ihnen Persönlichkei­
ten des öffentlichen Lebens, Vertreter 
des BRK, des Malteser-Hilfsdienstes, 
der Freiwilligen Feuerwehr und des 
THW. 

Seemann erläuterte, dieser Abend sei 
zwar schon seit langem geplant, aber 
wegen Terminschwierigkeiten mehrtach 
verschoben worden. Der BVS wolle 
mit diesem Abend seinen Dank all den 
Helfem der verschiedenen Organisatio­
nen abstatten, welche beim Sicher­
heitswettbewerb und bei der Großaus­
stellung im vergangenen Jahr so unei­
gennützig mitgeholfen hatten, die Ziele 
und Probleme des Katastrophenschut­
zes der Offentlichkeit näherzubringen. 

Seemann streifte nochmals kurz den 
Verlauf dieser beiden Veranstaltungen; 
insbesondere hob er die guten Ergeb­
nisse der Teilnehmer bei der Sicher­
heitsfahrt hervor. Als äußeres Zeichen 
des Dankes an die Helfer überreichte 
Georg Seemann jeder Organisation 
ein Wappen des BVS in den Farben 
des Zivilschutzes. 

Bürgermeister Daffner, Mallersdort-Pfaf­
fenberg, sprach über die Notwendigkeit 
eines gut funktionierenden Katastro­
phenschutzes und betonte die Bereit­
schaft der Marktgemeinde, die Hilfsor­
ganisationen nach Möglichkeit zu unter­
stützen. Er dankte dem BVS für die 
Durchführung der Sicherheitsfahrt und 
anderer Veranstaltungen im Bereich 
der Marktgemeinde. 

25jähriges Dienstjubiläum 

Frau IIse Moser wurde am 1. August 
1954 als hauptamtliche Schreibkraft 
beim damaligen BLSV in der Ortsstelle 
München eingestellt. Sie ist eine der 
wenigen Mitarbeiter, die von Anfang 
an mit dabei waren . Seit dem 1. Januar 
1965 ist sie Hilfsfachbearbeiterin für 
Organisation in der BVS-Landesstelle 
Bayern. In den Dienststellen des BVS 
in Bayern und bei der Landesstelle 
gilt Frau Moser als eine hilfsbereite 
Kollegin. 

In einer Feierstunde würdigte - im Auf­
trag des Landesstellenleiters - Fachge­
bietsleiter Denke die 25jährige Mitarbeit 
van Frau Maser und überreichte eine 
Ehrenurkunde. Im Namen der Kollegen 
übergab Frau Sturm als Mitglied des 
Personalrates ein Geschenk. 
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SOHL6SWIGIVHOLST61n e 
THW-Hilfe für Denkmalschutz 

Am letzten Sonnabend im Mai wurden 
die Helfer des THW-OV Niebüll zu einer 
besonderen Aufgabe herangezogen. 
Der unter Denkmalschutz stehenden 
Mühle " Hoffnung" in Munkbrarup im 
Kreis Schleswig-Flensburg sollten die 
Flügel und die Holzkappe abgenommen 
werden, um sie zu reparieren . Nach 
den Vorarbeiten der THW-Helfer hob 
ein Spezialkran die etwa neun Tonnen 
schwere Holzkappe vom Rumpf der 
Mühle. In nächster Zeit soll die Kappe 
mit Kupfer eingedeckt werden, wäh­
rend - nach den nötigen Reparaturen 
an der Krone und der Königswelle -
der Rumpf der Mühle ein neues Schin­
deldach erhalten soll . 

Die Mühle in Munkbrarup ist die erste 
im Amt Langballig, die von der Interes­
sengemeinschaft zur Erhaltung der 
Mühlen wieder vOllständig hergerichtet 
werden und später als Mühlenmuseum 
dienen soll . 

Die THW-Helfer aus Niebüll erledigten 
die ihnen gestellte Aufgabe zur vollsten 
Zufriedenheit des Mühlenbauem, der 
auch Vorsitzender des Schieswig-Hol­
steinischen Mühlenvereins ist, und ar­
beiteten gut mit den übrigen eingesetz­
ten Kräften zusammen. Nach Abschluß der vorbereitenden Arbeiten hob ein Spezialkran die neun Tonnen 

K. P. I schwere Holzkappe ab. 

HOmBUrG 
Alarmübung 
zeigte Einsatzbereitschaft 

Die Leistung technischer Hilfe bei grö­
ßeren Unglücksfällen und Katastrophen 
ist die Aufgabe des Technischen Hilfs­
werkes. Das Alanmsystem und die Mo­
torisierung sollen ermöglichen, daß 
das THW die erforderlichen Kräfte im 
Ernstfall innerhalb kürzester Zeit einset­
zen kann . Aus diesem Grund ist es 
von Zeit zu Zeit unumgänglich, dies 
durch Alarmübungen zu überprüfen. 

Am Vorabend der Ganztagsausbildung 
vom 28. 7. 1979 wurden zwischen 17.00 
und 19.00 Uhr der Instandsetzungszug 
24/55 und der Material-Erhaltungstrupp 
des THW-Bezirksverbandes Hamburg­
Nord alarmiert. Die schnell eintreffenden 
Helfer besetzten die Fahrzeuge und 
fuhren zum Standortübungsplatz EI-
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menhorst in der Nähe von Hamburg. 
Hier wurden sie vom Voraustrupp emp­
fangen und eingewiesen. Gleichzeitig 
traf dort auch ein Teil des Katastro­
phenschutz-Zuges 2561 der JUH Ham­
burg ein. Das Zusammenwirken der 
verschiedenen Fachdienste sollte ge-
probt werden. . 

Übungsziel dieser Nacht war die Errich­
tung von Notunterkünften (Zelten) mit 
allen dazu notwendigen sanitären Anla­
gen. Bei der Ausleuchtung des Übungs­
geländes bewährte sich wiederum der 
in Eigeninitiative gebaute Beleuchtungs­
anhänger, der mit seinen 3000-Watt­
Lampen an der Spitze seines 6-m-Ma­
stes das Gelände gut ausleuchtete. 

Die letzte Aufgabe in dieser Nacht hatte 
die Gas-Wasser-Gruppe zu lösen. Sie 
mußte Trinkwasser beschaffen und 
in Wassertanks bis zur aufgebauten 
Waschanlage transportieren. Während 

der Nacht sicherte eine gemischte 
Nachtwache, bestehend aus Helfern 
des THW und der JUH, das Übungsge­
lände. 

Am nächsten Tag wurde ein Feldbrun­
nen zur Versorgung der Notunterkünfte 
errichtet. Das ursprüngliche Ziel dieses 
Tages war aber die wechselseitige Aus­
bildung und Unterweisung der THW­
und JUH-Helfer, damit sie die Ziele 
und Möglichkeiten der jeweils anderen 
Organisationen besser einschätzen 
können . 

Die Alarmübung zeigte, daß die freiwilli­
gen Helfer jederzeit einsatzbereit sind -
lediglich fünf Helfer konnten im Rahmen 
der Alarmierung nicht erreicht werden . 
Dies ist ein deutl iches Zeichen tür das 
wachsende Interesse am THW sowie 
ein erfreulicher Ausdruck demokrati­
scher Mitverantwortung junger Leute. 

U. G. 



Bremen tj) 
THW baut Feuerblüse 
tür das Deutsche Schiffahrts­
museum 

Als im Jahre 1975 das Deutsche Schiff­
fahrtmuseum (DSM) eröffnet wurde, 
war von Professor Scharoun zentral 
zwischen den Gebäuden ein unregel­
mäßiges Sechseck für " ein größeres 
hölzernes Seezeichen" vorgesehen 
worden . Nach längeren Vorarbeiten 
beschtoß die Fördergesellschaft, das 
"Kuratorium OSM", unter seinem Vor­
sitzer Dr. Dierks im Jahre 1978, einen 
originalgetreuen Nachbau der "Feuer­
blüse auf dem Neuen Werk" zu erstet­
len . 

Feuerblüsen waren hölzerne oder 
steinerne Bauwerke, die im 17. und 
18. Jahrhundert mit offenen Kohlenfeu­
ern auf ihren Plattformen den Schiffen 
die Wege in die wichtigsten Flußmün­
dungen an der Nord- und Ostseeküste 
wiesen . Sie waren also frühe Leucht­
türme. Die Blüse auf Neuwerk bestand 
von 1644 bis 1814 und war für Weser­
und Elbmündung zuständig. 

Von diesem Holzturm gibt es außer 
einem Kupferstich mit Maßstab keine 
Bauzeichnungen. Daher mußten zu­
nächst mühevolle Voruntersuchungen 
von Berufs- und HObbyhistorikern ge­
führt werden, die schließlich zum Bau 
eines Modells 1 :20 durch Herrn Siems­
sen und andere Mitarbeiter des Ham­
burger Amtes für Hafen und Strombau 
führten. Durch gründliche Überarbeitung 
in Zusammenarbeit mit den Seezei­
chenhistorikern Dr. Lang und Dr. Wie­
demann entstand daraus ein baureifer 
Entwurf durch Bau-Ing. Strathmann. 

Da beim Kuratorium DSM Geldmittel 
nur in sehr begrenztem Umfang zur 
Verfügung standen , trat Dr. Dierks an 
den THW-Ortsverband Bremerhaven 
mit der Bitte heran , die Zimmerarbeiten 
zu übernehmen. Das THW fand sich 
gern dazu bereit, weil in dieser Aufgabe 
neben der Möglichkeit, einer gemeinnüt­
zigen Einrichtung zu helfen, ein hoher 
Ausbildungswert in den Sparten " Holz­
bearbeitung", " Behelfsbrückenbau", 
" Abstützungenl Aussteifungen" und 
" Transport schwerer Lasten" lag. 

Baubeschreibung 

Auf einem Betonfundament, das die 
ursprüngliche Gründung aus 16 Eichen­
pfählen nachahmt, liegt ein Schwellrost 
aus zehn Balken. Es hat die Außen­
maße 9,50 m x 9,50 m. Der darauf ste-

hende Holzturm ist 20,10 m hoch. Er 
besteht aus einem Außen gerüst, das 
die Wind- und Seitenkräfte aufnimmt, 
und einem Innengerüst, das die nicht 
unerheblichen Gewichtskräfte der ober­
sten Plattform auf das Fundament über­
trägt. Beide Gerüste sind auf 6,90 m 
und 12,50 m Höhe durch Plattformen 
miteinander verbunden . 

Auf 16 m Höh~ verkürzt ein Balkenkreuz 
die Knicklänge der inneren Eckstiele. 

Die oberste Plattform mißt 7,5 x 9,5 m. 
Sie trägt den gemauerten Herd mit 
dem schmiedeeisernen Feuerkorb. Zum 
Feuerschutz war sie mit einer Lehmdek­
kung Getzt Beton) und zwei Ziegel­
schichten versehen . Die beiden anderen 
Plal1formen sind als Zwischen podeste 
nur im Bereich der Leitergänge mit 
einem Bohlenbelag versehen . Im zwei­
ten Obergeschoß steht ein Fachwerk­
haus, das dem " Blüser" als Unterkunft 
und Geräteschuppen diente. Alle Holz­
verbindungen sind aus statischen Grün-

Der einzig "echte" 
THW-Zimmer­
mann, Rainer 
Lobach (vorn), 
weist die Helfer 
fachgerecht ein. 

Eine Außenge­
rüstseite wird 
abgebunden. 
Im Hintergrund 
der für den Holz­
transport zur 
Ba ustelle von 
der KSB Hoya 
ausgeliehene 
Langholzanhän­
ger. 

Das Modell der Feuerblüse, die das THW 
In Originalgröße für das Deutsche Schiff­
fahrtsmuseum erstellte. 



den mit schmiedeeisernen Beschlägen 
gesichert. 

Die technischen Daten im Zusammen­
hang: 
Grundfläche: 9,5 x 9,5 m 
Blüsenplattlorm: 7,5 x 9,5 m 
verzimmertes Holz: 51 m' = 36 t 
Balkenlängen: 1000 Ifd. Meter 
Abmessungen der Ortruden: 
40 cm x 40 cm x 20,50 m 
(Stiele des Außengerüstes) : gestoßen 
13,50 m + 7,50 m 
Gewicht einer Ortrude: rd. 2,3 t = 1,5 t 
+ 0,8 t 
Beschläge: rd. 1,0 t 
schmiedeeiserne Nägel: 1400 Stück 
(16 x 16 x140) 
aufgewendete Helferstunden: 5500 

Bauausführung (THW-Anteil) 

Wegen des Umfanges der Arbeiten 
und um den Fertigstellungstermin -
11 . Juli 1979 - einhalten zu können, 
wurden drei Züge der 1. Bergungsbe­
reitscha« Bremerhaven unter den Zug­
führern Groß, Kuhlenkamp und Arm­
brust mit der Ausführung der Holzarbei­
ten betraut. Eine aus geeigneten Helfem 
gebildete Planungsgruppe übemahm 
die Anfertigung von Einzelteilzeichnun­
gen und das Anreißen der Stücke. Be­
sondere Erwähnung muß hier der ein­
zige "echte" Zimmermann, Rainer Lo­
bach, finden, der sich unermüdlich ein­
setzte beim Anreißen und beim Anleiten 
seiner Kameraden . Daß er auch kräWg 
mit Hand anlegte, versteht sich von 
selbst. 

Im Februar verwandelte sich das Unter­
kun«sgelände in einen Zimmerplatz. 
Auch die Kfz-Halle mußte in eine Zim­
merei umfunktioniert werden, um bei 
jedem Wetter zügig arbeiten zu können. 
So entstanden allmählich die Elemente 
der Feuerblüse in der Reihenfolge 
Schwellrost, Außengerüst, Innen gerüst 
und Plattformen. An jedem Wochenende 
wurde gearbeitet. Mit viel Eifer waren 
die Helfer bei der Sache. Die Hölzer 
wurden zugelegt. angerissen, bearbeitet 
und zusammengepaßt. 

Gekennzeichnet, demontiert und vorge­
striehen lagen die Hölzer daher bereit, 
als am 14. Mai Soldaten des Pionier­
bataillons 3 unter Feldwebel Pohlmann 
anrückten, um mit Hilfe ihres Gerätes -
insbesondere zweier Kräne und eines 
Rohrgerüstes - die Rohbaumontage 
vorzunehmen . Unter Aufsicht von Herrn 
Strathmann stellten sie das Gerippe 
der Blüse auf das inzwischen gegos­
sene Betonfundament. Dabei zeigte 
sich erst richtig, wie sorgfältig die Helfer 
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Truppführer Fle­
beikam bearbeitet 
einen Ortruden­
stoß. 

.-". 
-~""'---.-

gearbeitet hatten: Waren während des 
Abbundes Einzelteile zu Baugruppen 
zusammengepaßt worden, so mußten 
sich jetzt die Baugruppen zum Gesamt­
bauwerk zusammenfügen . Und was 
mancher wohl vorher nicht zu wagen 
gehofft hatte: es paßte. Nur hier und 
da, wo Holzverbindungen mit Maschi­
nenbauerpassungen bearbeitet worden 
waren , mußte nachgearbeitet werden. 

Nach dem Richtfest übernahm das 
THW das mit Montagehölzern zusam­
mengehaltene Bauwerk für den weiteren 
Ausbau. Die Streben des Innengerüstes 
wurden eingezogen, die Plattformen 
ausgebaut und die Beschläge ange­
bracht. Daneben wurde der zweite An­
strich aufgebracht. Hatte man beim 
Abbund noch riesige Fortschritte gese­
hen, so ging es jetzt - allerdings nur 
scheinbar - nur noch schleppend voran . 

Nachdem die oberste Plattform fertigge­
zimmert war, zogen auch andere Firmen 
auf die Baustelle, Betonbauer und Mau­
rer sorgten für den Belag und bauten 
den Herd auf. Der Feuerkorb wurde 
aufgestellt und von den Stadtwerken 
mit einem Gasbrenner ausgestattet. 
Als letztes wurde der Standort vom 
Amt für Straßen- und Brückenbau wie­
der hergerichtet. 

So präsentierte sich die "Feuerblüse 
auf dem Neuen Werke" einer vielhun­
dertköpfigen Menge als schönes Bau­
werk im Herzen Bremerhavens, als 
der Vorsitzer des Kuratoriums zur För­
derung des Deutschen Schiffahrtsmu­
seums am 11 . Juli 1979 zur Eröffnung 
der " Woche maritim" sie mit einer klei­
nen Ansprache an das DSM übergab. 
Der Bremer Senator Dr. Franke über­
nahm sie als Aufsichtsratsmitglied und 
gab das Kommando zum ersten Zünden 
des Feuers. 

Der Rohbau wird weiter ausgebaut. 

Zusammenfassung 

Die wesentliche Mitarbeit am Nachbau 
der Neuwerker Feuerblüse war für den 
THW-Ortsverband Bremerhaven eine 
große Aufgabe im wahrsten Sinne des 
Wortes. Sie hat gezeigt, wozu freiwillige 
Helfer bei richtiger Motivation in der 
Lage sind . Alle Beteiligten - von der 
Führungskraft bis zum einzelnen Hel­
fer - waren bereit, weit über die übliche 
Belastung aktiv mitzuwirken. Ein Sturm­
fluteinsatz am 30. April und 1. Mai zeig­
te, daß die Hauptaufgabe des THW, 
der Katastrophenschutz, darunter nicht 
leiden mußte. Die Ausführung der Arbei­
ten hat in den obengenannten Ausbi l­
dungssparten weit bessere Kenntnisse 
vermittelt, als es Ausbildungen und 
übungen hätten gut tun können . 

übrigens: Soweit bekannt, ist dieses 
Bauwerk weltweit der einzige wissen­
scha«lich exakte und funktionsfähige 
Nachbau einer Feuerblüse in Original­
größe. Das THW ist stolz darauf, daran 
mitgewirkt zu haben. Heinz Deppe 



nledersOOHsen (i 
Sport, Spiel und Ausbildung 

Eine stabile HOlztreppe an der Uferbö­
schung der Weser, ein Hochstand am 
Waldesrand sowie mehrere rustikale 
Holzbänke für müde Wanderer waren 
die sichtbaren Ergebnisse der Ausbil­
dung in der Holzbearbeitung nach Ab­
schluß des diesjährigen niedersäch­
sischen THW-Jugendzeillagers. Mit 
ihnen statteten die 120 Teilnehmer 
der Forstverwaltung ihren Dank für 
die Bereitstellung des Lagerplatzes 
ab. 

Für zehn Tage - vom 20. bis 29. Juli 
1979 - hatte der THW-Landesverband 
Niedersachsen als Höhepunkt der dies­
jährigen Jugendarbeit zu einem Zeltla­
ger nach Glashütte an der Oberweser 
eingeladen. Die Leitung lag in den Hän­
den des Göninger Geschäftsführers 
Klaus Ritter, unterstützt von zehn Be­
treuern. Ein Vorkommando, ergänzt 
durch Helfer aus Münden und Göttin­
gen, hatte bereits am Donnerstag mit 
dem Aufbau der 16 Zelte, der Installa­
tion der Waschanlagen und Toiletten 
sowie der Versorgungseinrichtungen 
begonnen, so daß die Teilnehmer ab 
Freitagmittag reibungslos mit dem Ein­
zug beginnen konnten. 

Nachdem die Jugendlichen tags darauf 
Lagersprecher und Festausschuß ge­
wählt hatten, wurde mit der Einteilung 
der drei Züge begonnen. Neben der 
Holzbearbeitung bildeten Fahren auf 
dem Wasser sowie Schwimm- und 
Funkausbildung die Schwerpunkte des 
Ausbildungsprogramms. Hierfür standen 
zwei Mehrzweckboote und ein 
Schlauchboot mit Außenbordmotoren 
sowie fünf weitere Schlauchboote für 
den Paddelbetrieb zur Verfügung. 
Ebenso hatte man den Funkkomman­
dowagen des Fernmeldezuges Lehrte 
und eine Reihe von Funkgeräten für 
den Betrieb im 2- und 4-m-Band dabei. 
Die Schwimmausbildung schließlich 
fand in Anbetracht des zumeist schlech­
ten Wetters im Hallenbad Oedelsheim 
statt. 

Das Besichtigungsprogramm wurde 
mit dem sonntäglichen Besuch von 
Hann. Münden eingeleitet, in dessen 
Mittelpunkt eine Freilichtaufführung 
der Dr.-Eisenbarth-Spielgruppe vor 
dem Rathaus stand. 

Donnerstag und Freitag, übrigens die 
ersten schönen Tage seit Lagerbeginn, 
gingen die Junghelfer auf große Fahrt. 
Einer Wanderung zum Kloster Burs­
felde, wo der Besuch von Abendan-

Holzbearbeitung - hier Arbeit mit der 
Holzaxt - bildete einen Schwerpunkt 
Im Ausbildungsprogramm der Lagerteil­
nehmer. 

dachten ermöglicht wurde, schloß sich 
eine Dampferfahrt von Bursfelde nach 
Münden an. Vom " Weserstein", dem 
Zusammenfluß von Werra und Fulda, 
wurde in Mehrzweckbooten zur OV-Un­
terkunft übergesetzt und anschließend 
in einem großen Schlauchbootkonvoi 
zurück nach Glashütte gepaddelt. 

Am Freitag führte eine Ausflugsfahrt 
nach Gieselwerder zum Tiergarten bei 
der Sababurg und weiter nach Karlsha­
fen . Der Stadtbesichtigung schloß sich 
eine Fahrt zum und auf den Gaußturm 
(benannt nach dem Mathematiker Gauß) 
an . Hier erlebten einige Jugendliche, 
als der Fahrstuhl auf dem Weg nach 
unten steckengeblieben war, aufregende 
Minuten. Nachdem die Beförderung 
zur nächsten Etage im Handbetrieb 
nicht möglich war, mußte die Verklei­
dung der Fahrstuhlwand abgeschraubt 
werden. um die Insassen aus ihrer miß­
lichen Lage zu befreien . 

Neben Ausbildung, Sport, Spiel und 
Besichtigungen veranstaltete die Lager­
leitung eine Schnitzeljagd, abendliche 
Lagerfeuer und eine große Lagerab­
schlußfete mit Grill und Tombola. Viele 
Eltern hatten den ersten Sonntag sowie 
den dafür angesetzten Mittwochnachmit­
tag zu einem Besuch genutzt. 

Als die Junghelfer am Sonntag, dem 
29. Juli, gut genährt und wohlbehalten 
und mit dem ausdrücklichen Wunsch 
nach einem neuen Zeltlager im näch­
sten Jahr in ihre Heimatorte abrückten, 
hatten sie zehn abwechslungsreiche 
und interessante Tage hinter sich, bei 
denen es keinen Mangel an amüsanten 

Ereignissen gegeben hatte. Eines davon 
sei abschließend geschildert: 

Der zuständige Revierförster hatte beim 
Aufstieg auf den neuen Hochstand, 
der ihm wohl etwas zu hoch geraten 
war, auf halber Strecke kehrtgemacht 
und war auch nach Einbau einer zusätz­
lichen Stützstrebe nicht bereit, ganz 
nach oben zu klettern . Seit diesem 
Tag gibt es in Glashütte einen Hoch­
stand mit dem Namen " Zum ängstlichen 
Förster". 

Ebenfalls wohlbehalten zurückgekehrt 
sind auch die Junghelfer des THW-OV 
Hameln von einer Ferienfreizeit auf 
dem Reiterhof Schuldt bei Behrendorf 
an der Ostsee. Im Rahmen ihres zehn­
tägigen Aufenthaltes wurde ein ab­
wechslungsreiches Programm, von 
sportlichen Aktivitäten über Übungen 
bis zur Besichtigungstour entlang der 
Küste, absolviert. 

Für viele Angehörige der erst vor kur­
zem ins Leben gerufenen Jugendgruppe 
des THW war es der erste Aufenthalt 
an der Küste. Ermöglicht wurde die 
Fahrt durch Spenden Hamelner Firmen 
und Industriebetriebe, mit deren Hilfe 
den jungen Leuten eine unvergeßliche 
Erlebnisreise bereitet werden konnte. 

Stationen der Fahrt waren unter ande­
rem eine Besichtigung des Marine­
Ehrenmals in Laboe, eine Schiffspartie 
auf der Kieler Förde, ein Besuch bei 
den Karl-May-Festspielen in Bad Sege­
berg und die " Taufe" der Landratten 
mit Ostseewasser. Darüber hinaus lern­
ten die Hamelner Jungen, die von Ge­
schäftsführer Werner Siebke und einem 
Betreuer begleitet wurden, den Aufbau 
von Zelten, übten das Anlegen von 
Feuerstellen und das Fahren mit dem 
Schlauchboot auf den Wellen der Ost­
see. 

Vom Wetter, das des öfteren einen 
dicken Strich durch die Rechnung 
machte, ließen sich die Helfer nicht 
vergraulen. Während an einem Tag 
die Sonne die Haut verbrannte, mußte 
am nächsten Vormittag eine Partie mit 
dem Schlauchboot abgebrochen wer­
den, weil das Wasser plötzlich " von 
allen Seiten" kam. So liefen bei einem 
kleinen Wolkenbruch Sturzbäche durch 
die sorgsam aufgestellten Zelte und 
zwangen die Jungen und ihre Betreuer, 
die letzte Nacht im Feriencamp statt 
auf Gummimatratzen mit Schlafsack 
auf Stühlen, Tischen und in den Fahr­
zeugen zu verbringen. 
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BerLln • 
Info-Fest 
zum Jahr des Kindes 

Das Bezirksamt Schöneberg hane, 
im Jahr des Kindes, zu einer Info-Ver­
anstaltung im Rudolf-Wilde-Park am 
Rathaus Schöneberg aufgerufen. Ober 
150 Stände von Organisationen, Initiati­
ven und Gruppen waren aufgebaut. 

Der THW-Bezirksverband Schäne­
berg/Tempel hof hatte die Stromversor­
gung übernommen und war mit sechs 
Helfern, MKW, MLW und einem 53-
kVA-Notstromaggregat im Einsatz. Es 
wurden ca. 1100 m Kabel und 60 
Steckdosen verlegt. 

Neben dieser Aufgabe hatte das THW 
einen Info-Stand mit einer kleinen Gerä­
teschau eingerichtet. K. W. 

THW beim 
14. Deutsch-Amerikanischen 
Freundschaftstag 

Auf Einladung des Bezirksamtes Zeh­
lendorf beteiligte sich der THW-BV 
Zehlendorf nunmehr zum ditten Male 
am Deutsch-Amerikanischen Freund­
schaftstag. Es wurden vom Instandset­
zungsdienst je zwei Fahrzeuge der 
Gas-Wasser- und der Abwasser-Ol­
Gruppe mit neuem Gerät vorgestellt. 
Die komplett aufgestellte Trinkwasser­
aufbereitungsanlage fand beim Publi­
kum ein sehr großes Interesse. Auch 
ein vom BV Steglitz ausgeliehener Ge­
rätekraftwagen wurde bestaunt. An 
zwei Dekorationspuppen wurden 25 
Jahre THW demonstriert: Die eine 
Puppe war mit der Helferausrüstung 
"früher", die andere mit der kompletten 
Helferausrüstung " heute" bekleidet. 
Eine Bildtafel zeigte Szenen aus der 
Ausbildung, Fahrzeuge und die THW­
Schule " früher" und "heute". Vom BV 
Zehlendorf herausgegebene THW-In­
formationsbriefe, Werbematerial wie 
Faltblätter, Broschüren, Hefte und die 

weißen THW-Ansteckplaketten fanden 
bei den Besuchern einen großen Zu-
spruch. H. S. 

"Mit RIAS in die Ferien" 

Schon zum vierten Male hieß es am 
letzten Schultag vor den " großen Fe­
rien" auf dem Platz vor dem Reichstag: 
" Mit RIAS in die Ferien". Mit einem 
großen Volksfest unter der Schirmherr­
schaft des Bundestagspräsidenten ver­
abschiedete der Sender RIAS die Berli­
ner in die Ferien. Der riesigen Besu­
cherschar wurde ein Mammutprogramm 
auf vielen Bühnen mit Künstlern und 
Stars, Kapellen, Bands sowie Tanz­
gruppen geboten. Und alles ging selbst­
verständlich auch live über den Äther. 

Wie in den Jahren zuvor war auch 
diesmal das THW wieder voll mit dabei. 
Neben den üblichen Arbeiten im organi­
satorischen und Energieversorgungsbe­
reich beteiligten sich auch zwei Gruppen 
der Bezirksverbände Kreuzberg und 
Neukölln mit " Alarmstaffeln" auf einer 
Hindernisbahn. Daß diese " Alarmstaf­
feln" nicht ganz ernst zu nehmen waren, 
haben die Zuschauer und Hörer bald 
bemerkt. 

Insgesamt war es für das THW eine 
schöne und gelungene Veranstaltung , 
die Helfer freuten sich insbesondere 
über das Dankschreiben des Hauptab­
teilungsleiters des RIAS, Jürgen Graf, 
der u. a. schrieb: " Ohne Ihre Hilfe wäre 
es unserem Sender nicht gelungen, 
auch in diesem Jahr eine so harmoni­
sche Großveranstaltung auf die Beine 
zu stellen. Dafür darf ich Ihnen, auch 
im Namen unseres Intendanten Ludwig 
Freiherr von Hammerstein, sehr herzlich 
danken. Auch in diesem Jahr wurde 
Ihre großzügige technische Hilfe und 
der Einsatz Ihrer Mitarbeiter allseits 
getobt. Außerdem bedanken wir uns 
für das Aufstellen der interessanten 
Fahrzeuge." G. B. 

25 Jahre 
Sender Freies Berlin 

Mit einem großen Volksfest auf dem 
Hammarskjöld-Platz vor den Berliner 
Messehallen feierte der Sender Freies 
Berlin (SFB) sein 25jähriges Jubiläum. 
Das THW, bekannt für technische und 
organisatorische Betreuung von Groß­
veranstaltungen, hat bei den Vorberei­
tungen und der Durchführung dieses 
Festes eifrig mitgewirkt. Neben dem 

Mit dem 53-kVA-Aggregat wurde der 
Strom erzeugt und über zwei Baustellen­
verteiler und 1400 m Kabel an die Stände 
und Buden verteilt. 

Femmeldedienst war auch die Elektrizi­
tät-Gruppe des Bezirksverbandes Char­
lottenburg eingesetzt. Die Stromversor­
gung für die vielen Stände und Buden 
war eine der Hauptaufgaben. Aber auch 
viele andere Arbeiten wurden über­
nommen. Die Entstörungstrupps und 
"Einsatztrupps für alle Fälle" waren 
pausenlos beschäftigt. 

Selbstverständlich präsentierte sich 
das THW mit einem Informationsstand 
auch selbst, und die von der Polizei 
geschätzten 110 000 Besucher konnten 
bei hochsommerlichem Wetter einen 
guten Einblick in die vielseitigen Tätig-
keiten des THW gewinnen. G. B. 

nOrDrHelnrvWeSTFOLen 4\ 
THW Essen 
baut ,Mount Katzor' 

Mehr als 150 000 Besucher des Esse­
ner City-Treffs 1979 staunten am 19. 
und 20 . Mai uber die neueste Errungen­
schaft der Stadt Essen : Auf dem Ken­
nedyplatz, im Zentrum des Einkaufsbe­
reichs, hatte der THW-OV Essen auf 
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Wunsch des Werbe- und Verkehrsam­
tes der Stadt einen künstlichen Berg, 
den ,Mount Katzor' , entstehen lassen. 
An seiner 12,50 m hohen Steilwand 
zeigten die im Ruhrgebiet ansässigen 
Alpinisten , unter fachlicher Leitung der 
aus den bayerischen Alpen kommenden 
Bergführer, ihren Ausbildungsstand 
in zahlreichen "Bergbesteigungen", 

die mit Beifall gewürdigt wurden. Die 
größte Anerkennung erhielten allerdings 
die Helfer und Führungskräfte des THW 
von seiten der Vertreter der Stadt, des 
Rates, der politischen Parteien und 
der Zuschauer: Sie lobten , daß das 
THW in beispielhafter Disziplin dieses 
imrx:>sante Bauwerk in nur fünf Tagen 
errichtet hatte. Dazu Dieter SCherrnuly, 



Orts beauftragter des THW: "Ich habe 
selten erlebt, daß zwischen den politi­
schen Parteien ein solches Einverneh­
men über die Organisation des Kata­
strophenschutzes gezeigt wurde. Dies 
sollte als Ermunterung für unsere wei­
tere Arbeit gewertet werden." 
Und so vollzog sich der organisatorische 
Ablauf der Aktion ,Kennedyplatz': Die 
ersten Vorgespäche zwischen Vertretern 
der Stadt und des THW über den Bau 
des künstlichen Berges wurden im 
Februar und März dieses Jahres ge­
führt. Das Projekt wurde dann Mitte 
April fest vereinbart. Danach sollte im 
zentralen Bereich des Kennedyplatzes 
ein mindestens 12 m hoher Berg gebaut 
werden. Aus optischen und statischen 
Gründen wurde die Frontbreite auf 18 m 
und die Tiefe auf 11 m festgelegt. In 
8 und 12 m Höhe waren zwei Plattfor­
men von 16 und 10m' Fläche zu erstel­
len·. Während die kleinere Fläche für 
die gefahrlose Demonstration der Be­
zwingung einer Steilwand von "nur" 
12,50 m Höhe erforderlich war, stand 
auf der zweiten Fläche die Essener 
Alpenhütte, eine 3 mal 4 m große Nach­
bildung einer Hütte, die durch Helfer 
unter Leitung von Bereitschaftsführer 
Theo Rodemann in wenigen Stunden 
erbaut wurde. 
Am Samstag, dem 12. Mai, wurde unter 
der technischen Leitung von Zugführer 
Manfred Rebernisek das Grundgerüst 
der Bergkonstruktion erstellt. Es bestand 
aus einer Stahlrohrkonstruktion, wie 
sie üblicherweise für große Gerüstbau­
ten verwendet wird . Dazu Zugführer 
Rabernisek: 
"Wenn man davon absieht, daß nicht 
jeder Helfer schwindelfrei ist, hatten 
wir eigentlich nur das Problem des ab­
fallenden Geländes zu lösen, das die 
Essener City nun einmal auszeichnet. 
Der Höhenunterschied auf dem Kenne­
dyplatz beträgt immerhin fast 1 m." 
In der folgenden Woche trafen sich 
in den Abendstunden einige Führungs­
kräfte und Helfer, um die Arbeiten am 
,Mount Katzor' fortzusetzen . Während 
die Vorderfront mit Kanthölzern und 
Bohlen als Steilwand präpariert wurde 
(u. a. wurden für den Bergsteigernach­
wuchs Steighilfen eingebaut), war das 
gesamte Stahlgerüst mit Zeltplanen 
und Tarnnetzen der Bundeswehr einzu­
kleiden. Durch den Einsatz von Hölzern 
und technischen Hilfsmitteln gelang 
es, das Aussehen des Berges der Rea­
lität anzupassen. 

Am Morgen der Eröffnung des City­
Treffs 1979 wurde die Umgebung und 
der Berg mit Tannen verschönert. Ihre 
Flexibilität stellten die Helfer des THW 
unter Beweis, als sie kurzfristig ein-

Nach nur fünftäglger Bauzeit ist der 
künstliche Berg für die Besteigung bereit. 
Das Stahlgerüst wurde mit Zeltplanen 
und Tarnnetzen abgedeckt, um dem 
" Mount Katzor" ein natürliches Aussehen 
zu verleihen. 

sprangen, um für Alphornbläser und 
Tanzgruppe eine Fläche zu erstellen , 
damit ein reibungsloser Programmablauf 
möglich war. Nach erfolgreicher Beendi­
gung der Veranstaltung wurde innerhalb 
von nur vier Stunden die Bergung des 
" Mount Katzor" , die eigentliche Aufgabe 
des THW, durchgeführt. Hierbei zeich­
neten sich alle Helfer durch umsichtiges 
Verhalten aus. 
Diese gelungene Aktion des THW Es­
sen wurde auch von Hörfunk und Fern­
sehen, der überregionalen Presse und 
zahlreichen im Ruhrgebiet ansässigen 
Zeitungen gewürdigt. Selbst in Ham-

burg, Hannover und Nürnberg wurde 
die Entstehung des ,Mount Katzor' 
durch das THW Essen positiv gewür­
digt. 
Im Hinblick auf eine wirkungsvolle tlf­
fentlichkeitsarbeit aller Einheiten des 
Katastrophenschutzes bleibt zu hoffen, 
daß derartige Aktionen auch in der Zu­
kunft das Ansehen des Technischen 
Hilfswerkes festigen. W. S. 

THW Kleve unterstützt 
Rheinische Landesklinik 

Im Mai fand in der Rheinischen Landes­
klinik Bedburg-Hau bei Kleve ein "Tag 
der offenen Tür", verbunden mit einem 
Sommerfest, statt. Was für diesen Tag 
vom Personal der Landesklinik und 
der Psychiatrischen Hilfsgemeinschaft 
Kleve organisiert worden war, war ein­
drucksvoll. 

Verschiedene Fahrzeuge und Geräte 
zeigte der THW-OV Kleve beim "Tag der 
offenen Tür" der Rhein. Landesklinik. 

Neben einer Führung durch die wohl 
größte Klinik dieser Art und neben den 
Verkaufsständen mit wertvollen Handar­
beiten aus Holz, Glas, Kupfer und ande­
ren Materialien, hergestellt in den thera­
peutischen Stationen, fanden verschie­
denartige Wettbewerbe für alt und jung 
statt. Zahlreiche Organisationen wie 
Feuerwehr, DRK, Bundeswehr und 
Polizei waren mit Informations- oder 
Aktionsständen vertreten. 
Der THW Ortsverband Kleve nahm 
mit einer Ausstellung und Vorführung 
von Fahrzeugen und Geräten teil. Ein 
kurzer Tonfilm vom diesjährigen Lan­
deswettkampf in Düsseldorf-Ratingen, 
bei dem die Mannschaft des THW-OV 
Kleve den vierten Platz belegt hatte, 
wurde mit Interesse von zahlreichen 
Besuchern verfolgt. 
Stark belagert war der Stand, an dem 
das THW für die Kinder Luftballons 
bereithielt. Den älteren Besuchern der 
THW-Schau konnten die Helfer kleine 
Andenken des Orts verbandes Kleve 
überreichen. 
Die Veranstaltung hatte bei sonnigem 
Wetter einen regen Zuspruch. Es waren 
annähernd 20 000 Besucher zu Gast 
in der Rheinischen Landesklinik Bed-
burg-Hau. P. F. 
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Hessen ~ 
THW-Landesverband Hessen 
unter neuer Leitung 

Dipl.-Ing. Hans-Albert Lossen (34) 
ubernahm am 18. Juni 1979 die Leitung 
des THW-Landesverbandes Hessen. 
Lossen ist seit 1962 im THW tätig und 
war zuletzt Leiter des Hauptsachgebie­
tes "Einsatz und Organisation" bei 
der Dienststelle des THW-Landesbeauf­
tragten für Baden-Württemberg. 

Im Juni 1979 übemahm Dlpl..lng. Hans­
Albert Lossen die Leitung des THW-Lan­
desvemandes Hessen. 

Der neue Landesbeauftragte wird inner­
halb der nächsten Zeit, neben der Kon­
taktaufnahme mit den zuständigen 
Dienststellen auf Landes-, Regierungs­
und Kreisebene, alle 57 Ortsverbände 
des Landes Hessen besuchen. Durch 
persönliche Gespräche vor Ort will sich 
Lossen eine ausfuhrliche Information 
uber die Situation des THW im Landes­
verband verschaffen. Kurz nach Amts­
antrilt führte er bereits ein sehr einge­
hendes Gespräch mit dem StaatsmIni­
ster des Innern, Ekkehard Gries, uber 
die Stellung des THW in Hessen. Schr. 

Erfolgreiche Beteiligung 
am 19. Hessentag 

Prächtig herausgeschmückt hatte sich 
die Wetterau-Metropole Friedberg, die 
eine Woche lang der Miltelpunkt von 
Hessen war. Viele Wimpel , Girlanden 
und Fahnen grußten die Besucher und 
Teilnehmer des bereits traditionellen 
Hessentages. Rund 160 000 Besucher 
bejubelten den fünf Kilometer langen 
Festzug, der am Sonntag durch die 
Stadt zog. 

Daß diese und alle vorangegangenen 
Veranstaltungen gut abliefen, war auch 
ein Verdienst der Helfer des THW-OV 
Friedberg. Mit den Kameraden der an­
deren Verbände haben sie das Organi­
sationskomitee eine Woche lang bei 
allen Großveranstaltungen unterstützt. 
Im einzelnen hatte der THW-OV Fried­
berg auf Weisung und zur Unterstützung 
der Polizei Verkehrslenkungsmaßnah­
men, Absicherungs- und Beleuchtungs­
einsätze durchzufuhren. 

Darüber hinaus beteiligte sich das THW 
an einer großen Sonderschau auf dem 
Ockstädter Flugplatzgelände. Den Aus­
stellungsbesuchern wurden die Einsatz­
bereiche des THW durch eine gut auf­
gebaute Fahrzeug- und Geräteausstel­
lung dargestellt. Ein Film- und ein In­
formationszelt mit Modellen, auf denen 
Schadensereignisse und Einsatzabläufe 
gut erkennbar dokumentiert wurden , 
rundeten das Bild ab. 

Im Rahmen dieser Sonderschau wurde 
dem THW-Kreis- und Ortsbeauftragten 
Walter Trapp durch den Staatsminister 
der Justiz, Dr. Herbert Günther, das 
Ehrenzeichen des THW in Silber über­
reicht. Für seine erfolgreiche Tätigkeit 
sprachen ihm der Burgermeister der 
Stadt Friedberg, Dr Fuhr. und THW­
Landesbeauftragter Dipl.-Ing. Hans­
Albert Lossen Dank und Anerkennung 
aus. Schr. 

Nachrufe 

Am 8. Juli 1979 verstarb nach einem 
tragischen Verkehrsunfall unser Kame­
rad 

Ralph Schmldl 

im Alter von 28 Jahren. 

Wir werden unserem Kameraden ein 
ehrendes Andenken bewahren . 

Der Ortsbeauftragte und die Helfer des 
THW-OV Bad Homburg 

Der Helfersprecher des THW-Ortsver­
bandes Solms 

Klaus Dieler Schmidl 

ist im Alter von 29 Jahren durch einen 
Verkehrsunfall am 12. JUni 1979 ums 
Leben gekommen. 

Der Ortsverband Solms trauert um 
seinen langjährigen aktiven Helfer, der 
als Arzt tätig war und seine Freizeit 
dem THW zur Verfugung stellte. 

Der THW-Ortsverband Großalmerode 
betrauert den Vertust des Helfers 

Albert Dahms 

der am 8. Juni 1979 im Alter von 
75 Jahren verstarb 

Er wird uns in ehrenvoller Erinnerung 
bleiben. 

Der Ortsbeauftragte und die Helfer des 
THW-Ortsverbandes Großalmerode 

Die Helfer des THW-OV Lorch/ Rhein­
gau trauern um ihren langjährigen Orts­
beauftragten, Träger des Ehrenzeichens 
in Silber 

Hans Weber 

22 Jahre lang hat er am Aufbau des 
Orts verbandes und des THW im Rhein­
gau entscheidend mitgewirkt. Wir wer­
den ihm stets ein ehrendes Andenken 
bewahren. 

Der Ortsbeauftragte und die Helferschaft 

rHeinLonDrvpFOLZ t;) 
Harte Arbeit als Statisten 

Ein Redakteur der ZDF-Sendereihe 
"Gesundheitsmagazin Praxis" infor­
mierte sich beim THW-Landesverband 
Mainz über die vom Technischen Hilfs­
werk angewendeten Methoden und 

Techniken der Bergung und Versorgung 
von Vertetzten bei Katastrophen. Das 
Magazin benötigte wirklichkeitsnahe 
Filmaufnahmen tur einen Beitrag zum 
Thema " Katastrophenmedizin" . 

Eine gute Gelegenheit bet sich beim 
Bundesleistungswettkampf in Arnsberg. 

einen größeren Bergungsablauf zu de­
monstrieren. Hier wurden für die Voran­
kündigung der Sendung in den Pro­
grammzeitschriften Standfotos erstellt. 

Auf dem vom THW mitbenutzten 
Obungsgelände der Bundeswehr in 
Mainz (Schloß Waldthausen) wurden 



dann Filmaufnahmen von der Bergung 
gedreht. Statisten stellten der THW­
Bergungszug Mainz und der DRK-Orts­
verein Wörrstadt. Besonders das Ablas­
sen mit Hilfe von Leiterhebel und Seil­
bahn sowie das Bergen aus dem einge­
stürzten Keller eines Hauses ergaben 
eindrucksvolle Szenen. Rauchkerzen 
und Brandsätze gestalteten die Auf­
nahmen sehr wirklichkeitsnah. Sehr 
realistisch waren auch die Verletzten­
darsteller vom DRK geschminkt. 

Mancher, auf diese Weise zum " Schau­
spieler" gewordene Helfer, hat sich 
über die harte Dreharbeit gewundert -
die kleinen Szenen wurden immer wie­
der geprobt, bis sie endlich sende reif 
waren. Die dann im Fernsehen gezeig­
ten Aufnahmen waren zwar sehr kurz, 
gaben aber doch einen guten Einblick 
in die Bergungsarbeit des THW. G. S. 

Zehn .Jahre 
THW-OV Andernach 

Der THW-OV Andernach hat sich in 
der Zeit seines Bestehens mit mehreren 
nur als Behelf zu bezeichnenden Unter­
künften begnügen müssen. Es begann 
in einem von der Stadt zur Verfügung 
gestellten Raum in der Grauen Schule. 
Die rasche Entwicklung des Ortsver­
bandes erforderte Umsiedlungen, zu­
nächst ins " Hotel Schänzchen", nach 
dessen Abbruch in Räume am Füll­
scheuerweg. Als es auch hier durch 
Zuwachs von Helfern und Ausstattung 
zu eng wurde, stellte die Stadt ihren 
ehemaligen Fuhrpark, zunächst auf 
Mietbasis, zur Verfügung. 

Diesen Rückblick gab THW-Ortsbeauf­
tragter Matthias Frings den zahlreichen 
Gästen, die anläßlich der Feier zum 
zehnjährigen Bestehen des Ortsverban­
des und der endgültigen übernahme 
und Einweihung der inzwischen vom 

Der vom Oberbür­
germeister über­
reichte Schlüssel 
zeigt den Stellen­
wert auf, den 
die Stadt Ander­
nach ihrem THW 
beimißt (v. r. n. 1.): 
THW-Landesbe­
auftragter Dr. 
Dölbor, THW­
Ortsbeauftragter 
Frlngs, THW-Rele­
rent Lux. 

Bund angekauften Unterkunft gekom­
men waren. Sein Dank galt vor allem 
Oberbürgermeister Dr. Gerold Küffmann 
sowie den Beigeordneten und Ratsmit­
gliedern von Andernach. Frings erklärte 
weiter, daß die Aktivität des Ortsverban­
des durch die ungünstige Unterkunfts­
situation keinesfalls gelitten hätte. Viele 
Einsätze, Hilfeleistungen und Beteili­
gungen an Großübungen beweisen 
dies. 

Referent Joachim Lux vom Bundesamt 
für Zivilschutz hob den Eifer und 
Einsatzwillen der Helfer hervor. Sie 
seien das "Fundament" der neuen 
Unterkunft. Das darauf errichtete Haus 
sei Programm und Ziel zugleich: Kata­
strophenschutz! 

THW-Landesbeauftragter Dr. Carl Döl­
bor nutzte die Anwesenheit vieler Politi­
ker aus Bund und Land , um zu erklaren, 
daß das finanzielle Gleichgewicht zwi­
schen militärischer und ziviler Verteidi­
gung noch nicht erreicht worden sei. 
Bei letzterem könne der Zeiger der 
Waage nur durch die Opferbereitschaft 

und das Engagement der Helfer im 
Gleichgewicht gehalten werden. 

Oberbürgermeister Dr. Küffmann äu­
ßerte die Auffassung, daß in der Be­
trachtungsweise beim Bund das Sicher­
heitsbewußtsein noch zu sehr überlagert 
sei von anderen Aufgaben. Von der 
Basis her müsse den verantwortlichen 
Politikern der Stellenwert der Sicherheit 
aufgezeigt werden. 

MdB Josten und MdL Klein zeigten 
sich beeindruckt von den Leistungen 
der ehrenamtlichen Helfer, die sich 
bemühen , den ihnen von den Bürgern 
gegebenen Auftrag zu erfüllen. "Sie 
nehmen uns ein Stück Verantwortung 
ab, das wir als Familienväter sonst 
hätten", erklärten sie. 

Grußredner von der Bezirksregierung, 
dem Kreis und den befreundeten Orga­
nisationen beendeten die eindrucksvolle 
Feierstunde. Eine eingehende Besichti­
gung der Unterkunft und der ausgestell­
ten Fahrzeuge und Geräte fand interes­
sierte und kritische Besucher, die noch 
lange das Gehörte und Gesehene dis-
kutierten. M. F. 

saarlanD <t 
THW und DRK übten 
gemeinsam 

Um den Ausbildungsstand des THW-OV 
Wadern zu überprüfen, führte THW­
Ortsbeauftragter Ludwig, gemeinsam 
mit dem DRK, eine Alarmübung durch, 
bei der in einem Wohnhaus eine Gas­
explosion angenommen wurde. Zur 
Zeit des Unglücks hielten sich mehrere 

Bewohner im Haus auf. Die Alarmierung 
des THW-Ortsverbandes erfolgte an 
einem frühen Morgen. Für Zugführer 
Schirmer und den Bergungszug stellten 
sich eine Reihe Probleme, da die Vor­
derseite des Hauses und der Treppen­
aufgang zum Obergeschoß total zerstört 
waren. 

Mit Leiterhebel und Seilbahn wurden 
die im Obergeschoß befindlichen , zum 

Teil schwer verletzten Bewohner gebor­
gen; ein weiterer Teil mußte von Helfern 
mit schwerem Atemschutzgerät aus 
dem Keller gerettet werden. Die Verletz­
ten wurden dem DRK, das einen Ver­
bandplatz eingerichtet hatte, zur Erst­
versorgung übergeben. 

Geschäftsführer Ballnus und Ortsbeauf­
tragter Ludwig zeigten sich zufrieden 
mit den Leistungen der Helfer. G. F. 
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Brückenbau mit Kantholz 
und Bohlen 

Der THW-OV Saarwellingen, erfahren 
im Bau von Brücken , errichtete eine 
rd . 20 m lange und 2,50 m breite Brücke 
über den Ellbach, um eine Abkürzungs­
verbindung zu einem Wohngebiet wie­
derherzustellen . Die vorhandene, eben­
falls vom OV Saarwellingen im Jahre 
1966 erbaule Brücke war baufällig ge­
worden und mußle jelzt gesperrt wer­
den. 

Da die Vorarbeiten , z. B. das Gießen 
der Fundamente, durch die Gemeinde 
Saarwellingen erfolgt waren, konnten 
die Helfer die Aufbauarbeiten an einem 
Wochenende zügig durchfuhren. Rund 
10 cbm Kantholz und Bohlen wurden 
verarbeitet. Das Einplanieren der beiden 
Zugänge erfolgte zu einem späteren 
Zeitpunkt. 

Bei der Übergabe der Brucke durch 
OB Maurer an den Burgermeister -
in Anwesenheit zahlreicher Gäste -
fand man viele Worte des Dankes an 
die Helfer des THW. G. F. 

Bunkerreste als Sprengobjekt 

Im Rahmen der Aus- und Fortbildung 
von THW-Sprenghelfern und -berechtig­
ten fand für alle Gerätegnuppen der 
Bergungszüge des Geschäftsführerbe­
reichs Merzig im Waldgelände " Home­
rich" der Gemeinde Beckingen eine 
ganztägige Sprengübung statt, an der 
35 Helfer beteiligt waren. Die Gesamt­
leitung hatte THW-Geschäftsführer 
Ballnus, unterstützt von den Ortsbeauf­
tragten der THW-OV Beckingen und 
Wadern, Schreier und Ludwig. Gäste 
waren u. a. Bürgermeister Jakobs, Bek­
kin gen, sowie der Verantwortliche nach 
§ 19 SprengG, Müller, vom THW-Lan­
des verband Saarland. 

Das Sprengobjekt war ein ehemaliger 
Westwall bunker, der bereits funktions­
unfähig gesprengt war. Die Bunkerreste 
waren aber teilweise noch sehr großflä­
chig. Die Übung mit dem Ziel , Ein­
bruchs- und Zerstörungssprengungen 
an teilweise 1 ,BO m starken Stahlbeton­
platten durchzuführen, stand unter der 
Verantwortung der beiden Sprengbe­
rechtigten Dewes (OV Beckingen) und 
Groß (OV Wadern). 

Bereits fruhmorgens war mit dem Boh­
ren von 36 Löchern mit einer Tiefe bis 
zu 1 ,27 m begonnen worden. Erschwert 
wurden die Bohrarbeiten dadurch, daß 
ein Teil der Löcher von einer aus Be­
helfsmitteln errichteten Arbeitsbühne 
aus gebohrt werden mußte. 
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Rund 10 cbm 
Kantholz und 
Bohlen wurden 
für den Bau dieser 
Brücke über den 
Ellbach benötigt. 

Ein Tell der Bohrlöcher mußte yon einer 
aus Behelfsmitteln errichteten Arbeits­
bühne aus gebohrt werden. 

Um den SplItterschutz sicherzustellen, 
wurden die bis zu 1,80 m starken Stahlbe­
tonplatten mit Förderoandgummlbahnen, 
Faschinen und Maschendraht abgedeckt. 

Anschließend erfolgte das Besetzen 
der Bohrlöcher in zwei Etappen mit 
insgesamt 24 kg Gesteinssprengstoff 
Ammon-Gel it 3 und das Abdichten mit 
Lehmnudeln, die Vorbereitung des Split­
terschutzes durch Abdecken mit Förder­
bandgummibahnen, Faschinen und 
Maschendraht. 

Nach der zweiten Zündung am Nachmit­
tag stellte Geschäftsführer Ballnus bei 
der Abschlußbesprechung fest, daß 
das angestrebte Ziel der Übung erreicht 
wurde. Er dankte allen beteiligten Hel­
fern sowie den Zugführem Schirmer 
(OV Wadern), Zollek (OV Mettlach) 
und Müller (OV Beckingen) sowie den 
Orts beauftragten für die gute Arbeit. 

G. F. 

Bis zum Ha ls verschüttet 

In den Morgenstunden des 3. Juli 1979 
hatte die Polizeiinspektion St. Wendel 
den sofortigen Einsatz des THW gefor­
dert. Ein BeSChäftigter einer Fertigbe­
tonfirma war in einen Feinkiessilo ge­
stürzt und bis zum Hals verschüttet. 

Der THW-Geschäftsführer alarmierte 
sofort uber den Ortsbeauftragten Lee 
Kuhn den OV St. Wendel. Innerhalb 
von 15 Minuten waren fünf Helfer mit 
dem Gerätekraitwagen an der Einsatz­
stelle. Die bereits anwesende Feuer­
wehr und ein umsichtiger Kollege des 
Verschütteten hatten die Rettungsaktion 
bereits eingeleitet. Die Helfer des THW 
unterstutzten die Bergungsarbeiten . 
Sanitäter des DRK und die Ärztin des 
Rettungshubschraubers " Chri-
stoph 16" (Standort Saarbrucken) be­
treuten den Verletzten. 

Der Verschuttete hatte einen starken 
Schock erlitten. Er wurde zur Beobach­
tung in ein Krankenhaus eingeliefert, 
das er jedoch nach zwei Tagen wieder 
verlassen konnte . W. M. 



Spiel - Wettkampf -
Kameradschaft 

87 Junghelfer aus neun Ortsverbänden 
bezogen am 28. Juli 1979 auf dem 
aufgelassenen Campingplatz in Fried­
richshafen-Manzell , direkt am Ufer des 
Bodensees, das diesjährige THW-Ju­
gendzeltlager. 

Der OV Friedrichshafen, der mit seinem 
Ortsbeauflragten Konrad Heilig die Pa­
tenschaft für das Lager übernommen 
hatte, richtete bis zum Eintreffen der 
Jugendlichen das " Nest" wohnlich ein : 
26 Einheitszelte für je vier Helfer, ein 
Küchenzelt, ein Aufenthaltszelt und 
der Ulmer Küchenbus erwarteten die 
von der Reise hungrigen und müden 
Helfer. 

Der folgende Sonntag stand den Jung­
helfern zur freien Verfügung . Sie konn­
ten dabei die nähere Umgebung des 
Lagers kennenlernen und sich etwas 
eingewöhnen. Besonderen Spaß machte 
den Junghelfern der Wachdienst, den 
sie mit viel Begeisterung und mit Hilfe 
von Handfunkgeräten zur Zufriedenheit 
der Lagerleitung - paritätisch besetzt 
mit dem früheren Geschäftsführer von 
Mannheim, Hazebrouck, und dem Orts­
beauftragten von Möckmühl , Wachter -
durchführten. Ein kleiner Wermutstrop­
fen war allerdings der mit dem Wach­
dienst verbundene Küchendienst. Die 
allabendlich stattfindende Dienstbespre­
chung der Gruppenführer mit der Lager­
leitung diente der Festlegung der jewei­
ligen Aufgaben für den folgenden Tag 
und auch der Erörterung der im Dienst­
und Lagerbetrieb zwangsläufig auftau­
chenden Fragen und Schwierigkeiten. 
Alle Probleme konnten stets zur Zufrie­
denheit gelöst werden. 

Am Montag begann dann der Ernst 
des Lebens für die Junghelfer. Arbeiten 
im Wald (Fällen von Bäumen) war eine 
Teilaufgabe. Als Gegengeschenk für 
die kostenlose Überlassung des Zelt­
platzes durch die Stadt Friedrichshafen 
wurden für einen Spielplatz vier Spielge­
räte gebaut - ein Hochsitz, eine Kletter­
pyramide, eine Schaukel und ein drei­
stufiges Reck. Der Pumpen satz, Aufbau 
einer Feldtelefonstrecke, Arbeiten mit 
Leinen und Seilen sowie der am Boden­
see obligatorische Wasserdienst gaben 
den Jugendlichen Gelegenheit, sich 
in die Aufgaben des THW spielerisch 
einzuarbeiten. Die Werkzeuge des Ge­
räte- und Mannschaftskraftwagens wur-

Oie Junghelfer mußten schon kräftig und 
genau sägen, um ei ne gute Placierung 
beim Lagerwettkampf zu erreichen 

den von den Junghelfern nahezu mit 
der gleichen Präzision bedient wie von 
den " Veteranen". Gefährliche Geräte 
wie Motorsäge, Trennschleifer usw. 
blieben allerdings den Gruppenführern 
vorbehalten. Täglicher Wechsel der 
Aufgaben sorgte für eine gleichmäßige 
Ausbildung in den einzelnen Gruppen. 
Es war wirklich erstaunlich, wie schnell 
und gründlich die Junghelfer die Aufga­
benstellung erfaßten und die Probleme 
lösten. 

Unterbrochen durch einen Wandertag 
am Donnerstag, dem 2. August, - die 
von Gunther Simianer, OV Salem, aus­
geknobelte Route führte von Fischbach, 
wo eigens der Eilzug für das THW hielt, 
nach Überlingen, sechs Kilometer Fuß­
wanderung zum wohl schönsten Aus­
sichtspunkt am Bodensee und dann 
mit dem Schiff zurück nach Friedrichs­
hafen - war die ganze Woche in abge­
wogenem Verhältnis halb mit THW-Ar­
beit und halb mit Freizeit ausgefüllt. 
Selbst ein Nachtalarm um 23.00 Uhr 
konnte die gute Stimmung der Jugend­
lichen nicht dämpfen - eher das Gegen­
teil war der Fall. 

Ein in den Ulmer Küchenbus eingebau­
tes Funkgerät gab der Lagerleitung 
die Möglichkeit, in direkter Verbindung 
mit Polizei und Rettungsdienst zu blei­
ben. Zwei Hilfeleistungen - eine Verlet­
zung und eine Erkrankung bei außen-

stehenden Campern - bewiesen, wie 
wichtig es ist, eine direkte Funkverbin­
dung in einem Lager dieser Größe auf­
rechtzuerhalten. Das Lagerkino sorgte 
für die abendliche Unterhaltung. Der 
u. a. gezeigte Film " Die Brücke" regte 
manchen Jungen zum Nachdenken 
an . 

Landesbeauftragter Dipl.-Ing. Schneider 
ließ es sich nicht nehmen, seine " Bu­
ben" im Lager zu besuchen. Die von 
ihm spendierte "Llmonadenrunde" 
wurde von den Jugendlichen mit viel 
Applaus angenommen. 

Den Höhepunkt des Lagers bildete 
dann der Wettkampf um den Pokal , 
die " Lagerolympiade" . Prominente 
Gäste, Staatssekretär Dr. Fröhlich vom 
Bundesinnenministerium mit Gattin, 
Bürgermeister Brotzer, Dipl.- Ing. Lux 
vom Bundesamt für Zivilschutz und 
THW-Landesbeauftragter Dipl.- Ing. 
Schneider, verfolgten mit großem Inter­
esse die spannenden Wettkämpfe . An­
gefangen beim Hindernislauf mit Was­
sereimern über Holzbearbeitung - Ab­
sägen von drei Rundholzscheiben zum 
Einbinden auf die Trage - und endend 
mit dem Wettpaddeln mit dem großen 
Schlauchboot, sah man recht konzen­
trierte und teilweise auch enttäuschte 
Gesichter bei den Buben . Die Reihen­
folge der Placierungen entspraCh dem­
gemäß auch den gezeigten Leistungen. 
Aus der Hand des THW-Landesbeauf­
tragten konnte die siegreiche Gruppe 
des OV Ulm den Wanderpokal entge­
gennehmen. Die Reihenfolge der weite­
ren Plätze: TuttIingen, Freiburg, Möck­
mühl punktgleich mit Müllheim, Göppin­
gen, Neckargemünd und Schorndorf. 

Ein Tauziehwettbewerb, gewonnen 
vom OV Möckmühl, und ein Volleyball­
Turnier, mit dem OV Ulm als Sieger, 
beschlossen den zweiten Teil der 
" Lagerolympiade" . Ein ökumenischer 
Gottesdienst leitete auf den Sonntag 
über und beschloß diesen erlebnis­
reichen Tag. 

Eine Funkübung und Orientierungsfahrt 
nach Koordinaten war dann der Ab­
schluß der Ausbildung im Zeltlager. 
Unter der Einsatzleitung des OV TuttIin­
gen hatten alle Helfer die Möglichkeit, 
ihr Können und Geschick unter Beweis 
zu stellen . Die angegebenen Zielpunkte 
wurden von allen Gruppen in direktem 
Anlauf erreicht, und auch der Funkver-
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kehr klapple, mit ganz wenigen Aus­
nahmen, recht gut; ein Zeichen dafür, 
daß die Ausbildung der Jugendgruppen 
in den Ortsverbänden auf einem soliden 
Fundament aufgebaut ist. 

Am Dienstag, dem 7. August, wurde 
dann mit dem Abbau des Lagers be­
gonnen . Für den letzten Abend spen­
dete Bürgermeister Brotzer t 00 Paar 
Grillwürstchen . Hervorzuheben ist noch 
die ausgezeichnete Lagerküche mit 
Max Kirschenhofer als Chefkoch, Klaus 
Hartmaier als Küchenmeister und den 
"dienstbaren Geistern" Bernd Braun, 
Hans Kieß und Roland Strasser. 

Außer einer Schnittwunde kamen bei 
den Junghelfern keine Unfälle und Ver­
letzungen vor, ein Zeichen dafür, daß 
alle Beteiligten verantwortungsbewußt 
und überlegt die Tätigkeiten im Lager 
durchführten. 
Mit dem Mittagessen am Mittwoch, 
dem 8. August , endete ein erlebnisrei­
ches und lehrreiches Jugendzeltlager. 
Der große Aufbruch begann. Mancher 
Junghelfer nahm schweren Herzens 
Abschied . 
Ein herzlicher Dank abschließend an 
alle, die aktiv und passiv zum Gelingen 
des Lagers beigetragen haben. 

K. H. W. 

Eine der Wett­
kampfaufgaben 
war das Einbinden 
eines Verletzten 
auf eine Trage. 

Prominenter Be­
such beim Lan­
desjugendlager 
1979 in Fried­
rlchshafen-Man­
zell (von links): 
THW-Landesbe­
auftragter Schnei­
der, Dlpl.-Ing. 
Lux, BZS, Frau 
Fröhlich, Staats­
sekretär Or. Fröh­
lich, BundesminI­
sterium des tn­
nem, Bürgermei ­
ster Brotzer. 

Bo~ern ~ 
Bergung auf engstem Raum 

Die fast 120 Jahre alte Turmspitze der 
Kapelle des alten Krankenhauses in 
Lohr sollte aus Sicherheitsgründen er­
neuert werden . Der THW-OV Lohr hatte 
die Aufgabe übernommen, die im Turm 
befindliche Glocke und Teile der Turm­
spitze zu bergen. 

Am Samstag, dem 9 . Juni 1979, wurde 
zuerst ein fast 20 m hohes Gerüst ge­
baut. Diese Arbeit gestaltete sich 
schwieriger als angenommen . Trotz 
der beengten Verhältnisse wurde 
die Glocke ohne Beschädigung vom 
Turm geholt. Dann stellte sich heraus, 
daß die gesamte Spitze des Turms 
abgebaut werden mußte. Sie soll oogi­
nalgetreu nachgebildet werden und 
die alte Turmspitze ersetzen . 

"Kavaliere der Straße" 
beim THW 

H. R. 

Vor genau neun Jahren zeichnete der 
Passauer Oberbürgermeister Dr. Emil 
Brichta sechs Autofahrer aus, die sich 
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Der Aufbau des fa st 20 m hohen Turmge­
rüstes gestaltete sich recht schwierig. 

THW-Helfer bergen die Glocke auf eng­
stem Raum aus dem gußeisernen Türm­
chen. 



durch vorbildliches Verhalten im Stra­
ßenverkehr hervorgetan hatten und 
deshalb zu " Kavalieren der Straße" 
ernannt worden waren. Dr. Brichta 
konnte nun im Beisein zahlreicher Gäste 
dem 400. " Kavalier der Straße" Ur­
kunde und Plakette übergeben. 

Für die Verleihungsfeier war nicht ohne 
Grund der Standort Passau des Techni­
schen Hilfswerkes ausgewählt worden; 
man wollte die Verbundenheit der Ver­
kehrsteilnehmer mit den Hilfsorganisa­
tionen unterstreichen. Das THW hatte 
die organisatorischen Vorbereitungen 
übernommen und eine große Geräte­
schau aufgebaut. 

Insgesamt 25 " Kavaliere der Straße" 
wurden von der Stadtkapelle Passau 
rnit einem kräftigen Tusch empfangen. 
Stellvertretender Chefredakteur Hans­
jörg Schmidt-Ferntheil - als Leiter des 
Büros " Kavalier der Straße" - konnte 
rnehr als 100 Gäste begrüßen , darunter 
den Hauptgeschäftsführer der Arbeits­
gemeinschaft " Kavalier der Straße" 
im Deutschen Verkehrssicherheitsrat, 
Josef Ströbel, München, Oberbürger­
rneister Dr. Emil Brichta, Landrat Baptist 
Kitzlinger sowie die Mitglieder des Ver­
leihungsausschusses. Die "Kavaliere 
der Straße", so Landrat Baptist Kitzlin­
ger, seien " im Vorfeld der Hilfsorganisa­
lianen tätig" und würden diesen unter 
Umständen einen Einsatz ersparen . 

Welchen Einsatz diese Hilfsorganisatio­
nen leisten können, zeigte das THW. 
Wesen und Aufgabe des THW wurden 
kurz erläutert, ehe die einzelnen Gerät­
schaften erklärt wurden. Helfer des 
THW errichteten unter anderem 
übungsmäßig eine Behelfsbrücke. Mit­
glieder des Malteser-Hilfsdienstes berei­
teten einen vorzüglichen Eintopf, den 
die Gäste im THW-Mannschaftsraum 
verzehrten. Während des Essens spielte 
die Stadtkapelle. Meinte ein " Kavalier 
der Straße" zum Abschied : " Da macht 
das Helfen direkt Spaß." 

Schlammschlacht 
bei Wasserburg 

G. B. 

Eine außergewöhnliche Aufgabe bekam 
kürzlich der THW-OV Rosenheim ge­
steilt: Für eine Brückenbaumaßnahrne 
mußten unter einem Bahnkörper zwei 
je 27 Tonnen schwere Betonriegel ein­
gezogen werden. Mit einem schweren 
Autokran wäre die gesamte Aktion kein 
großes Problern gewesen . Es gab aber 
keine Möglichkeit, mit schwerem Gerät 
an die Baustelle zu kommen , der Unter-

\( 

grund bestand nur aus Schluff und Mo­
rast. 

Es gab aber noch eine weitere Schwie­
rigkeit. Auf der Bahnlinie, die unterquert 
werden sollte, durfte keine Unterbre­
chung des Zugverkehrs eintreten. Der 
letzte Zug fuhr um 20 Uhr, der erste 
um 7 Uhr früh. In diesen elf Stunden 
mußte die gesamte Aktion abgeschlos­
sen sein. 

Das THW hatte sechs Stunden Zeit , 
die Unterzüge einzuziehen. Mit zwei 
Greifzügen , de r Seilwinde des Geräte­
kraftwagens und einer Unimog-Seil­
winde zogen zwölf THW-Männer in 
schweißtreibender Arbeit die Betonriegel 
über eine Strecke von etwa 15 Meter. 
Die Arbeit konnte rechtzeitig abge­
schlossen werden. Danach hieß es: 
Mannschaft und Gerätschaft ausgiebig 
reinigen. 

Alles in allem war dies eine ungewöhnli­
che Hilfeleistung, und ein altgedienter 
THW-Helfer sagte: " Seit ich beim THW 
bin , kann ich mich nicht erinnern , bei 
einem Einsatz je so sChmutzig gewor­
den zu sein ." 

Tödlicher Unfall 
in der Naab 

H. F. 

Ein 34jähriger Postbeamter war am 
Nachmittag des 17. 8 . 1979 mit seiner 
Frau und seinem siebenjährigen Sohn 
in einem Kahn auf der Naab flußauf­
wärts gerudert. Oberhalb des kleinen 
Wehres, am sogenannten "Lettenbuck", 
stand der Mann im Boot auf und ging 
zum Heck. Dabei neigte sich der Kahn 
zur Seite und füllte sich mit Wasser. 
Der Mann kletterte aus dem Boot, wobei 
ihm das Wasser bis zur Brust stand , 
und zog den Kahn an Land. Am Ufer 
angelangt, bemerkte seine Frau , daß 
die Ruder noch im Wasser schwammen 
Der Beamte sprang wieder in die Naab, 
um die Paddel zu holen . 

Als seine Frau nach ihm Ausschau 
halten wollte, war er nicht mehr zu se­
hen . Da die Verrnutung nahelag , daß 
er ertrunken war, wurde die Polizei 
benachrichtigt. Diese verständigte das 
THW und die WasseIWacht. 

Innerhalb kürzester Zeit waren Helfer 
beider Organisationen zur Stelle. Zuerst 
versuchte ein Trupp des THW, vom 
Schlauchboot aus mit Stangen den 
Grund der Naab abzusuchen . Erschwert 
wurde der Einsatz durch unterschied­
liche und ungenaue Angaben von Zeu­
gen, die den Vermißten an jeweils ande­
ren Stellen zuletzt gesehen haben woll­
ten. Die Helfer von Wasserwacht und 

THW bildeten dann eine geschlossene 
Front im Wasser und suchten den 
Grund der Naab ab. 18 Minuten später 
fanden sie den Ertrunkenen und bargen 
ihn . Verrnutlich hatten bei dem Verun­
glückten die Kräfte versagt. Die Aufre­
gung, nachdem der Kahn voll gelaufen 
war, führte eventuell auch zu einer 
Überbelastung des Herzens. 

E. H. 

Sieben Fahrzeuge 
am Irschenberg in Flammen 

Großalarm für Polizei, FeuelWehr, THW 
und Rettungsfahrzeuge : Auf der Auto­
bahn in Richtung Salzburg standen 
bei Irschenberg sieben Fahrzeuge in 
Flammen. Kurz hinter der Gefällkurve 
war ein holländischer Reisebus in eine 
Autokolonne gefahren . Der mit 44 Per­
sonen besetzte Bus rammte ein auf 
der Mittelspur fahrendes Personenauto, 
dann ein Wohnwagengespann aus 
Hamburg. Der Wohnwagen kippte um 
und geriet in Brand. Das Feuer griff 
auf den Omnibus, den Zugwagen sowie 
vier weitere Personenwagen über. 
GlücklicheIWeise gelang es allen Insas­
sen , die Fahrzeuge schnell zu verlas­
sen. So kam es, abgesehen von leich­
ten Verletzungen, nicht zu Personen­
schäden. Alle Fahrzeuge brannten je­
doch völlig aus. 

Wie die Landespolizei mitteilte, beläuft 
sich der Sachschaden - ohne Reisege­
päck und mitgeführte Wertsachen -
auf rund 400 000 Mark. 

Besonders schwer sind die Unfallfolgen 
für die Urlauber aus Holland, aber auch 
aus Hamburg, Hessen und Köln, die 
buchstäblich nur das retten konnten, 
was sie auf dem Leib trugen . 

K. R. 

Nachruf 

Der THW-Ortsverband Ansbach trauert 
um seinen Mitbegründer und ehemali­
gen Ortsbeauftragten 

Dipl.-Ing. Eberhard Blumen.u 

Er gründete mit einigen Idealisten 1954 
den THW-Ortsverband Ansbach und 
war Träger des Helferzeichens in Gold . 
Eberhard Blumenau verstarb wenige 
Tage nach seinern 25jährigen THW­
Jubiläum im 93. Lebensjahr. Seine 
Kameraden werden ihm ein ehrendes 
Andenken bewahren. 

Der Orts beauftragte und 
die Helfer des Ortsverbandes Ansbach ./ 
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Fachausbildung ABC im Warndienst 
Erstausbildung und Fortbildung im Rahmen eines Zehn-Jahres-Programms 

Nach dem Entwurf eines Zehn-Jahres­
Turnus fur Helfer im Wamdienst (ZS­
MAGAZIN 1179, Seiten 49/50) besteht 
die Erstausbildung aus Grund- und 
Fachausbildung. Der Beginn der Fach­
ausbildung ist im zweiten Ausbildungs­
iahr vorgesehen und läuft über ca. vier 
Jahre. Die Fortbildung zur Erhaltung 
der iederzeitigen Einsatzbereitschaft 
der Helfer Ist ab sechstem Ausbildungs­
jahr geplant. 

Die Arbeitsgruppe Fachausbildung ABC 
im Warndienst (WD) hat zwischenzeit­
lich einen Entwurf zu einer Leitfaden­
sammlung erarbeitet. Die Fachausbil­
dung ABC besteht aus einem zenlralen 
Fachlehrgang und der Fachausbildung 
im Wamamt (WaA) bzw. der Warn­
dlensl-Leitmeßstelien (WDLMSt). 

Das Gesamtlemziel des Fachlehrgangs 
ABC ist die Befähigung zum Einsatz 
in der ABC-Auswertung eines WaA 
bzw. in einer WDLMSI, d. h. der zen­
trale Lehrgang führt in Arbeitsgruppen 
zum Beherrschen der praktischen Fer­
tigkeiten in der ABC-Auswertung bzw. 
der WDLMSt. 

Eine Vertiefung der Kenntnisse im 
Grundlagenwissen erfolgt bis Ende 
des fimften Ausbildungsjahres. 

, . Zielgruppe 

Helfer des Wamdienstes 

Voraussetzungen 

Erfolgreiche Teilnahme an der Grund­
ausbildung für Helfer des Wamdienstes 

2. Aulgabenbeschrelbung 

A. Die Warndienst-Leitmeßstelien beur­
teilen die eingegangenen Meldungen 
nach taktischer Wichtigkeit und übermit­
teln sie zusammen mit eigenen Beob­
achtungen und Messungen dem zu­
ständigen Warnamt. 

Im einzelnen 

Die WD-Leitmeßstelien nehmen fol­
gende Aufgaben wahr: 

- Erfassen aller Meldungen und Beob-
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achtung über Atomdetonationen und 
sonstige KampfmiHeleinsätze 

- Abfragen der Meßwerte von den zu­
geordneten WD-Meßstelien 

- Durchführen eigener Beobachtungen 
von Atomdetonationen und sonstigen 
Kampfmitteleinsätzen sowie Messungen 
der Dosisleistung am eigenen Standort 

- Durchführen von Wetterhilfsbeobach­
tungen 

- Sichten und Weitergeben der erfaßten 
Daten an das zuständige Wamamt 

- Auswerten und Darstellen der ABC­
Lage für den eigenen Leitmeßbezirk 

- Meldung und Informationsaustausch 
mit zivilen und militärischen Stellen 
auf Bezirks- und Kreisebene 

- Bei Ausfall des zuständigen Warnam­
tes Weitergeben der erfaßten Daten 
an das vertretende Wamamt 

- Bei Ausfall auch des vertretenden 
Warn amtes unmittelbares Unterrichten 
der Hauptverwaltungsbeamten im Leit­
meßbezirk, damit diese Warnungen 
veranlassen. 

B. In den Wamämtem werden Feststel­
lungen über Ort, Zeit, Stärke und Art 
des Angriffes getroffen und für die er­
forderlichen Warnmaßnahmen ausge­
wertet. 

Im einzelnen 

In der ABC-Auswertung der Warnämter 
sind folgende Tätigkeiten wahrzuneh­
men: 

- Erfassen aller Meldungen und Beob­
achtungen über Atomdetonationen und 
sonstige Kampfmitteleinsätze, die von 
den WD-Leltmeßstelien und anderen 
Stellen eingehen 

- Auswerten von Wetterdaten des deut­
schen Wetterdienstes, des Geophysika­
lischen Beratungsdienstes der Bundes­
wehr, von Stellen des Katastrophen­
schutzes und des WD 

- Auswerten und Darstellen der ABC­
Lage für das eigene Wamgebiet und 
die Übergangszonen 

- Erarbeiten des Effektivwindes und 
der C-Ausbreitungswerte 

- Steuerung der ABC-Erfassung Im 
eigenen Warngebiet bei besonderen 
Lagen 

- Erstellen und Weiterteiten von Aus­
werteergebnissen 

- Bei Ausfall eines Nachbarwarnamtes 
(Vertretungsfall) bzw. bei Ausfall einer 
eigenen WDLMSt Erfassen der notwen­
digen Daten 

- Im Vertretungsfall Auswerten und 
Darstellen der ABC-Lage für das zu 
vertretende Gebiet 

- Beratung anderer Dienststellen In 
ABC-Fragen 

- Vornehmen eigener Beobachtungen 
von Atomdetonationen und sonstiger 
Waffeneinsätze sowie Messung bzw. 
Feststellen der Kontamination am eige­
nen Standort 

- Überwachen der Einsatzbereitschaft 
der WDLMSt und WDMSt 

- Feststellen der Betriebsbereitschaft 
der Beobachtungs- und ABC-Meßstelien 
(BAMSt) 

- Überwachen der Strahlenbelastung 
der Kräfte im eigenen WaA. 

3. Gesamtlernziel 

Befähigung zum Einsatz in der ABC­
Auswertung eines WaA bzw. in einer 
WDLMSt. Der Helfer muß die Arbeits­
verfahren der ABC-Auswertung kennen. 
Er muß in der ABC-Auswertung ein­
setzbar sein . 

4. Lernabschnitte 

4.1 Vertiefte Kenntnisse über die 
Grundlagen des ABC-Schutzes 

4.2 Vertiefte Kenntnisse über ABC-Mel­
de- und Auswerteverfahren 

4.3 Umfassende Kenntnisse über den 
Einsatz von Einrichtungen und Einheiten 

4.4 Übungen im Rahmen der Aufga­
bensteIlungen . 
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10. Bundeskonferenz des 
Arbeiter-Samariter-Bundes 
2. bis 4. November 1979 

Unter dem Motto " Ausbau der Soziaten 
Dienste - eine Aufgabe unserer Geseil­
schaH" findet die 1 O. Bundeskonferenz 
des ASB vom 2. bis 4. November 1979 
in der Stadthalle Kötn-Mülheim statt. 

Schirmherr ist der Oberbürgermeister 
der Stadt Köln. John van Nes Ziegler. 

Der ASB erwartet über 200 Gäste und 
Delegierte aus allen Teilen der Bundes­
republik. die über 85 000 Milglieder 
repräsentieren. Zugleich feiert der Orts­
verband Köln des ASB sein 75jähriges 
Bestehen. 

Die Veranstaltung hat einen weiteren 
historischen Hintergrund. 1929. vor 
nun genau 50 Jahren. hat ebenfalls 
im damaligen neu eröffneten Messege­
lände eine ASB-Bundestagung stattge­
funden. 

Folgendes Programm ist vorgesehen: 

Freitag . 2. November 1979 
10.00 Uhr Pressekonferenz 
15.00 Uhr Eröffnung der 10. Bundes­
konferenz mit einem Referat von Antje 
Huber. Bundesminister für Jugend. 
Familie und Gesundheit 
20.00 Uhr Abendveranstaltung aus 
Anlaß 75 Jahre ASB Köln mit internatio­
nalem Programm 

Samstag, 3. November 1979 
9.00 bis 18.00 Uhr 
Offizielles Arbeitsprogramm der Konfe­
renz 

Sonntag, 4. November 1979 
9.00 bis 12.00 Uhr 
Fortsetzung und Abschluß der Konfe­
renz 

Ein großes Besichtigungs- und Ausstel­
lungsprogramm begleitet die Konferenz. 
Gäste und Besucher erwartet eine 
Stadtrundfahrt mit dem ASB-Altenreise­
bus. eine Fahrzeugausstellung. eine 
ASB-Fotoausstellung sowie eine Son­
derausstellung verschiedener Firmen. 

Wie sich der Arbeiter-Samari­
ter-Bund der Öffentlichkeit 
darstellt 

Daß sich die Ortsverbände des ASB 
allerhand einfallen lassen. wenn es 
darum geht. das öffentliche Interesse 

werbend auf ihre zahlreichen Aktivitäten 
zu lenken, beweisen wieder verschie­
dene Aktionen . Im Rahmen dieser Be­
richterstattung stellen wir zwei Veran­
staltungen in Offen bach und Bremen 
vor. Der Hintergrund solcher Aktionen 
ist klar. Es geht darum. das Interesse 
der Offentlichkeit auf sich zu lenken. 
aber auch die Stärkung der finanzie llen 
Basis. So sammelten 50 freiwillige 
Helfer anläßlich einer Veranstaltung 
in der Offen bacher Innenstadt innerhalb 
von 7 Stunden 2853 Mark. Der ASB 
hatte aber auch eine ganze Reihe von 
Informationsmöglichkeiten angeboten. 

Vor dem Rathaus hatte man einen 
Schnelleinsatzzug des Katastrophen­
schutzes abgestellt und ein Zelt mit 
Übungspuppen aufgebaut. Dort konnte 
jeder. der wollte. die Mund-zu-Mund­
Beatmung üben. Filme informierten 
über Erste-Hilfe-Maßnahmen und den 
Katastrophenschutz. 

Großer Andrang herrschte auch am 
Rettungswagen , bei dem sich jeder­
mann die Ausrüstung zeigen und die 
einzelnen AnwendungsmögliChkeiten 
erklären lassen konnte. Zum Blutdruck­
meßstand unweit des Rettungswagens 
kamen wie jeden " langen" Samstag 
an die 300 Personen. 

Die größte Beachtung fand der Stand 
der Jugendgruppe. Der Nachwuchs 
der Organisation hatte mit Modellautos 
Unfallsituationen rekonstruiert. um deut­
lich zu machen. auf welch unterschiedli­
cher Weise in Notfällen geholfen werden 
muß. 

Siebzig Jugendliche im Alter von 14 
bis 19 Jahren und eine Gruppe von 
zehn Kindern - 9 bis 13 Jahre alt -
nehmen regelmäßig an den Fortbil­
dungsveranstaltungen und geselligen 
Abenden teil. 

"Die Finanzierung eines Ortsverbandes 
wird jedoch durch die immer spärlicher 
werdenden Zuschüsse der öffentlichen 
Hand immer schwieriger". so Detlef 
Gall. der Vorsitzende des ASS Offen­
bach . Deshalb auch der verstärkte Ein­
satz von Offentlichkeitsveranstaltungen. 
Ein ganz großes Problem für Offen bach 
sind die unzureichenden Räumlichkei­
ten. Der Magistrat wollte zwar dem 
ASB helfen . aber alle bisher von der 
Stadt angebotenen Räume sind von 
der Lage und Größe her schlechter 
als die vorhandenen unzureichenden 
Räume gewesen. Ein größeres Domizil 
sei auch schon deswegen dringend 
notwendig. um das bestehende Dienst­
leistungsangebot beibehalten zu können 

Fahrzeuge und Gerät des Schnellelnsatzzuges zeigte der ASS In Offenbach an läßlich 
einer Informationsveranstaltung. 
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und auszuweiten. Gedacht ist beispiels­
weise an einen Fahrdienst für Schwer­
behinderte. 

Längere Zeit gedauert hat in Bremen 
die Wiederholung eines öffentlichkeits­
tages. Der gute Besuch zeigte, daß 
ein reges Interesse bestand , mehr über 
den ASB und seine Aufgaben zu erfah­
ren, als allgemein bekannt ist. So ist 
es dann auch nicht verwunderlich, daß 
die 1200 Portionen deftiger Erbsen­
suppe schon rasch verkauft waren. 
Neben einem Sanitätszelt, in dem Ret­
tungsgeräte ausgestellt waren, hatte 
der ASB Bremen von der Feldküche 
bis zum Notarztwagen alles ausgestellt, 
was für die öffentlichkeit sehenswert 
ist. Etwa 40 Helfer standen bereit, um 
alle Fragen zu beantworten . Guten 
Absatz fanden sowohl das ASB-Mas­
kottchen, der Rettungsschlumpf, ent­
sprechende Aufkleber als auch Informa­
tionsschriften und die " Verbandkästen 
für Fußgänger", praktische Taschen­
heftehen mit Schnellpflaster. 

Die Aufgaben- und Tätigkeitsbereiche 
des ASB Bremen faßte Heinrich Rolf, 
der Geschäftsführer des ASB Bremen, 
zusammen. Neben dem Rettungswesen 
stehen die Ausbildung , das Sanitätswe­
sen, der Sozialdienst und die Altenhilfe, 
der Katastrophenschutz, das Fernmel­
dewesen, der Zivildienst und die Ju­
gendarbeit auf dem Programm; zu den 
Hauptaufgaben zählt die Beförderung 
und Betreuung von Behinderten und 
Schwerbehinderten. Hier werden mit 
Spezialfahrzeugen allein über eine 
halbe Million Kilometer gefahren. 

Der Funktisch in der ASB· 
Rettungszentrale "glühte" 

Eine harte Bewährungsprobe bestand 
im Juni die zentrale Rettungswache 
der Stadt Karben im Wetteraukreis, 
15 km nördlich von Frankfurt. Diese 
Rettungswache wird seit ihrer Einrich­
tung rund um die Uhr vom ASB Wet­
terau betrieben . Sie ist nicht nur für 
Unfälle und Krankentransporte zustän­
dig, sondern ist auch Meldestelle und 
Alarmwache für die Feuerwehren der 
Stadt und versieht an Wochenenden 
den Wassernotdienst sowie den Ärztli­
chen Notdienst. Man ist hier also Be­
trieb gewohnt. Was sich jedoch am 
5. Juni nach 18 Uhr hier abspielte, 
sprengte alle gewohnten Maßstäbe. 
Anlaß war ein schweres Unwetter, das 
über fünf der sieben Karbener Stadtteile 
losbrach. 

Es begann kurz vor 18 Uhr mit der 
Meldung, ein Baum brenne nach einem 
Blitzsehtag. Die zuständige Stadtteit-
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Rud! Jeckei, hauptamtlicher Mitarbeiter des ASe, greift zum hundertsten Male zurn 
schril lenden Telefon, um einen Notruf entgegenzunehmen. Die ehrenamtlichen Helfer 
Horst Wirth und Norbert Meislnger versuchen, In der "Buchführung" mitzukommen. 

Feuerwehr wurde losgeschickt. Zum 
Löschen kam sie jedoch nicht mehr, 
das besorgte der Himmel , der alle 
Schleusen geöffnet hatte. Dafür über­
stürzten sich die Anrufe, mit denen 
Überschwemmungen gemeldet wurden: 

30 Keller übeschwemmt. Straßen nicht 
mehr passierbar, ein weiterer kleiner 
Blitzschlagbrand im Stadtteil Burg-Grä­
fenrode ... Minuten später hatte der 
ASB sämtliche Karbener Stadtteitfeuer­
wehren alarmiert, aber es gab keine 
Atempause. In der nächsten Stunde 
liefen weitere 120 Meldungen über 
Wasserfluten in Kellern, zum Teil auch 
in Erdgeschoßwohnungen, ein. Insge­
samt gab es bis zum nächsten Morgen 
um 7 Uhr 156 Einsätze für die Wehren. 

Längst reichte die eigene Kraft nicht 
mehr: Feuerwehren der Nachbarstädte 
Friedberg, Rosbach, Wöllstadt wurden 
mit allen verfürbaren Pumpen zu Hilfe 
geholt. 

Die betroffenen Stadtteile liegen an 
leichten, zumeist landwirtschaftlich ge­
nutzten Hängen, die jeden gewöhnli­
chen Regen aufnehmen. An diesem 
Dienstag aber fielen 111 mm Regen 
in weniger als 2 Stunden; die Äcker 
sogen sich wie Schwämme voll , und 
als sie nichts mehr aufnehmen konnten, 
begannen sich die gelben Schlammflu­
ten in die Stadt zu ergießen. So gab 
es die schlimmsten Überschwemmun­
gen zum Teil erst, als der Regen längst 
aufgehört hatte . Im Stadtteit Kloppen­
heim, durch den die sehr stark befah­
rene Bundesstraße 3 führt , stand das 

Wasser zeitweise über einen halben 
Meter hoch, reichte der Stau der Fahr­
zeuge kilometerweit . Um Mitter-
nacht glaubten die Wehren , das 
Schlimmste geschaH! zu haben und 
rückten nach und nach ab. Bereits vor 
2 Uhr morgens am Mittwoch wurden 
sie emeut alarmiert - neuer Regen 
hatte eingesetzt. Die in den darauffol­
genden Tagen ermittelten Schäden 
übersteigen die Millionengrenze bei 
weitem, großräumige Hilfsmaßnahmen, 
auch durch die zustandigen hessi­
sehen Landesministerien, sind inzwi­
schen angelaufen . 

Der ASB-Funktisch in der Rettungszen­
trale aber glühte ... Stadtbrandinspek­
tor Wilhelm Ktiem hob später ausdrück­
lich die hervorragende Zusammenarbeit 
hervor. ASB-Mann Rudi Jeckel kam 
mehr als 6 Stunden lang nicht von Mi­
krofon und Telefon weg. Alles, von 
den eingehenden Notrufen bis zum 
gesamten Funkverkehr mit über 30 
Feuerwehrfahrzeugen, den Einsatzgrup­
pen des städtischen Bauhofs, und das 
auf mehreren Frequenzen, lief über 
ihn . Dabei mußte der " normale" Kran­
kentransportdienst auch noch aufrecht­
erhalten werden, und die ungeduldigen 
Bürger, die bis in ihre Wohnzimmer 
im Wasser standen und nachfragten, 
wo denn die Feuerwehr bliebe, machten 
den Sprechverkehr nicht leichter. Insge­
samt liefen die " Unterhaltungen" auf 
vier verschiedenen Frequenzen über 
den ASB-Funktisch . Und wenn die 
Männer auch hundemüde waren - es 
hat geklappt. 



00HonnlTe~ unFOll", HilFe ® 
Jubiläumsprogramm im Allgäu 

Zehn Jahre bundesweites Ringtreffen 
und 25 Jahre JUH-Ortsgruppe Leutkirch 
Den Pokalwettkampf gewann diesmal die Gruppe aus Beriin 

Gleich zwei Jubiläen galt es am 
15.116 . September 1979 in Leutkirch 
im Allgäu zu feiern: zehn Jahre bun­
desweites Ringtreffen und 25 Jahre 
Ortsgruppe Leutkirch der Johanniter­
Unfall-Hilfe. Über 550 Helferinnen und 
Helfer aus dem ganzen Bundesgebiet, 
Westberlin und Osterreich und ebenso 
viele Gäste der anderen Hilfs- und Ret­
tungsdienste kamen zusammen , um 
unter dem Motto "Soziale Dienste unter 
dem Zeichen des Kreuzes" die Offent­
lichkeit über ihre praktische Arbeit für 
den Kranken und Hilfsbedürftigen zu 
informieren und sich darüber hinaus 
Gedanken über Sinn, Aufgaben , Mög­
lichkeiten und Grenzen des sozialen, 
caritativen Dienstes zu machen. 

Das Thema lag einer Podiumsdiskus­
sion in der Dreifaltigkeitskirche zugrun­
de. Arbeiter-Samariter-Bund, Deutsches 
Rotes Kreuz, Johanniter-Unfall-Hilfe, 
Malteser-Hilfsdienst und ein Vertreter 
des baden-württembergischen Sozial mi­
nisteriums unterhielten sich nach einer 
Einführung durch Dekan Braun, Mem­
rningen, wie sich beispielsweise sozialer 
Dienst an der Gesellschaft von über­
mächtigen materiellen Ansprüchen, 
von einer "einklagbaren Dienstleistung", 
abgrenzen läßt. Oder: Wie ist der Ge­
fahr zu begegnen, daß der Dienst am 
Hilfsbedürttigen nicht länger Dienen 
bedeutet, sondern Selbstbestätigung 
im Zuge eines allgemeinen Konkurrenz­
denkens? 

Ein VIehdurchlaß 
war die letzte 
Hürde der Hinder· 
nisstrecke beim 
Pokalwettkampf. 

Starke Beachtung 
fand die Fotoaus­
stellung "Zehn 
Jahre Ringtreffen" 
von Ulrlch Kurz 
(links). Begehrt 
noch Tage nach 
dem Ringtreffen: 
der Sonderstem­
pel , der In einem 
Sonderpostamt 
ausgegeben 
wurde (rechts). 

Mit dem Ziel, ein sichtbares Zeichen 
der Anerkennung für " vorbildliche Hilfe­
leistungen in unserer Heimat" zu set­
zen, hat ein Kuratorium, bestehend 
aus den beiden Repräsentanten des 
Johanniterordens, Sebastian von Hell­
dorff und Dr. Franz Bieling, sowie Georg 
Fürst von Waldburg-Zeil und dem Ober­
bürgermeister der Stadt Leutkirch, Josef 
Feger, einen Preis gestiftet, der vom 
kommenden Jahr an alljährlich einer 
Persönlichkeit oder Gruppe verliehen 
werden soll , die sich in ihren ehrenamt­
lichen Aktivitäten vorrangig um hilfsbe­
dürttige Menschen gekümmert hat. 
Ihr soll in einem feierlichen Rahmen 
der "Johannes-Preis" verliehen werden. 
Der Name geht zurück auf das Jahr 
1 099, als während der Kreuzzüge aus 
einer Bruderschaft für den Pflegedienst 
der Pilger der " Ritterliche Orden 
St. Johannis vom Spital zu Jerusalem" 
erwuchs. Als Preis wurde eine Skulptur 
des Barmherzigen Samariters von dem 
Isnyer Künstler Hariolf Raible gewählt. 
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Drei Mitglieder des Kuratorlums (v. 1.): 
Sebastlan von Helldorff, Georg Fürst 
yon Waldburg-Zell und Or. Franz Bleling. 

Auf dem Platz hinter der Festhalle eröff­
nete dann Prinz von Preußen das Ring­
treffen . Den musikalischen Rahmen 
dazu bot das Heeresmusikkorps 10 
aus Ulm unter der Leitung von Major 
Dach. 

Und jetzt war es soweit; der mit Span­
nung erwartete Pokalwettkampf begann. 
Die stattliche Zahl von 39 Gruppen 
zwischen Innsbruck und Oldenburg 
und zwischen Bertin und Emmerich 
hatte sich dafür gemeldet. Aus einem 
brennenden Altenheim in einer ländli­
chen Gegend mußten die Verletzten 
geborgen und fachgerecht in Erster 
Hilfe versorgt werden . Da die Zufahrts­
straße zum Krankenhaus unpassierbar 
war, mußten die Verietzten auf einer 
Trage durch das landwirtschaftliche 
Anwesen in Sicherheit gebracht werden. 
Die Leutkircher Johanniter hatten sich 
für die Hindernisstrecke wieder einige 
Besonderheiten ausgedacht: Die Helfer 
mußten nicht nur durch Fenster und 
Gartentore, sondern auch durch einen 
Heuhaufen und eine Viehweide mit 
zwei lebendigen Allgäuer Kühen hin­
durch. 

Wer genug vom Pokalwettkampf gese­
hen hatte, konnte sich der Ausstellung 
der vier Sanitätsorganisationen, der 
Feuerwehr und des Technischen Hilfs­
werkes zuwenden, einen vom THW 
Wangen gekochten Eintopf kosten oder 
sich im Straßencafe der JUH-Jugend­
gruppe niederlassen. In der Festhalle 
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Das THW servierte einen schmackhaften linseneintopf. Fotos: Ulrtch Kurz. 

war die Foto-Ausstellung " Zehn Jahre 
Ringtreflen" von Uli Kurz aufgebaut, 
die zuvor in den Leutkircher Geldinstitu­
ten gezeigt worden war und dort viel 
Beachtung gefunden hatte. Zudem gab 
es noch ein Sonderpostamt, in dem 
rege Nachfrage nach dem Sonderstem­
pel "Zehn Jahre Ringtreffen" herrschte. 

Die Johanniter ließen den Tag mit einer 
festlichen Abendveranstaltung ausklin­
gen. Unuberhörbar gab der Leutkircher 
Fanfarenzug das Signal zum Beginn 
in der Festhalle . Theo Altmann, der 
die Leutkircher Ortsgruppe vor 25 Jah­
ren gegründet hatte , begrüßte die Gäste 
und gab einen Rückblick auf die ver­
gangenen 25 Jahre. Sein Dank galt 
vor allem dem Kreisbeauftragten Peter 
Meyer, dem " Vater der Ringtreflen", 
der mit seiner Idee des gemeinsamen 
Diskutierens und Feierns Helferinnen 
und Helfer aus dem ganzen Bundesge­
biet, hohe Repräsentanten des Johanni­
terordens und Politiker nach Leutkirch 
geführt hat. 

Der Festabend gab dem Herrenmeister 
Gelegenheit, verdiente Mitglieder der 
JUH zu ehren. 
Dann ging es zum gemütlichen Teil 
über. Begeisterten Beifall gab es für 
die Leutkircher Schalmeien . Die Her­
gensweiler Dorfmusikanten spielten 
zum Tanz, und der Kemptener Alleinun­
terhalter Ralf Aries verwandelte sich 
in den Engel Aloisius und in den dienst­
habenden Polizisten des Schweizers 
Emil. 

Ein Höhepunkt des Abends war die 
mit Spannung erwartete Preisverteilung 
vom nachmittäglichen Pokalwettkampf. 
Jubel für die Gruppe aus Bertin , sie 
erhielt den Wanderpokal und den Pokal 
der Stadt Leutkirch sowie einen Ra­
dio-Wecker und Goldmedaillen. Den 
zweiten Platz belegte Mainz. Drittpla­
zierter wurde die Mannschaft aus 
Mannheim. Die beste Jugendgruppe 
kam aus Ravensburg. Sie erhielt den 
Wanderpreis der badenwürttember­
gischen Ordenskommende, den Silber­
teller des Ringtreflens und jeder Teil­
nehmer einen Taschenrechner. Den 
zweiten Platz belegte die Jugendgruppe 
Mainz. Dritter wurde Allershausen. 

Noch einmal trafen sich am Sonntag­
morgen die Johanniter mit ihren Freun­
den zu einem Gottesdienst in der Drei­
faltigkeitskirche, wo der bayerische 
Landespfarrer Aldebert die Predigt hielt. 
Die Lieder begleitete der Posaunenchor 
Leutkirch. 

Die Leutkircher JUH-Ortsgruppe hat 
in den zurückliegenden Wochen und 
Monaten Schwerstarbeit geleistet, damit 
das Jubiläumsprogramm reibungslos 
ablaufen konnte. Die Mühe hat sich 
gelohnt. Von allen Seiten durften die 
Verantwortl ichen den Dank für das ein­
fallsreiche Programm und die gute Or­
ganisation entgegennehmen. Und viele 
haben schon ihre Teilnahme am näch­
sten Ringtreflen zugesagt. 

Hans Hänle 
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"Sozialstation' , 
Vorstellung der Konzeption einer Bündelung ambulanter, 
gesundheits- und sozial pflegerischer Dienste 

Der folgende Beitrag aus einem Referat 
von Frau Maria Reichmann, Paderborn, 
beschäftigt sich mit der Konzeption 
von Sozial stationen im Rahmen der 
Neuorganisation der ambulanten und 
pflegerischen Dienste. Die Bündelung 
der Altenpflege - Krankenpflege - Fami­
lienpflege - im Rahmen der Sozialsta­
tion stellt ein Dienstangebot im ambu­
lanten Bereich dar und löst somit nach 
und nach die bisherigen Gemeindekran­
kenpflegestationen ab. Schwestern­
helferinnen und Pflegediensthelfer des 
MHD haben in den zurückliegenden 
Jahren neben dem ehrenamtlichen 
Krankenhausdienst auch viele Einsatz­
stunden in Gemeindepflegestationen 
geleistet. Durch den Rückgang der 
Einsatzrnöglichkeiten in Gemeindekran­
kenpflegestationen wird die Frage im­
mer dringlicher, in welcher Form eine 
freiwillige Mitarbeit von Helfern/ innen 
des MHD in Sozialstationen möglich 
wird. 

Um zunächst die Konzeption der neu­
geschaffenen Einrichtungen " Sozialsta­
tion" zu verdeutlichen, veröffentlichen 
wir mit freundlicher Genehmigung der 
Autorin die Zusammenfassung ihres 
Referates. Die Redaktion 

I. Zur Situation 

Ambulante und pflegerische Dienste 
entsprechen dem Wunsch der kranken 
und pflegebedürfligen Menschen, be­
sonders der alten Menschen, möglichst 
lange in der eigenen Häuslichkeit ver­
bleiben zu können . Ihre Bedeutung 
ist jedoch auch zu sehen auf dem Hin­
tergrund von Entwicklungen im Kran­
kenhauswesen. Man kann also sagen , 
daß diese Dienste für den Menschen 
in Krankheit, Alter und Unversorgtheit 
humaner, also meist ihrer jeweiligen 
Situation angepaßt sind. Außerdem 
sind sie in der Regel für die Gesell-

schaft kostengünstiger (obwohl sie Per­
sonalkosten-intensiver sind, ist der zen­
trierte Personaleinsatz effektiver!). Ihre 
Bedeutung liegt aber auch darin, daß 
sie in der Bevölkerung Bereitschaft 
und Kenntnisse für die Pflege der Alten 
und Kranken durch Familie und Nach­
barschaft wecken und vermitteln kön­
nen. Damit wirken sie dem Trend zur 
Institutionalisierung sozialer Dienste 
entgegen. Die primäre Verantwortung 
für die Pflege der Kranken und Alten 
muß im Nahbereich des Betroffenen 
verwirklicht werden. 

Gemessen an diesen Erwartungen ist 
die Situation der ambulanten Dienste, 
trotz einer Verbesserung in den letzten 
Jahren, nach wie vor in den meisten 
Bundesländern unbefriedigend. Wir 
registrieren einen rapiden Rückgang 
traditioneller Gemeindekrankenpflege­
stationen. Die Gründe dafür sind be­
kannt: Überalterung der SChwestem, 
schlechtes Image beim Nachwuchs, 
ungeregelte Arbeitszeit, permanente 
Überbelastung der Kräfte, gelegentlich 
auch noch untertarifliche Bezahlung 
bei leistungsschwachen kleinen Trägern 
u. a. 

11. Neuorganisation der ambulanten 
sozialen Pflegedienste 

Dieser Neuorganisation lag die folgende 
Zielvorstellung zugrunde: durch Rationa­
lisierung und Spezialisierung und durch 
verbesserte Administration soll eine 
situationsgerechte, ausgleichende und 
umfassende Versorgung der Bevölke­
rung sichergestellt werden; - durch 
Teamarbeit , Schaffung arbeitsteiliger 
Dienstmöglichkeiten, durch bessere 
Arbeitsbedingungen und Vergütung 
soll mehr Anziehungskraft auf den quali­
fizierten Nachwuchs und auf T eilzeitbe­
schäftigung erreicht werden; - durch 
Kooperation der verschiedenen Dienste 
(und zwar der Krankenpflege. der Alten-

pflege und der Familienpflege/ Dorfhilfe) , 
soll eine größere Übersicht und Erreich­
barkeit sowie eine größere Effizienz 
des Personaleinsatzes angestrebt wer­
den. 

Nicht zuletzt sollen durch Bemühungen 
um wirkliche Komplementarität von 
ambulanten und stationären Pflegedien­
sten Altenheime und Krankenhäuser 
sowie die Ärzte in der freien Praxis 
personell - und die Kostenträger finan­
ziell - entlastet werden. 

Leistungsstärkere, größere Träger und 
öffentliche Subventionen sollen diese 
gebündelten ambulanten Dienste finan­
ziell sicherstellen. 

Erst dort, wo im Bereich der ambulanten 
sozialpflegerischen Dienste diese Ziele 
erreicht wurden, kann man von einer 
"Sozialstation" sprechen. Die Bezeich­
nungen sind in den einzelnen Ländern 
immer noch unterschiedlich. Sie wech­
seln ab zwischen " Zentrale für ambu­
lante Pflegedienste", Zentralstation, 
Diakoniestation . Der Begriff " Sozial­
station" ist jedoch in den meisten Rege­
lungen und Erlassen der Länder einge­
gangen. 

Das Land Nordrhein-Westfalen definiert 
den Begriff " Sozial station" wie folgt: 

" Sozialstation ist eine Einrichtung, die 
die Bevölkerung innerhalb eines be­
stimmten Betreuungsbereichs mit ambu­
lanten, krankenpflegerischen und so­
zialpf1egerischen Dienstleistungen ver­
sorgt." Die meisten Bestimmungen 
der Länder zur "Sozial station" fixieren 
zudem 

111. Voraussetzungen tür eine optimale 
Arbeitsweise: 

Als wichtigste Voraussetzungen werden 
genannt: Abstimmung mit der örtlichen 
Sozialplanung. Dazu gehört Bedarfser­
mittlung zwecks Umgrenzung des Ein­
zugsbereiches. In der Regel geht man 
aus von 15000 bis 25000 Einwohnern 
je "Sozialstation" auf dem Lande, -
20000-60000 in der Stadt. Diese Fest­
legungen sind jedoch noch verhältnismä­
ßig willkürlich und basieren nicht auf 
einer exakten Feststellung des Bedarfs. 

Nachdem der deutsche Bundestag das 
Krankenversicherungskostendämp­
fungsgesetz mit der Beschlußempfeh­
lung verabschiedet hatte, die Bundesre­
gierung möge prüfen, in welcher Weise 
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Nicht nur in Krankenhäusem, auch in der Kranken-, Alten- und FamIlIenpflege im 
Rahmen der "SozialstatIon" besteht ein Aufgabengebiet für Schwesternhelferinnen. 

Oie "Sozialstation" kann ohne Schwe­
sternhelferlnnen und ehrenamtliche Helfer 
zur Unterstützung der hauptamtlichen 
Fachkräfte nicht auskommen. 

und in welcher Anzahl ambulante Kran­
kenpflegedienste gefördert werden kön­
nen, werden an die Freien Wohlfahrts­
verbände immer wieder Fragen nach 
dern voraussichtlichen Bedarf für häusli­
che Krankenpflege gestellt. Ich möchte 
deshalb auf diese Frage in diesem Zu­
sammenhang in besonderer Weise 
eingehen, weil hier Bedarfsterminarten 
eine Rolle spielen, die die Probleme 
in der Praxis der ambulanten Arbeit 
überhaupt deutlich machen. 
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Eine Rolle spielt unter diesem Betracht: 
die Krankenhauskapazität. Je geringer 
die Krankenhauskapazität in einem 
Gebiet ist, desto kürzer ist mit Sicherheit 
die Verweildauer, insbesondere wenn 
ambulante Dienste angeboten werden 
können. Mit geringerer Krankenhauska­
pazität ergibt sich also ein höherer Be­
darf an häuslicher Krankenpflege. Es 
ist also zu fragen, welche Rolle eine 
bessere Krankenhausbedarfsplanung 
und die Enmäglichung der nachstationä­
ren Behandlung sowie die Gestaltung 
der Pflegesätze im Zusammenhang 
mit der Ermittlung des Bedarfs an häus­
licher Krankenpflege spielen werden . 

Der Bedarf ist weiterhin abhängig 
von der Einweisung der Arzte. Es gibt 
einen offensichtlichen Zusammenhang 
zwischen Einweisungsneigung der Ärzte 
und Bedarf an häuslicher Kranken­
pflege. 

Ebenso ist anzunehmen, daß mit gerin· 
gerer Belegbenenzahl der Bedarf an 
Ambulanz steigen wird. 

Zu nennen ist auch die unterschied· 
liche Verweildauer im Krankenhaus. 
Für viele Patienten ist die Verweildauer 
im Krankenhaus nicht zuletzt deshalb 
höher, weil sie nicht ohne entspre· 
chende soziale Hilfen in ihre Häuslich· 
keit entlassen werden können . 

Eine wichtige Frage für die " Sozialsta­
tion" ist die Bestimmung des Stand­
ortes. Hier gilt es, die zentral-örtliche 
Gliederung zu berücksichtigen und auch 
die Nähe zu anderen sozialen Einrich-

tungen , zu Krankenhäusern und Alten­
heimen. 

Entscheidend wichtig für das Funktionie­
ren einer "Sozialstation" ist die Zusam­
menfassung der Fach- und Hilfskräfte 
in Dienstgruppen und ihr planvoller 
Einsatz. Dazu gehört die zentrale An­
laufsteIle zur Annahme der Pflegewün­
sche und die Einteilung des gesamten 
Versorgungsbereichs in regionale Ein­
satzgebiete fur die einzelnen Kräfte. 
Damit soll der personale Bezug und 
die Gemeindeorientierung des zentral 
organisierten Dienstes gewährleistet 
sein . (Das heißt also, daß die Dienste 
der Kranken- und Altenpflege sowie 
die der Familienpflege und Dorfhilfe 
in den Stationen nur organisatorisch, 
nicht unbedingt räumlich zusammenge­
faßt werden.) 

Etliche " Sozialstationen", die nach die­
sen Zielvorstellungen aufgebaut wurden , 
haben nun bereits die Modellphase 
hinter sich. 

IV. Formen der Trägerschaft der Or­
ganisation und der Finanzierungs· 
möglichkeiten 

Hinsichtlich der Trägerschaft gibt es 
eine Reihe von Alternativen. Als Träger 
kommen die Verbände der Freien Wohl­
fahrtspflege, die Kirchen und kommu­
nale Gebietskörperschaften in Betracht. 

Zur Erleichterung der ihr gestellten Auf­
gabe pflegt die " Sozialstation" enge 
Zusammenarbeit mit der Arzteschaft, 
den Sozialleistungsträgern, Kranken­
häusern, Alteneinrichtungen, insbeson­
dere allen Institutionen, Beratungsstellen 
und Dienststellen der Verbände der 
Freien Wohlfahrtspflege und der Kir­
chen. 

Hinsichtlich der Arbeitsweise entspre­
chen sich die meisten " Sozialstationen". 
Es gibt eine zentrale Leitung, die den 
Einsatz der Fachkräfte bestimmt. Der 
Leitung obliegt auch die Regelung der 
Vertretung, die Abhaltung von Dienstbe­
sprechungen, die Vorbereitung des 
jeweiligen Einsatzes und der Austausch 
von Erfahrungen. 

Bei der institutionellen Förderung haben 
Gebietskörperschaften und Länder eine 
besondere Verantwortung bzw. Verpflich­
tung. Bei der Finanzierung der " Sozial­
station" ist zu unterscheiden nach insti­
tutioneller Förderung und Kostenersatz 
im Einzelfall. Die Leistungsentgelte 
der Patienten müssen in Grenzen blei­
ben. Sie dürfen sich nicht als Barriere 
für die Inanspruchnahme erweisen . 
Die Gefahr besteht vor allem bei der 
Familienpflege wegen der in der Regel 
längeren Dauer der Inanspruchnahme. 

(Fortsetzung folgt) 



DeUTSOHer FeuerweHrverBanD €~t~ l) 
WIBERA - Grundsatzstudie 
und ORBIT-Studie 
Stellungnahme des DFV für den Bereich 
der Freiwilligen Feuerwehren 

Im Herbst 1978 leglen der Deutsche 
Städtetag (DST) und das Bundesmini­
sterium für Forschung und Technologie 
(BMFT) die Grundsatzstudie Feuerwehr 
vor. Die von der WIBERA AG und 
PORSCHE AG erstellten Gutachten 
sollen eine " Optimierung des Einsatzes 
der Feuerwehren unter Berücksichtigung 
verbesserter Fahrzeugtechniken" er­
möglichen . Auftraggeber der WIBERA­
Studie ist der DST. Die WIBERA- und 
PORSCHE-Studie wurden durch das 
BMFT finanziert . Beide Gutachten erfor­
derten einen finanziellen Aufwand von 
ca. drei Millionen DM. 

Die zunehmende Kostenbelastung der 
Städte und somit wirtschaftliche und 
organisatorische Fragestellungen wur­
den vom DST zum Anlaß genommen, 
die Grundsatzstudie in Auftrag zu ge­
ben. Mit Hilfe der Studie sollen den 
politisch Verantwortlichen Entschei­
dungsgrundlagen zur Bemessung des 
zur Risikoabdeckung erforderlichen 
Feuerwehrpotentials an die Hand gege­
ben werden . 

Zielvorgabe 
Personalkosteneinsparung 

Bereits im Oktober 1975 veröffentlichte 
der Gutachter der WIBERA, Dr.-Ing . 
Beyerle, Düsseldorf, in der Zeitschrift 
" Städtetag" den Artikel " Kann man 
bei der Feuerwehr Geld sparen?" Mit 
der Zielvorgabe der Personaleinsparung 
wurde dann die Grundsatzstudie erar­
beitet. Dabei wurde diese Studie aulge­
baut auf statistischem Material von 
59 der 67 bestehenden Berufsfeuerweh­
ren und von 10 Freiwilligen Feuerweh­
ren mit hauptamtlichen Wachen , die 
aber für die Freiwilligen Feuerwehren 
keinesfalls als repräsentativ gelten kön­
nen. 

Freiwillige Feuerwehren 
in der Grundsatzstudie 

Der DFV stellte nach Abstimmung mit 
dem Deutschen Feuerwehrausschuß 
im August 1979 fest , daß die Grund-

satzstudie " Feuerwehr" der WIBERA 
die Freiwilligen Feuerwehren der Bun­
desländer nicht berührt, da die erklärte 
Zielvorgabe - Einsparung von Personal­
kosten - für diesen Bereich des abweh­
renden Brandschutzes nicht zutrifft. 

Aus sicherheits- und gesellschaftspoliti­
schen Gründen kann die bestehende 
Zahl von Freiwilligen Feuerwehren und 
die Anzahl von freiwilligen Feuerwehr­
angehörigen in keinem Bundesland 
verringert werden. Die Freiwilligen 
Feuerwehren der Bundesländer sind 
deshalb von der Grundsatzstudie nicht 
betroffen. 

Die Grundsatzstudie "Feuerwehr" 
schlägt auch die verstärkte Inanspruch­
nahme von Freiwilligen Feuerwehren 
in den Städten mit Berufsfeuerwehren 
vor. Insoweit dies durch organisatori­
sche Maßnahmen erreicht werden kann, 
wird seitens der Freiwilligen Feuerweh­
ren kein Einwand erhoben. Solche 
Überlegungen können jedoch nur Platz 
greifen, wenn Einvernehmen zwischen 
dem Träger der Feuerwehren und den 
beteiligten Sparten Berufs- und Freiwil­
lige Feuerwehr besteht. 

"Taktischer Löschzug" 

Die Grundsatzstudie beschäftigt sich 
unter anderem auch mit der Personal­
stärke des " Taktischen Löschzuges". 

In der Studie kommt die WIBERA zur 
Erkenntnis, " daß 85 % aller Brände 
mit weniger als 12 Einsatzkräften erfolg­
reich bekämpft werden". Dies mag nach 
der Einsatzstatistik der Berufsfeuerweh­
ren richtig sein. Die AGBF stellt demge­
genüber in einer Stellungnahme vom 
6. 4. 1979 fest, daß zur Lösung eines 
"kritischen Einsatzfalles" mindestens 
16 Einsatzkräfte notwendig sind. Beide 
Theorien gelten wegen anderer Struktu­
ren für den Einsatz der Freiwilligen 
Feuerwehren nicht, es kann deshalb 
die Veränderung der Personal stärke 
für einen Löschzug der Freiwilligen 
Feuerwehr nicht in Erwägung gezogen 
werden . Der DFV hält die Bezeichnung 
" Taktischer Löschzug" mit 12 oder 
16 Mann Stärke für die Freiwilligen 

Diese Selten 
erscheinen In 
Verantwortung des 
Deutsc hen 
Feuerwehrverbandes 

Feuerwehren für falsch. Vielmehr muß 
für den Einsatz, die Ausrüstung und 
Ausbildung Freiwilliger Feuerwehren 
der bisherige Löschzug mit 22 Mann 
beibehalten bleiben. Die WIBERA hätle 
besser daran getan, ihren " Taktischen 
Löschzug" mit " Mindestausrückestärke 
eines Löschzuges zur Bekämpfung 
eines kritischen Einsatzfalles" zu be­
zeichnen . Für den Bereich der Freiwilli­
gen Feuerwehren muß auch in der Zu­
kunft die bisherige Form des Löschzu­
ges beibehalten werden, zumal in ihrem 
Bereich auch keine Personalprobleme 
im Hinblick auf deren Kosten bestehen. 

Standortbestimmung 
fü r Feuerwehren 

Die Grundsatzstudie behandelt auch 
die Standortbestimmung für Feuerwa­
chen der Feuerwehren unter der Be­
rücksichtigung der Personal verdünnung 
und der Anwendung neuer Technolo­
gien , d . h. neuer Löschfahrzeuge und 
Geräte. Die dafür aufgestellien Theorien 
werden kaum ausreichen, um für die 
Berufsfeuerwehren zu einer anderen 
Standortverteilung zu kommen. Für 
die Freiwilligen Feuerwehren ist die 
aufgezeigte "Standortoptimierung" un­
interessant, weil sich die Standorte 
der Wachen nach der Lage der vorhan­
denen Städte und Gemeinden innerhalb 
eines Schutzgebietes und den Wohn­
plätzen der Feuerwehrangehörigen 
richtet. 

System ORBIT 

Die Grundsatzstudie " Feuerwehr" 
wurde auch Grundlage für das von 
der Dr.-Ing. Porsche AG entwickelte 
"System zur Optimierung, Rettung, 
Brandbekämpfung mit Integrierter Tech­
nischer Hilfeleistung". Dieser For­
schungsauftrag wurde vom Bundesmini­
ster für Forschung und Technologie 
in Verbindung mit dem Deutschen Städ­
tetag und der W IBERA an die Dr.-Ing. 
F. Porsche AG vergeben. Die erste 
Phase des Forschungsauftrages, die 
" Definitionsstudie", ist abgeschlossen. 
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Der Sachverständigen kreis .. Sicherheit 
und Brandbekämpfung" beim BMFT 
hat in seiner Sitzung vom 9. 8 . 1979 
dem BMFT empfohlen, die 2. Phase 
.. Durchführbarkeits-Studie" als An­
schlußauftrag zu vergeben, um über­
haupt die technische Durchführbarkeit 
des ORBIT-Systems zu überprüfen. 

Die Porsche AG sagt in einer Defini­
tionsstudie über 

Ziet und Aufgabe von ORBtT: 

.. Gesamtziel des Projektes ist es, den 
Berufs- und Freiwilligen Feuerwehren 
der Bundesrepublik Deutschland eine 
Fahrzeugfamilie als Nachfolger und 
Ergänzung der gegenwärtigen Einsatz­
fahrzeuge entwicklungsmäßig vertügbar 
zu machen. 

Die Nachfolgegeneration soll unter Be­
achtung von Nutzen und Kosten sowie 
bestimmter unabänderlicher sachlicher 
Gegebenheiten auf technischem, perso­
nellem und organisatorischem Gebiet 
potentielle Verbesserungen aufweisen. 

Bei der lastenheftmäßigen Funktions­
beschreibung soll das gesamte Ein­
satzspektrum der Organisation der 
Berufs- und Freiwilligen Feuer-
wehren mit Brandbekämpfung und 
Technischer Hilfeleistung berücksichtigt 
werden . Ausgehend von der Ist-Stand­
Analyse sollen neben den Konstruk­
tionsmerl<malen der Fahrzeugfamilie 
auch die Anforderungen an die wesent­
liche technische Ausstattung ermillelt 
und Lösungsvorschläge dargestellt wer­
den." 

Aus dieser AufgabensteIlung ist zu er­
kennen, daß die Porsche AG der Mei­
nung ist, das ORBIT-System könne 
auch für die Freiwilligen Feuerwehren 
durchgesetzt werden, obwohl die 
Grundlagen der Studie sich ausschließ­
lich auf die Statistik der Berufsfeuerweh­
ren stützen . 

Nein zu ORBIT 

Es kann mit Sicherheit festgestellt wer­
den, daß das ORBIT-System für den 
Bereich der Freiwilligen Feuerwehren 
nicht anwendbar ist. Es wird weder 
in seiner technischen Ausstattung noch 
in seiner Besatzungsart und noch weni­
ger hinsichtlich der Standortoptimierung 
den Belangen der Freiwilligen Feuer­
wehren gerecht. 

Fortbestand von Normfahrzeugen 

Oie Freiwilligen Feuerwehren werden 
aufgrund der Gemeindestruktur auch 
in der Zukunft Löschfahrzeuge ver­
schiedener Größenordnungen brauchen. 
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Dies ist allein schon abhängig von den 
zu erwartenden Einsatzarten, der Ge­
meindegröße und den finanziellen Mög­
lichkeiten der Gemeinden. 

Die ORBIT-Studie spricht davon, daß 
nach Einführung des ORBIT-Systems 
77 % der Feuerwehrhäuser der Freiwil­
ligen Feuerwehren nur noch mit einem 
Tragkraftspritzenfahrzeug ausgestattet 
sein werden . gegenüber 41 % bisher. 

Aufgrund welcher ErI<enntnisse die 
Porsche AG zu solchem Pauschalurteil 
kommt, ist unerfindlich. Der DFV sieht 
darin den Versuch, den Einsatzwert 
der Freiwilligen Feuerwehren nicht zu 
verbessern, sondern herabzumindern. 

Produktion und Marktanteil 

Bei der Durchführbarkeitsstudie sollten 
die Verantwortlichen auch den Marl<t­
und Produktionsanteil der Feuerwehr­
sparten bei der bundesdeutschen Feu­
erwehrgeräteindustrie in Erwägung 
ziehen . Nur rd . 6 % der Fahrzeugpro­
duktion der Mitgliedsfirmen der Fach­
gemeinschaft .. Feuerwehrlahrzeuge 
und -geräte" gehen in den Bereich 
der Berufsfeuerwehren, hingegen 90 % 
in den Bereich der Freiwilligen Feuer­
wehren . Der DFV glaubt, daß bereits 
durch dieses Produktionsverhältnis 
das ORBIT-System sich selbst ad ab­
surdum führt . Eingang in den Bereich 
der Freiwilligen Feuerwehren wird OR­
BIT nicht finden können , zumal dieses 
System für die Freiwilligen Feuerwehren 
keine finanziellen Verbesserungen 
bringt, sondern kostenautwendiger ist. 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
schließt sich in der technischen Bewer­
tung den Überlegungen von Dipl.-Ing . 
Gullenberg, Ulm, (Referat anläßlich 
der Vollversammlung der AGBF am 
19. 3. 1979) an. 

Zusammenfassung 

Für den Bereich der Freiwilligen Feuer­
wehren kommt der DFV durch Beschluß 
im Deutschen Feuerwehrausschuß zu 
folgendem Ergebnis: 

1. Grundsatzstud ie "Feuerwehren" 
der WtBERA 

Diese Studie wurde vorrangig erstellt 
unter dem Gesichtspunkt der Personal­
verdünnung der Berufsfeuerwehren. 

Daß dabei auch eine Einbeziehung 
der Freiwilligen Feuerwehren in den 
Einsatzdienst der Berufsfeuerwehren 
erfolgte, ist ein zwangsweises, vielleicht 
auch beim Verlasser erwünschtes Ne­
benprodukt. Untersucht wurden 59 der 
67 Berufsfeuerwehren und 10 größere 

Freiwil lige Feuerwehren mit hauptamtli­
chen Wachen , d. h. 0,1 % der mehr 
als 9000 Freiwilligen Feuerwehren der 
Bundesrepublik. Die dabei gewonnenen 
Erkenntnisse können keine Aussage 
machen über die Anwendung der 
WIBERA-Studie und des ORBIT-Sy­
stems im Bereich der Freiwilligen Feu­
erwehren. 

Als Grundsatzstudie wird die Leistung 
der WIBERA für den abwehrenden 
Brandschutz der Bundesrepublik 
Deutschland begrüßt. Ihre Anwendung 
für die Freiwilligen Feuerwehren wird 
mangels echter Aussagekraft abgelehnt. 

2. Definilionsstudie ORBIT 
der Porsche AG 

Aufgrund der Grundsatzstudie " Feuer­
wehr" der WIBERA entwickelte die 
Porsche AG ein System zur Optimie­
rung, Rettung, Brandbekämpfung mit 
integrierter Technischer Hilfeleistung. 
Der Porsche AG wird für diese nicht 
betriebsblinde Studie Anerl<ennung 
gezollt. 

Für die Freiwilligen Feuerwehren ist 
der Hauptau~rag, ein neues Feuerwehr­
fahrzeugsystem zu entwickeln, nicht 
annehmbar. Sicherlich werden Neben­
prOdukte diese r Forschung auch im 
Bereich der Freiwilligen Feuerwehren 
Eingang linden können. 

Die Freiwilligen Feuerwehren werden 
auch in der Zukunft unterschiedliche 
Feuerwehrfahrzeuge benötigen. Diese 
zu entwickeln, wird auch künftig ge­
meinsame Aufgabe von Anwendern 
und Herstellern im FNFW des DIN sein. 

Die Definitionsstudie ORBIT der Por­
sehe AG läßt sich nicht im Bereich der 
Freiwilligen Feuerwehren realisieren, 
weil alle statistischen Grundlagen aus 
der Grundsatzstudie " Feuerwehr" der 
WIBERA übernommen wurden. 

Zum Personalbestand der Freiwilligen 
Feuerwehren ist nachzutragen, daß 
derselbe auf dem heutigen Stand erhal­
ten werden muß. Personalkosten spie­
len in diesem Bereich keine entschei­
dende Rolle. Aus sicherheits- und ge­
seIlschaftspolitischen Gründen darf 
kein freiwilliger Feuerwehrmann in den 
deutschen Bundesländern eingespart 
werden . Dazu wird auch kein staatspoli­
tisch Verantwortlicher bereit sein. In 
einer Zeit negativer Bürgerinitiativen 
soll unsere auf freiheitliche Demokratie 
aufgebaute Republik froh sein über 
die Bereitschaft zum selbstlosen Dienen 
durch die älteste und staatstragende 
Bürgerinitiative "Freiwillige Feuerwehr" . 

Albert Bürger 
Präsident des DFV 



Hoffnung auf rasche Novellierung 
hat sich zerschlagen 
Sachstandsbericht zum Thema " Feuerschutzsteuergesetz" 

Oie Hoffnungen der Feuerwehren in 
den Bundesländern auf eine rasche 
Novellierung des Feuerschutzsteuerge­
setzes haben sich zerschlagen. Es 
kann heute schon abgesehen werden, 
daß die Novelle eines Feuerschutzsteu­
ergesetzes nicht, wie Anfang dieses 
Jahres erhofft, zum 1. Januar 1980 
in Kraft treten wird. Damit aber gehen 
dem abwehrenden Brandschutz in der 
Bundesrepublik weitere Finanzmittel 
verloren, was sich in einem weiteren 
Absinken der Leistungskraft besonders 
der Freiwilligen Feuerwehren auswirken 
wird . 

Im Nachstehenden stelle ich den Sach­
stand per Juli 1979 dar, wie er sich 
zu Beginn der Parlamentsferien darstell­
te. Er wird an hand von Äußerungen 
der im Bundestag vertretenen Fraktio­
nen aufgezeigt und mit zusätzlichen 
Kommentaren versehen . 

Beratungen im Finanzausschuß 
des Bundestages 

Der Gesetzentwurf für eine Novelle 
des Feuerschutzsteuergesetzes wurde 
im Bundesrat durch die Länder Schles­
wig-Hoistein, Niedersachsen , Nord­
rhein-Westfalen und Hessen einge­
bracht und über die Bundesregierung 
dem Bundestag zugeleitet. Der Bundes­
tag verwies den Gesetzentwurf in 1. Le­
sung am 9. November 1978 an den 
Finanzausschuß, der sich in vier Sitzun­
gen, nämlich am 15. November 1978, 
am 7. Februar 1979, am 30. Mai 1979 
und am 13. Juni 1979 damit befaßte. 

Der derzeitige Stand der Ausschußbera­
tungen ist folgender: 

In der ersten Sitzung des Finanzaus­
schusses am 15. November 1978 wurde 
über die Notwendigkeit des Feuer­
schutzsteuergesetzes verhandelt mit 
dem Ergebnis, die Gesamtthematik 
in den Fraktionen noch einmal zu bera­
ten und zu späterem Zeitpunkt im 
Finanzausschuß weiter zu verhandeln. 

In der zweiten Sitzung des Finanzaus­
schusses am 7 . Februar 1979 wurden 

"Änderungsanträge eingebracht und 

insbesondere über die Verteilung des 
Aufkommens verhandelt. Diese Bera­
tung schloß mit dem Ergebnis ab, daß 
die Beschlußfassung zurückgestellt 
wird , insbesondere wegen einer erneu­
ten Prüfung der verfassungsrechtlichen 
Fragen. Nach Vorliegen des erbetenen 
Materials, insbesondere zu § 11 , und 
des Prüfungsergebnisses zu verfas­
sungsrechtlichen Fragen sollte weiter 
beraten werden . Die Vorsitzende des 
Finanzausschusses, Frau Liselotte 
Funcke, stellte aber auch den Ländern 
anheim, die Notwendigkeit des Geset­
zes selbst noch einmal kritisch zu 
prüfen. 

In der dritten Sitzung am 30. Mai 1979 
war ausschließlicher Diskussionspunkt 
die Zerlegungsregelung des Steuerauf­
kommens zwischen den Ländern nach 
§ 11. Hierfür lag eine Neuformulierung 
vor, die die Länder-Finanzreferenten 
im Einvernehmen mit dem BMF erarbei­
tet hatten. Gegen diese, bisher als ver­
fassungsgemäß bezeichnete Formulie­
rung hatte nun die Versicherungswirt­
schaft Bedenken. Die Beratung schloß 
mit der Aufforderung an Bund, Länder 
und Versicherer ab, über die Bestim­
mungen § 11 , " Zerlegungsregelung", 
zu einem Einvernehmen zu kommen. 

Leider .konnte auch in der vierten Sit­
zung am 13. Juni 1979 kein Einverneh­
men und damit auch keine Verabschie­
dung der Novelle im Finanzausschuß 
erzielt werden . Den Ländern wurde 
aufgegeben, eine verfassungsgemäße 
Zerlegungsregelung baldigst zur Endbe­
ratung vorzulegen. 

Nach diesen vier Beratungen im Fi­
nanzausschuß des Bundestages liegt 
der "Schwarze Peter" eindeutig bei 
den Finanzreferenten der Länder. Die 
Feuerwehren aller Bundesländer erwar­
ten deshalb eine rasche Verabschie­
dung - in gegenseitigem Einverneh­
men - der angeforderten Änderungen 
für eine verfassungsgemäße Zerle­
gungsregelung des § 11 . Die Feuerweh­
ren sind aber auch enttäuscht darüber, 
daß es den Finanzministern der Länder 
nicht gelungen ist, einen verfassungs­
konformen Gesetzentwurf vorzulegen. 

Versicherungswirtschall und Länder 
zu § 11 Zerlegungsregelung 

Zunächst werden nachstehend Ausfüh­
rungen der Versicherungswirtschaft 
und von Ländervertretern zu § 11 "Zer­
legungsregelung" wiedergegeben: 

1. Im " Handelsblatt" vom 22. Mai 1979 
wird die Meinung der Versicherungswirt­
schaft wie folgt wiedergegeben: 

" Die vor allem von den Ländern betrie­
bene bundesweite Vereinheitlichung 
und Erhöhung der Feuerschutzsteuer 
gerät in die Klemme. Denn der Gesamt­
verband der Deutschen Versicherungs­
wirtschaft hat jetzt dem Finanzausschuß 
des Bundestages mitgeteilt, die Asse­
kuranz könne nicht bzw. nur unter wirt­
schaftlich unvertretbarem Autwand die 
dafür erforderlichen Daten liefern. 

Die Länder wollen das ihrer Meinung 
nach veraltete, als Landesrecht fortgel­
tende Feuerschutzgesetz von 1939 
durch ein Feuerschutzgesetz des Bun­
des ersetzen. Das bedeutet jedoch, 
daß gemäß Artikel 107 des Grundgeset­
zes ein hieb- und stichfestes Verfahren 
für die Verteilung des Steueraufkom­
mens auf die einzelnen Länder kreiert 
werden muß. Der bislang geltende ein­
fache Verteilungsschlüssel reicht dann 
nicht mehr aus. Die Steuerexperten 
von Bund und Ländem haben denn 
auch zu diesem Zweck bereits einen 
komplizierten neuen Paragraphen 11 
des Feuerschutzsteuergesetzes ausge­
tüftelt. 

Wenn dieser in Kraft träte, müßten die 
Versicherungsunternehmen jedoch 
exakt nachweisen, in welchem Bundes­
land welche Objekte wie versichert 
sind. Die Bemessungsgrundlage der 
Feuerschutzsteuer sind nämlich die 
Prämien für Feuerversicherungen. Da 
der Bundesrat auch den ,Feuerantei!' 
verbundener Hausratsversicherungen 
und verbundener Gebäudeversicherun­
gen wieder der Feuerschutzsteuer un­
terwerfen will, müßten die Versicherer 
mehr als 21 Mil!. Verträge über verbun­
dene Hausratsversicherungen, 5,3 Mill. 
über verbundene Gebäudeversicherun­
gen und 11 ,3 Mil!. Verträge über Feuer-
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versicherungen länderspezifisch auf­
listen. 

In ihrem Schreiben an den Finanzaus­
schuß betont die Assekuranz deshalb, 
nur in der verbundenen Hausratversi­
cherung entspreche die Anzahl der 
Verträge der Ziffer der Risiken. Bei 
der Gebäude- und der Feuerversiche­
rung unterschreite dagegen die Zahl 
der Verträge deutlich die der Risiken. 

Mehrere Risiken - zum Teil in verschie­
denen Bundesländern - seien oft in 
einer Police zusammengefaßt. ,Selbst 
die Versicherer mit EDV-Anlagen sind 
zur Zeit nicht in der Lage, solche Nach­
weise zu liefern, weil ihre Versiche­
rungsbestände weder länderweise noch 
nach Gelegenheitskriterien geordnet 
sind.' Angesichts eines Aufkommens 
von 177 Mitt. (1978) wäre eine Nach­
weispflicht für die rund 400 Feuerversi­
cherungsunternehmen darüber, in wei­
chem Land sich ihre Objekte befinden, 
wirtschaftlich unvertretbar. ,Der Baga­
tellsteuervorwurf - niedriges Aufkom­
men bei hohem Verwaltungsaufwand -
würde voll zutreffen.' 

Auch gegen die geplante Erhöhung 
der Steuersätze haben die Versicherun­
gen Einwände. Zur Zeit beträgt die 
Feuerschutzsteuer, die zweckgebunden 
,zur Förderung des Feuerlöschwesens 
und des vorbeugenden Brandschutzes' 
kassiert wird, 12 % der Versicherungs­
entgelte bei öffentlich-rechtlichen Versi­
cherungsunternehmen, ,wann die Versi­
cherung aufgrund eines gesetzlichen 
Zwangs oder Monopols entsteht'. 6 ~o 
werden hier bei freiwillig abgeschlosse­
nen Verträgen erhoben. Die Prämien 
bei privaten Versicherungsuntemehmen 
werden dagegen nur zu 4 % zur Steuer 
herangezogen. 

Dieses Gefälle ist dem Bundesrat ein 
Dom im Auge. Er möchte daher den 
Steuersatz für freiwillig abgeschlossene 
Policen bei öffentlich-rechtlichen und 
privaten Versicherungsuntemehmen 
auf 6 % vereinheitlk:hen. Auf diese 
Weise kämen 40 Mill . DM mehr in die 
Feuerwehrkassen, 20 Mill. DM kämen 
durch die von den Ländern verlangte 
Wiedereinbeziehung der verbundenen 
Hausrat- bzw. Gebäudeversicherungen 
hinzu. Die Bundesregierung plädiert 
hingegen für einen Kompromlß von 
5 %. 

Der Versicherungs verband rechnet 
indes vor, daß selbst diese Kompromiß­
ziffer noch eine Steuererhöhung von 
rund 35 Mitt. DM bedeute, ,das heißt. 
eine Aufkommenserhöhung von ca. 
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20 % und eine Erhöhung der Steuerlast 
allein für die privaten Versicherungs­
unternehmen von ca. 50 %. Steuerer­
höhungen dieser Größenordnung sind 
gegenwärtig politisch unvertretbar.' 

Für die Branche tolerabel sei allenfalls 
die Wiedereinbeziehung der verbunde­
nen Gebäude- und Hausratversicherung 
und ein einheiUicher Satz von 4 %. 
Dies führe immer noch zu einem Steu­
ermehraufkommen von rund 15 Milt. 
DM." 

2. Demgegenüber bestehen bei den 
Ländern folgende Meinungen: 

Die Versicherungswirtschaft hat in der 
Vergangenheit auf den verschiedensten 
Wegen versucht, die Novellierung des 
Feuerschut~steuergesetzes von 1939 
zu hintertreiben. Nachdem sowohl die 
Länder als auch besonders der Deut­
sche Feuerwehrverband und die Lan­
desfeuerwehrverbände sich massiv 
für die Novellierung eingesetzt haben, 
ist nunmehr scheinbar die Novellierung 
möglich unter der Voraussetzung, daß 
für den § 11 (Zerlegung des Aufkom­
mens) der Novelle eine Lösung gefun­
den wird. Die Versicherungswirtschaft 
und ihre Lobby hat es verstanden , 
glaubhaft zu machen, daß eine Feststel­
lung der einzelnen Versicherungsbei­
träge durch die VerSicherungsunter­
nehmen nur mit erheblichem verwal­
tungstechnischem und damit finanziel­
lem Aufwand möglich sei. Nachdem 
der Finanzausschuß des Bundestages 
sich diese Auffassung zu eigen machte, 
versucht der Bundesminister der Finan­
zen nunmehr eine Zer1egung des Feu­
erschutzsteueraufkommens fur die ein­
zelnen Länder nach statistischen Wer­
ten , die jeweils dem statistischen Jahr­
buch der Bundesrepublik Deutschland 
entnommen sind. Die vom Bundesamt 
für Finanzen erarbeiteten Unterlagen 
gehen von einer Aufteilung nach Feuer­
versicherung (hauptsächlich Industrie­
feuerversicherung), verbundene Haus­
rat- und verbundene Gebäudeversiche­
rung aus. 

3. Der Bundesminister für Finanzen 
sieht die Problematik der Zerlegungsre­
gelung in einem Schreiben an die Fi­
nanzminister der Länder so: 

" Nach dem Ergebnis meiner Umfrage 
ist davon auszugehen, daß die dem 
Finanzausschuß des Deutschen Bun­
destages in einer Neufassung des § 11 
des Entwurfs vorgeschlagene Regelung 
nicht durchsetzbar sein wird . weil die 
von der Versicherungswirtschaft vorge­
tragenen Bedenken nicht entkräftet 

werden können. Die weitere Behandlung 
des Gesetzenfwurfs wird meines Erach­
tens weitgehend davon abhängen, ob 
es gelingt, eine andere Regelung fur 
die Zerlegung des Feuerschutzsteuer­
aufkommens zu finden . Insoweit ist 
die Besprechung der Finanzreferenten 
am 6. Juni 1979 in Berlin leider ohne 
Ergebnis geblieben. Im Hinblick darauf, 
daß es sich um einen Gesetzentwurf 
des Bundesrates handelt und das Ge­
setz der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, kann jedoch nach meinem Ver­
ständnis ein neuer Vorschlag für die 
Zerlegung nur unter Mifwirkung der 
Länder zustande kommen. Diese Auf­
fassung ist auch Im Finanzausschuß 
des Deutschen Bundestages zum Aus­
druck gekommen. 

Das von mir eingeschaltete Bundesamt 
für Finanzen geht nach ersten überle­
gungen davon aus, daß das Aufkommen 
der Feuerschutzsteuer aufgrund statisti­
scher Unterlagen bei der Feuerversiche­
rung nach der Zahl der Arbeitnehmer 
in bestimmten Wirtschaftsbereichen, 
bei der verbundenen Gebäudeversiche­
rung nach der Anzahl der Wohngebäu­
de, nach der Anzahl der Wohnungen 
und bei der verbundenen Hausratversi­
cherung nach der Zahl der Haushalte 
zerlegt werden könnte. Ich wäre fur 
eine Mlnellung dankbar, ob Sie in 
dem vorliegenden Vorschlag 
einen Ansatz tür eine brauchbare Lo­
sung sehen, und würde es begrüßen, 
wenn Sie Anregungen tür eine mögli­
cherweise bessere Lösung geben könn­
ten. Insbesondere wird zu überlegen 
sein, wie bei der Zerlegung der Tatsa­
che Rechnung getragen werden kann, 
daß der Arbeitsberelch der öffentlich­
rechtlichen Zwangs- und Monopolversi­
cherer regional begrenzt ist und bei 
diesen Versicherern der höhere Steuer­
satz von 12 v. H. Anwendung findet ." 

Aus diesen drei unterschiedlichen Äuße­
rungen geht klar hervor, daß es den 
Ländern schwerfallen wird, eine Zerle­
gungsregelung zu finden, die alle Betei­
ligten zufriedenstellen wird. 

Stellungnahmen 
der Bundestagsfraktionen 

Oie im Bundestag vertretenen und somit 
auch im Finanzausschuß mitwirkenden 
Parteien haben nachstehende Erklärun­
gen zur Feuerschutzsteuer abgegeben: 

Haltung der SPD-Frakl ion 

Die SPD-Bundestagsfraklion hat durch 
Abgeordnete verschiedener Parteigrup­
pierungen und durch ihre Haltung im 
bisherigen gesetzgeberischen Verfahren 



deutlich werden lassen, daß sie das 
Feuerschutzsteuergesetz als Bundesge­
setz novellieren will . Der steuerpolitische 
Sprecher der SPD, der Abgeordnete 
Gunter Huonker, hat mir zum Sachstand 
der Feuerschutzsteuer am 11 . Juli 1979 
folgendes mitgeteilt: 

.. Gestatten Sie mir als dem steuerpoliti­
schen Sprecher der SPD-Bundestags­
fraktion in diesem Zusammenhang ei­
nige Bemerkungen zum Beratungsstand 
des vom Bundesrat eingebrachten Ent­
wurfs eines Feuerschutzsteuergesetzes. 

Der Gesetzentwurf konnte im Finanz­
ausschuß nun doch nicht vor der Som­
merpause verabschiedet werden. Ent­
scheidend dafür ist: Dieser Gesetzent­
wurf enthält keine verfassungsrechtlich 
haltbare Bestimmung über die Auflei­
lung des Feuerschutzaufkommens zwi­
schen den Ländern. Der diese Frage 
regelnde § 11 des Entwurfs wäre wegen 
Verstoß gegen Artikel 107 Grundgesetz 
verfassungswidrig. Dies wurde erst 
im Laufe der Beratungen im Finanzaus­
schuß erkannt. Es ist jetzt einhellige 
Meinung aller im Finanzausschuß ver­
tretenen Fraktionen , der Bundesregie­
rung und vor allem auch der Länder, 
daß aus zwingenden verfassungsrechtli­
chen Gründen in den Entwurf eines 
Bundesfeuerschutzgesetzes eine Be­
stimmung aufgenommen werden muß, 
in der die Auf teilung des Steuerauf­
kommens zwischen den Ländern so 
vollständig geregelt wird, daß jedes 
Land daraus die Höhe des ihm zuste­
henden Steueranteils ermilleln kann. 

Eine Aufteilungsregelung , die den An­
sprüchen des Verfassungs rechts ent­
spricht und zugleich für die Praxis prak­
tikabel ist, konnte trotz intensiver Bera­
tungen des Finanzausschusses noch 
nicht gefunden werden; auch die Länder 
konnten bislang einen solchen Vor­
schlag nicht vortegen. 

Der Finanzausschuß war sich in seiner 
letzten Sitzung vor der Sommerpause 
am 12. Juni 1979 darin einig, daß es 
jetzt Aufgabe der Bundesländer als 
Initiatoren des Gesetzentwurfes und 
als die Gebietskörperschaften, denen 
das Feuerschutzsteuereinkommen zu­
fl ießt, ist, einen von allen Ländern ge­
tragenen , verfassungsrechtlich haltbaren 
und praktikablen Aufteilungsvorschlag 
vorzulegen . Erst dann kann der Gesetz­
entwurf im Finanzausschuß des Bun­
destages abschließend beraten werden . 

Das Bundesfinanzministerium sagte 
zu, den Ländern unverzüglich alles 
dem Bund zugängliche statistische Ma­
terial zur Verfügung zu stellen . Im Fi­
nanzausschuß bestand zwischen allen 
Fraktionen Einvernehmen darüber, daß 

die Beratung nach der Sommerpause 
fortgesetzt würde." 

Haftung der F.D.P.-Fraktion 

Die F.D.P.-Fraktion hat schon in der 
ersten Beratung des Feuerschutzsteu­
ergesetzes im Plenum des Bundestages 
erklärt, und diese linie in den vier Bera­
tungen des Finanzausschusses fortge­
setzt, daß sie nicht bereit ist, dieses 
Gesetz als Bundesfeuerschutzsteuerge­
setz zu novellieren. Sie hat darüber 
hinaus auf ihrem diesjährigen Parteitag 
in Bremen beschlossen, die Feuer­
schutzsteuer als Bagatellsteuer abzu­
schaffen , zumal sie nicht in den Plan 
zur Harmonisierung der EG-Steuern 
passe. Die Vorsitzende des Finanz­
ausschusses des Bundestages, die 
F.D.P.-Abgeordnete Frau Liselolle 
Funcke, teilte mir mit Schreiben vom 
8. Juni 1979 folgendes mit: 

"Wie Sie wahrscheinlich der Presse 
entnommen haben, hat der Finanzaus­
schuß einmütig die weitere Beratung 
der Feuerschutzsteuer vertagt. Alle 
Fraktionen haben sich davon überzeugt 
daß der vorgelegte Gesetzentwurf in 
§ 11 nicht der Verfassung entspricht. 
Deshalb wurde eine Alternative vorge­
legt, die aber wegen fehlender Unterla­
gen für eine gerechte Verteilung der 
Steuer unpraktikabel ist. 

Die F.D.P. hat diese Schwierigkeiten 
von Anfang an gesehen und daher 
der Umwandlung der bisherigen Län­
dergesetze in ein Bundesgesetz wid"er­
sprochen. Hätten die Länder die ihnen 
notwendig erscheinenden Änderungen 
von sich aus in ihren Ländergesetzen 
vorgenommen, hätten die zusätzlichen 
Millel seit dem 1. 1. 1979 fließen kön­
nen. Das ist leider nicht geschehen. 
Sie dürfen überzeugt sein, daß der 
F.D.P. an einer ausreichenden Ausstat­
tung der freiwilligen Feuerwehren liegt. 
Gerade eine liberale Partei weiß das 
freiwillige Engagement des Bürgers 
zu werten. Doch ist eine Bundesfeuer­
schutzsteuer nicht der einzige Weg, 
diese Wertung auch materiell zu unter­
mauern, zumal dann nicht, wenn eine 
solche Konstruktion auf ungesicherter 
Grundlage steht. Die Freunde der Feu­
erwehr sind nicht nur dort zu finden, 
wo man scheinbar ,einfache' Lösungen 
verheißt. Die F.D.P. wünscht gesicherte 
Finanzierung auf verfassungsrechUicher 
und praktikabler Grundlage. Das - so 
meine ich - sollte auch das Interesse 
der Feuerwehr sein . 

Oie Länder sind nunmehr aufgefordert, 
eine Lösung zu erarbeiten , die einer­
seits der Verfassungslage entspricht, 
andererseits praktikabel und mit ange­
messenem Autwand durchführbar ist. 

Ich habe Zweifel, ob das gelingen 
kann." 

In einer Presseerklärung vom 8. Juni 
1979 stellt Frau Liselotte Funcke fest: 

Die ursprüngliche Lösung des Bundes­
rates, die Länder zu einer Vereinbarung 
zu zwingen, geht allein schon aus ver­
fassungsrechtlichen Gründen nicht. 

Sobald der Bund die Verantwortung 
für die Steuer durch ein Bundesgesetz 
übernehmen würde, müßte er die Maß­
stäbe für eine Umverteilung exakt be­
stimmen. Nach Lage der Dinge kann 
der Maßstab für eine gerechte Umver­
teilung des Aufkommens nur die räumli­
che Verteilung der versicherten Objekte 
(Häuser, Industrieanlagen) sein. Dar­
über fehlen jedoch die Unterlagen. Die 
Versicherungswirtschaft hat uns unwi­
derlegbar nachgewiesen, daß sie min­
destens 25 Millionen Versicherungsträ­
ger auflisten müßte, um ein zuverlässi­
ges Ergebnis zu ermitteln. Den Ländem 
stehen Unterlagen nicht zur Verfügung . 

Da wir gerade im Bundestag ein .. Stati­
stikbereinigungsgesetz" erarbeiten , 
dürfte es als ein Witz erscheinen, wenn 
wir demgegenüber eine Belegenheits­
statistik für Feuerversicherungen mit 
gewaltigem Autwand einführen würden 
mit dem einzigen Zweck, einen bisher 
länderseits funktionierenden Länderaus­
gleich bundesgesetzlieh exakt zu unter­
mauern. 

Angesichts dieses Tatbestandes hat 
in der letzten Sitzung des Finanzaus­
schusses die CDU/CSU Vertagung 
beantragt. Ich meine, es sollte endlich 
eingesehen werden, daß ein Bundesge­
setz zur Feuerschutzsteuer ungeeignet 
ist und daß deswegen die Länder selbst 
an eine gegebenenfalls notwendig er­
scheinende Anpassung an die durch 
die Änderung der Rechnungslegungs­
vorschriften für die Versicherungswirt­
schaft entstandene Lage herangehen 
sollten. Ein solches Vorgehen erspart 
allen Seiten die Schwierigkeiten und 
Verzögerungen , die der Bundesratsent­
wurf ausgelöst hat, und führt zum glei­
chen Ergebnis. 

Stellungnahme 
der CDU/CSU-Fraktion 

Die CDU/ CSU-Fraktion des Bundesta­
ges hat im bisherigen Gesetzgebungs­
verfahren für eine Novellierung des 
Feuerschutzsteuergesetzes als Bundes­
recht plädiert und dabei einen unkompli­
zierten Weg für richtig gehalten. Sie 
hat dies auch in folgender Presseerklä­
rung deutlich gemacht: 
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":,Entgegen anderslautenden öffentlichen 
Beteuerungen verschleppen SPD und 
F.D.P. die abschließenden Beratungen 
des Feuerschutzsteuergesetzes im 
Finanzausschuß des Deutschen Bun­
destages. In der Ausschußsitzung vom 
7. Februar 1979 wurden plötzlich faden­
scheinige verfassungsrechtliche Beden­
ken vorgeschoben, um davon abzulen­
ken, daß die F.D.P. sich nach wie vor 
que~egt. Die SPD bricht aus Koalitions­
raison ihr den Feuerwehren gegebenes 
Wort. 

Das Gesetz kann nunmehr wahrschein­
lich frühestens zum 1. Januar 1980 
in Kraft treten. Die Feuerwehren bleiben 
mindestens 1979 auf der Strecke. 

Die CDU/CSU steht nach wie vor zu 
ihrem Wort: Sie trill fur die rasche Ver­
abschiedung des Gesetzes ein, um 
den berechtigten Anliegen der Freiwilli­
gen Feuerwehren auf Verbesserung 
ihrer Ausstattung Rechnung zu tragen." 

Die Alternative 

Sollte der Bundestag mehrheitlich eine 
Novellierung des als Landesrecht fort­
geltenden Reichs-Feuerschutzsteuerge­
setzes ablehnen, ergäbe sich folgende 
Situation: 

1. Sollte der Bundestag die Feuer­
schutzsteuer ganz aufheben, so be­
dürfte ein solches Gesetz der Zustim­
mung des Bundesrates (Art. 105 
Abs. 3 GG). Sollte wider Erwarten der 
Bundesrat der Aufhebung zustimmen, 
könnte kein Landesgesetz mehr erge­
hen, weil der Bund dann von seinem 
Gesetzgebungsrecht Gebrauch gemacht 
hat. 

2. Falls der Bundestag lediglich den 
vom Bundesrat eingebrachten Entwurf 
eines Bundesgesetzes nicht verab­
schiedet, bleibt es bei der derzeitigen 
Rechtslage. Die Feuerschutzsteuer 
wird dann weiter aufgrund Landesrechts 
erhoben. Die Landtage können die be­
stehenden Gesetze auch ändern. 

Abschließende Beurteilung 
des gegebenen Sachstandes 

Der Bundesminister für Finanzen hat 
den Ländern einen neuen Vorschlag 
fur die Formulierung des § 11 überge­
ben, über den in den Länderministerien 
zur Zeit beraten wird . Es darf erwartet 
werden, daß nach den Parlamentsferien 
ein neuer § 11 " Zerlegungsregelung" 
~m Finanzausschuß des Bundestages 
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beraten werden kann. Es gibt sicherlich 
durchaus Wege, die Zerlegung auch 
ohne unvertretbaren bürokratischen 
Aufwand anhand vorhandener Statisti­
ken mit gewissen Pauschalierungen 
vorzunehmen. Damit wären die Beden­
ken der Versicherungswirtschaft auszu­
räumen. 

In diesem Zusammenhang appelliere 
ich an die Finanzminister der Länder, 
in der Frage der Zerlegungsregelung 
bald zu einem Einvernehmen zu kom­
men. Für die Feuerwehren ist es unver­
ständlich, daß dem Bundesrat und dem 
Bundestag von den Finanzreferenten 
der Länder ein Gesetzentwurf vorgelegt 
wurde, der vom Finanzausschuß des 
Bundestages bereits in der ersten Aus­
schußberatung als nicht verfassungs­
konform erkannt wurde. Die Länder-Fi­
nanzreferenten haben sich vier Jahre 
Zeit gelassen für die Formulierung der 
Novelle des Feuerschutzsteuergesetzes. 

In dieser Zeit gab es wiederholte Mei­
nungsäußerungen hinsichtlich der ver­
fassungsrechtlichen Probleme. Ich kann 
mich deshalb des Eindruckes nicht 
erwehren, daß bei den Finanzministern 
der Länder in dieser Sache halbherzig 
gehandelt wurde. Die Feuerwehren 
erwarten deshalb jetzt eine schnelle 
und fundierte Reaktion der Finanzrefe­
renten zur Herstellung des Einverneh­
mens in der Ze~egungsregelung. 

Die Haltung der drei Bundestagspar­
teien in der Sache ist wie folgt: 

Oie F.O.P.-Fraktion ist nach wie vor 
ablehnend gegenüber einem Bundes­
feuerschutzsteuergesetz. Der Abgeord­
netenkreis um die Triebfedern für eine 
Ablehnung, die Abgeordneten Mat­
thäus-Maier und Liselotte Funcke, wird 
auch in den kommenden Beratun-
gen alles tun, um das Gesetz zu Fall 
zu bringen . Diese Haltung wird übrigens 
auch vom Fraktlonsvorsitzenden Misch­
nik und Innenminister Baum getragen. 

Die SPD-Fraktion befindet sich durch 
Koalitionsvertrag in einer schwierigen 
Lage. Offiziell will sie das Gesetz ma­
chen. Dies haben mir viele, auch ein­
flußreiche SPD-Abgeordnete, persönlich 
mitgeteilt. Aber auch sie verweisen 
darauf, daß ohne die F.D.P. nichts geht. 
Deshalb die Empfehlung von SPD-Ab­
geordneten, die F.D.P. durch die Feu­
erwehren unter Druck zu setzen. 

Die CDU-Fraktlon ist für die Novellie­
rung des Gesetzes und wird diese Hal­
tung in den weiteren Beratungen beibe­
halten. 

Oie Feuerwehren werden nach den 
Parlamentsferien noch wachsamer als 

bisher den Fortgang des Gesetzge­
bungsverfahrens verfolgen und bei ne­
gativer Entwicklung den Kampf aufneh­
men müssen. Sie sind sich dabei s~her, 
daß eine Fortdauer des jetzigen Reichs­
feuerschutzsteuergesetzes als Landes­
recht zu weiterem Absinken des Steuer­
aufkommens und zu einer ungerechten 
Verteilung führen wurde. 

Atbert Bürger 
Präsident des DFV 

Unfallverhütungsvorschrift 
"Feuerwehren" 

Die derzeit gultige Unfallverhutungsvor­
schrift "Feuerwehren" datiert aus dem 
Jahre 1972. Der vehemente technisch­
industrIelle Fortschritt wird es nach 
Ansicht der BAGUv/ Abteilung Feuer­
wehren-Hilfeleistung erforde~ich ma­
chen, daß diese Unfallverhutungsvor­
schrift in den nächsten Jahren erneut 
den technischen EntwiCklungen und 
Veränderungen im Organisationsbereich 
der Feuerwehren angepaßt wird . Wenn 
auch in diesen Monaten bereits die 
ersten Überlegungen angestellt werden, 
so wird es durch Beratungen und Ge­
nehmigungsverfahren noch einige Jahre 
dauern, bis eine neugefaßte Unfallver­
hütungsvorschrift durch Bekanntma­
chung für die öffentlichen Feuerwehren 
in Kraft treten kann. 

An den künftigen Beratungen der Un­
fallverhutungsvorschrift " Feuerwehren" 
wird auch der Deutsche Feuerwehrver­
band beteiligt sein. Als Arbeitsgrundlage 
für diese kunftige Tätigkeit erbittet der 
Deutsche Feuerwehrverband von den 
Feuerwehren der Bundesrepublik 
Deutschland Anregungen und Vor­
schläge für Änderungen oder Ergänzun­
gen zur Unfallverhütungsvorschrift. Dort, 
wo in täglicher Praxis mit der Unfallver­
hütungsvorschrift gearbeitet wird , wer­
den sicherlich überlegenswerte und 
wertvolle Anregungen für unsere Mitar­
beit vorhanden sein. Wir bitten deshalb 
die Führungskräfte der Feuerwehren, 
dem Deutschen Feuerwehrverband 
bis spätestens zum Jahresende 1979 
Anregungen und Wünsche, wo die Un­
fallverhutungsvorschrift geändert werden 
sollte, mitzuteilen. Wir werden selbst­
verständlich alle Anregungen prufen 
und in die Beratungen der nächsten 
Jahre mit einfließen lassen. 

Informationen an: 
Deutscher Feuerwehrverband 
Bundesgeschäftsstelle 
Koblenzer Straße 133, 
Postfach 20 02 69 
5300 Bonn 2, Telefon 33 1093 



Entwurf einer Stärke- und 
Ausstattungsnachweisung liegt vor 
Grundlage für Aufgaben, Gliederung, Stärke, Ausstattung und Ausbi ldung 

Bei der Deutschen Lebens-Rettungs­
Gesellschaft (DLRG) liegt nun der Ent­
wurf einer künftigen Stärke- und Aus­
stattungsnachweisung (StAN) vor, die 
als Grundlage für den Aufbau der 
K-Wasser-Rettungszüge von entschei­
dender Bedeutung ist. In ihr werden 
Aufgaben, Gliederung, Stärke, Ausstat­
tung und Ausbildung fest umrissen. 

Entwickelt wurde die StAN in Anlehnung 
an den Entwurf des bayer. Landesamtes 
für Brand- und Katastrophenschutz. 

Die StAN gliedert sich in drei Teile. 
Teil I enthält die Aufgabenbeschreibung 
und das Gliederungsbild. Die Aufgaben­
beschreibung legt die Aufgaben der 
taktischen Einheiten im einzelnen fest. 

Aus den Aufgaben ergeben sich perso­
nelle Stärke, materielle Ausstattung 
und die notwendige Ausbildung. 

Im Gliederungsbild ist die personelle 
Stärke nach Funktionen mit durch 
Schrägstrich (I) getrennte Zahlengrup­
pen festgelegt. Diese geben Aufschluß 
über die personelle Gliederung des 
Zuges nach Führern , Unterführern und 
Helfern sowie über die Gesamtstärke 
(siehe nächste Seite) . 

Teil 11 enthält die Aufzählungen der 
materiellen und personellen Ausstat­
tungs-Sätze/Hauptgerät. Die hier fest­
gelegten Material-Planungsbegriffe 
legen nur die Materialart, nicht aber 
das Gerätemodell fest. 

Für jede Materialart gibt es je nach 
Zahl der tatsächlich eingeführten Mo­
delle ein oder mehrere Anlagenblätter 
(Teil 111). In ihnen sind die Geräte, ihre 
Einzelteile sowie Teile von Sätzen fest­
gelegt. 

Die K-Wasser-Rettungszüge 

Die K-Wasser-Rettungszüge tragen 
als Unterscheidungskennzeichen den 
Namen des Sitzes der Kreisverwal­
tungsbehörde, in deren Bereich der 
größte Teil des Zuges stationiert ist. 

Es muß gewährleistet sein, daß der 
K-Wasser-Rettungszug von der zustän­
digen Katastrophenschutzbehörde je­
derzeit alarmiert, zusammengezogen 
und dann in kürzester Zeit auch überört­
lich eingesetzt werden kann. Die Alar­
mierung selbst wird durch die zustän­
dige DLRG-Gliederung auf die ortsüb­
liche Art und Weise durchgeführt. 

Die Aufgaben des K-Wasser-Rettungs­
zuges werden in der StAN wie folgt 
beschrieben: 

" Der K-Wasser-Rettungszug ist für 
den Einsatz bei 

• Naturkatastrophen (z. B. durch 
Hochwasser, Überschwemmungen, 
Unwetter, Deich- und Dammbrüche, 
Staudammschäden usw.) 

sowie 

• Unglücksfällen (z. B. Schleusenbrü­
ehen I Brückenunglücken ,Schiffshavarien , 
-kollisionen und sonstigen Schiffsun­
glücken, treibendem und/oder blockie­
rendem Gut, Flugzeugabstürzen im 
Wasser usw.) 

und dadurch hervorgerufenen Notstän­
den zur Rettung gefährdeter Menschen 
und zur Bergung von Gütern bestimmt. 

Im einzelnen können als Aufgaben in 
diesen Fällen übernommen werden: 

1. Retten aus Wasser-(einschließlich 
Eis-)Gefahr, 

2. Bergen aus Wassergefahr, 

3. Transport- und Versorgungsfahrten 
bei Wassergefahr (z. B. in Fällen einge­
schlossener Ortschaften oder Ortsteile, 
bei Flüchtlingen usw.), 

4. Sonstige Hilfeleistungen bei Wasser­
gefahren (z. B. Beseitigung von Hinder­
nissen und Funktionsstörungen 
an/durch Wasserbaufahrzeuge und/oder 
-werke), 

5. Unterstützung anderer Fachdienste 
im Rahmen der Möglichkeiten (z. B. 
bei Olunfällen, Fährverkehr usw. z. B. 
als Sicherungsdienst)." 

Die Gliederung 

Die DLRG-K-Wasser-Rettungseinheiten 
untergliedern sich in die Fachdienstlei­
tung, Wasserrettung und in die Einhei­
ten des DLRG-K-Wasser-Rettungszu­
ges. Die Fachdienstleitung Wasserret­
tung gehört zum Einsatzstab des zu­
ständigen Hauptverwaltungsbeamten. 

Die Einheiten des DLRG-K-Wasser-Ret­
tungszuges, abgekürzt KWRZ bezeich­
net, gliedern sich in den Führungstrupp 
und in die Gerätegruppe. Zum Füh­
rungstrupp gehören zwei oder mehr 
Wasserrettungsgruppen folgender 
Arten: 

• (Boots-) Wasserrettungsgruppen 

• Rettungstauchergruppen 

• kombinierte Wasserrettungsgruppen. 

Die Gerätegruppe besteht aus dem 
Gerätetrupp und dem Versorgungstrupp. 

Die Gesamtzahl beträgt mindestens 
27 Personen . 

Das gesamte Personal muß als Ersthel­
fer (mindestens 8 Doppelstunden) nach 
den Richtlinien der Sanitätsorganisatio­
nen und als Rettungsschwimmer (ATN 
01) ausgebildet sein. 

Zusätzlich sind mindestens 6 Helfer 
als Taucher, 2 Helfer als Bootsführer, 
5 Helfer als Funker und 5 Helfer als 
Kraftfahrer auszubilden. 

Materielle und personelle 
Soll-Ausstattung 

Bei der Aufzählung der materiellen und 
personellen Soll-Ausstattung wird zwar 
die Materialart, aber nicht das Geräte­
modell festgelegt. Die gesamte Ausstat­
tung im einzelnen aufzuführen, würde 
an dieser Stelle zu weit führen. 



ganisatlonen, Wassersportvereine, Par-
Funkausstattung Diesen unterstellte Einheiten führen 

folgende Rufnamen teien und die Familie Stegherr, begrüßt. 

Der Führungstrupp Ist mit einem Funk- "Adler I " mit Kreisbezeichnung TL Rudl Lange überreichte anschließend 
gerät Im 4-Meter-Wellenberelch ausge- = Führungstrupp die Urkunden an neue Rettungs-
stattet, um damit die Verbindung zum "Adler 2-6" mit Kreisbezeichnung schwimmer: Goldene Abzeichen erhlel-
Katastrophenelnsat.zstab und den ande- = Wasserrettungsgruppen ten Chrlstlan Renz und Karln Appel , 
ren Organisationen zu gewährleisten. 

" Adler 2t-29 mit Kreisbezeichnung das Jugendtauchabzeichen wurde an 
Die Funkgeräte Im 2-Meter-Wellenbe- = Gerätegruppe Beate Schneider verliehen. Mit Beifall 
reich sind für die Verbindung zu den 

" Adler 31 -39" mit Kreisbezeichnung 
wurde die Mitteilung aufgenommen, 

DLRG-Einhelten (von Boot zu Boot, daß aus der DLRG Heidelberg fünf 
Land zu Boot bzw. Leitstelle) vorgese- = Geräte- und Versorgungstrupps Schwimmeisteranwärter kommen , die 
hen. " Adler 8 u. 9" mit Kreisbezeichnung 1979 Ihren Dienst in den Freibädern 

= Geräte- und Versorgungstrupps aufnahmen. 

Kennzeichen der DLRG- " Adler 81-89" mit Kreisbezeichnung Die Taufe des Bootes schließlich wurde 

Wasserrettungeinheiten = Teileinheiten der Wasserrettungs- von Michael Stegherr vorgenommen. 
gruppen Danach nahmen viele Gäste die Gele-

Die Wasserrettungseinheiten der DLRG " Adler 91-99" mit Kreisbezeichnung genhelt wahr, auf dem Neckar eine erste 
führen Im 2-Meter-Band den Rufnamen = Teileinheiten der Wasserrettungs- Probefahrt mit dem neuen Boot zu 
" Adler" mit Kreisbezeichnung. gruppen machen. 

Glktdeorungsbild K-W .. Mrrettungseinhelten der DlRG Wasserrettungsstation 
rellelnhelten: Trupps und Gruppen Go,_ "Großes Fenster" 

Fr< WRT 
Ü 

WRG 
DRTiJ 

ÖD 
GT, VT, eingeweiht 

0 D 0 0 D D D Mitte Mal dieses Jahres hatte der Bezirk -- ,- """. Kombi Kombi """ """ Kombo KombI Kombo GKW ",""" Tempelhof seinen großen Tag. Nach 

0 0 6 CJ 6,g D LJ ,g 0 siebenjähriger Planung und dreljähriger 

KUlt'" KMlen · 
Bauzelt konnte endlich der Neubau ...... """ """ _. BooI e"'l\e' """'" der Wasserrettungsstation " Großes 

~ ATN Fenster" an der Unterhavel eingeweiht - " F 
, - - - werden . 
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tos ermöglicht, stellt die erste Erneue-T_ 
"" - 2 • • rung der alten Stationen im Rahmen 

BoolIllFunI< 0' 03 04 2 • , 2 , , eines Programms dar, das Im Bereich 
I ~tII_~atw ... 01 04 05 

, , , 2 2 , , , des LV Berlln den Wegfall der über Funk •• - , , - 2 , , 25 Jahre atten baufälligen Holzbuden 
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, l ' 1;) ", 3 4 -i_' ;;) ' ,,;-,7. ' -1 1'-11 . /1 ,_111, '2 ",-IJ. ' 11 1:) • Wegen der besonderen örtlichen und 

personellen Verhältnisse erhielt der 
Neubau eine andere als die für die 
weiteren Stationen geplante EInheIts-

Drittes Boot für die DLRG DLRG Kurpfalz. Otto Steg herr war mit konzeption . So Ist sie die größte Ihrer 

Heidelberg der DLRG Heidelberg sehr verbunden, Art und wurde durch den Architekten 
deswegen war es für diese Gruppe in die Landschaft " elngepaBt". Mit zwei 

Seit Beginn der Badesaison 1979 ver- Verpflichtung, den Namen Ihres verstor- Schlafräumen, einem holzverkleideten 
fugt die DLRG Heidelberg über drei benen Freundes lebendig bleiben zu großen Aufenthaltsraum, einer modern 
Boote. Das erste, " Argus", mit 20 PS, lassen. Das Boot hat 50 PS und kann eingerichteten Kuche, zwei Toiletten 
wurde 1960 angeschafft, 1965 kam acht Personen aufnehmen. nebst Duschraum und einem Erste-HII-
das zweite Boot, das nach dem 

Wie sehr die DLRG Heidelberg auf 
fe-Raum kann dieses Haus als absolu-

DLRG-Plonler " Walter Mang" benannt tes Nonplusultra In der Bert iner Wasser-
worden war und sechs Personen Platz eine möglichst perfekte Bootsausrüstung rettung angesehen werden. 
bot. Mit dem zunehmenden Wasser-

angewiesen ist, wurde beim letzten 

sportangebot In Heidelberg war ein 
Hochwasser im Frühjahr wieder sicht- BL Pickert konnte In seiner Ansprache 

drittes Boot unumgänglich, mit dessen bar, als die OLAG einen Dauereinsatz mit Recht darauf hinweisen, daß auch 

Taufe und Inbetriebnahme auch gleich- leistete. Der Vertreter der Stadt Heldel- Rettungsschwimmer ein Anrecht darauf 

zeitig die Wachsaison eröffnet wurde. berg wies denn auch In seiner Rede haben, menschenwürdig zu leben. LV-
darauf hin , daß die Öffentlichkeit auf Leiter Fröhner dankte den beteiligten 

Bel der Finanzierung trug die BeZIrks- ehrenamtliche Helfer, wie sie auch In Behörden für das Verständnis, das 
sparkasse Heidelberg den Löwenanteil. der DLRG seien, nicht verzichten könne. sie bewiesen hatten, und führte aus, 
" Otto Stegherr" heißt das neue Boot. daß ohne besondere Unterstützung 
Es trägt den Namen des langjährigen 1. Vors. Peter Kocks hatte eingangs einiger Politiker der Erfolg nicht erreicht 
Techn . Leiters und Vorsitzenden der die Gäste, darunter befreundete Hllfsor- worden wäre. 

/ 
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cds räume mit Lebensmittellagern eingerich- gegen bakteriologische und chemische 
tet worden, die abgeschottel sind und Kampfstoffe bielen. Der Bahnhof Pank-
ihre eigene Luftversorgungs- und Filter- straße erfüllt bereits als erster U-Bahn-
anlagen haben. Sie schützen gegen Schutzraum mit 3 339 Plätzen diese 
chemische, bakteriologische und radio- Anforderungen. Neu ist .. . eine Ver-
aktive Kampfstoffe. Es gibt eigene Tief- besserung der " Schocksicherheit". 
brunnen, die verseuchungssicher sind, Die Wände sind . .. mit Aluminium 

pr8SS8S0HOU 
Notstromaggregate, die von einem Dut- verkleidet. Sonst findet man auch hier 
zend Pedaltreter angetrieben werden vier mauerdicke stählerne Schwenktore, 

D8S inlOnDS können, TOiletten, die auch nach wo- mit denen die vier Tunnelröhren ver· 
chenlanger Benützung zu keiner Ge- schlossen werden können. Leichter 
ruchsbelästigung führen sollen. Das Überdruck im Schutzraum, zu dem 
Tunnelsystem unter Peking ist so gut der gesamte Bahnhof gehört, sorgt 
und vor allem so total ausgebaut. daß dafür, daß sich auch bei kleinen Un-
es vermutlich als die größte, sicherste dichtigkeiten keine Außenluft " ein-
und auch perfekteste Schutzanlage schleichen" kann . 

Chinas Sicherheit der Welt gelten darf. Eine erste Bewäh-

liegt unter Tage rungsprobe hat die Anlage bereits vor Im Ernstfall werden die vier Eingänge 
einigen Jahren beim großen Erdbeben durch stählerne Schiebetore geschlos-

Das strategische Konzept basiert 
in China bestanden. Damals war die sen, die Schutzsuchenden werden 
Bevölkerung der Stadt angeblich inner- durch Schleusen einzeln an einem 

auf der tiefgestaftelten Verteidigung halb weniger Minuten im Untergrund Zählwerk vorbei eingelassen. Ist die 
eines erbarmungslosen Zerrüttungs- verschwunden und vor stürzenden Häu- vorgesehene Personenzahl angezeigt, 
krieges. Unterirdische Verteidlgungs- sern sicher ... Auch über der Erde haben die später Kommenden das 
und Schutzanlagen durchziehen In haben die Chinesen vorgesorgt, um Nachsehen - die Problematik der Praxis 
einem kaum vorstellbaren Ausmaße gegen Überraschungen aus der Luft liegt auf der Hand . .. 
Städte und Dörfer. Auch heute gilt gewappnet zu sein. So findet man über-
nach wie vor das Wort Maos: " Tiefe all im Land an den Straßenrändern Der völlige Abschluß von der Außenwelt 
Tunnel graben, Getreidevorräte darin Kanalrohrhälften , die so zusammenge- verlangt zahlreiche Einrichtungen zur 
anlegen," stellt worden sind, daß sie bei einem Selbstversorgung. Fällt zum Beispiel 

. .. Seit 1959 werden in China Tunnel- plötzlichen Luftangriff fürs erste Schutz das Telefon aus, ... steht eine eigene 

systeme angelegt, die inzwischen gigan- gewähren können. Jeweils drei Perso- Funkstation mit großer Außenantenne 

tische Ausmaße angenommen haben nen haben in den "Minigewölben" He- zur Verfügung. Auf allen Wellenberei-

müssen. Ein Volk mit fast einer Milliarde ge nd Platz . ehen kann Rundfunk empfangen wer-

Menschen ist seitdem in seiner Freizeit 
den. Versiegt der Strom aus dem 

damit beschäftigt, sich in den Unter-
Wenn die Chinesen sich . .. weiterhin so U-Bahn-Netz, wird der lebenswichtige 
zäh und ausdauernd in die Erde wühlen, " Saft", mit dem alle Versorgungseinrich-

grund zu wühlen. Ganze Dörfer haben dann werden sie wohl am Ende dieses tungen betrieben werden, von einem 
sich zur Rundumverteidigung eingegra- Jahrtausends die einzige Nation sein, Dieselaggregat mit eigener Entlüftung 
ben und eingeigelt. Es wurden weitver- die wenigstens gegen die unmittelbare geliefert. Das 01 dafür muß ebenso 
zweigte "Fuchsbauten" mit zahlreichen Einwirkung eines eventuellen Atom- wie ein Lebensmittelvorrat für 14 Tage 
Einstiegen, Späh- und Schießscharten schlags geschützt ist, selbst wenn das eingelagert werden . Trinkwasser wird 
angelegt, Luftschleusen eingerichtet Land verwüstet und die Industrie zer- mit eigenen Pumpen aus Tiefbrunnen 
und Schotten gegen Explosions-Druck- stört würden . gefördert, die bis zu 110 Meter in die 
wellen eingebaut, mit deren Hilfe auch (Landsberger Tageblatt) Erde reichen . Zweieinhalb Liter Wasser 
ein hochgerüsteter Angreifer militärisch sind pro Kopf und Tag vorgesehen. 
in Schwierigkeiten gebracht werden 

Die neun Kubikmeter Außenluft pro kann ... 
Kopf und Stunde werden über große 

Auch in der chinesischen Hauptstadt 4400 haben eine Chance 
Spezialfilter geleitet ... Neben den 

sind seit September 1969 die Maulwürfe zu überleben 
Eingängen liegen die Räume für Notkü-

am Werk. In freiwilliger Abend- und ehen, Toiletten, Waschanlagen, Erste-
Freizeitarbeit wurden seitdem Hunderte Hilfe-Station, Krankenliegen , Babyver-
von Kilometern Tunnel gebaut, die jetzt 4400 Plätze hat die In Berlin entste- sorgung und Vorratslagerung. 
schon 30 bis 40 Meter unter der Stadt hende Mehrzweckanlage, die in einer 

ein so dichtes Netz mit vielen Einstiegen U-Bahnhaltestelle eingerichtet wird. Es gibt immer noch keine zuverlässige 
gebildet haben, daß die vier Millionen Rund neun Millionen DM werden Übersicht darüber, welche alten Bunker 
Bewohner der Innenstadt Pekings in für die Zusatzeinrichtungen der An- in der Stadt noUalis zur Vertügung ste-
vier bis fünf Minuten unter der Erde lage aufgewendet. hen. Dagegen ist die Zahl derjenigen 
verschwunden sein können. Inzwischen Plätze in den Neubauten bekannt, die 
wurden auch noch bis zu 60 Kilometer ... Im neuen U-Bahnhof Siemensdamm nach einer alliierten Verordnung aus 
lange Tunnel gebaut, die der Massen- hat der Endausbau begonnen, aber dem Jahr 1965 genehmigt wurden und 
evakuierung dienen und von der Innen- eindrucksvoll ist die Anlage schon nun für die Westberl iner zur Verfügung 
stadt Pekings bis an den Rand der jetzt ... Solche " Mehrzweckanlagen" stehen : 
Berge im Norden der Stadt führen. (wie U-Bahnhof als Schutz raum) müs-

sen nach bundeseinheitlichen Richtlinien . .. Rund 14300 Plätze zum Überleben 
. . . In Abständen von einigen hundert Schutz gegen herablallende Trümmer, für fast zwei Millionen Westber1iner . . . 
Metern sind jeweils größere Aufenthalts- radioaktive Niederschläge, Feuer sowie (Berliner Morgenpost) 
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Freiwilliges Flugkorps 
im Dienst der ZV 11 

OVILT FÖRSVAR 
... Zum Freiwilligen Flugkorps gehören 
gegenwärtig 28 Fluggruppen , später 
sollen 30 Fluggnuppen eingerichtet wer­
den. Im allgemeinen verfügt jeder Re­
gierungsbezirk über eine Fluggruppe, 
im Regierungsbezirk Stock holm gibt 
es jedoch 3. in den Regierungsbezirken 
Göteborg. Bohus und Malmöhus je 
2 Fluggruppen. 

Zu einer Fluggruppe gehört folgendes 
Personal : 1 Gruppenleiter und sein 
Stellvertreter; 12 Flugzeugführer; 
3 Flugzeugmechaniker; 3 Funkmechani­
ker; 2 Funker; 2 Kraftwagenfahrer; 
4 Personen als Mobilisierungsreserve. 
Zu jeder Fluggruppe gehören 8 Flug­
zeuge und soviel Material , daß die 
Gruppe als selbständiger Verband ein­
satzfähig ist. 

Die Fluggruppe soll für die Gesamtver­
teidigung Flugaufträge ausführen. in 
der Hauptsache jedoch für die Zivilver­
teidigung: Nach Angriffen beobachten 
und erkunden und über Schäden berich­
ten; Schadensgebiete überwachen und 
Hilfsmaßnahmen leiten; Flüchtlings­
ströme leiten, bei der Verkehrsüberwa­
chung helfen; Material und Personen 
transportieren ; Nachrichtendienst und 
Strahlenspürdienst leisten. 

Es ist eine Mobilisierungszeit von 24 
Stunden vorgesehen. Die gesamte Per­
sonalstärke einschließlich der Mobilisie­
rungsreserve beträgt 838 Personen. 

Das Flugkorps verfügt über 224 Flug­
zeuge . Es betreibt eine sehr umfangrei­
che Ausbildung in Form von Grundaus­
bildung und Fortsetzungslehrgängen. 
Diese umfassen mindestens 40 Stunden 
und sind Voraussetzung für einen 
Kriegseinsatz im Freiwilligen Flugkorps. 
Zudem werden ständig Wiederholungs­
Lehrgänge durchgeführt. 

(Stockholm, Nr. 5/6/78) 
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Betonmischer 
als Wassertransporter 
bei Waldbränden 

CMlforsvars 
BIadet 

Der Zivilschutz in Ringköbing hat seine 
friedensmäßige Brandschutzbereitschaft 
erheblich verstärkt durch die Hinzuzie­
hung von fahrbaren Betonmischem. 
Einsatzleiter Rasmussen hat bereits 
erste Versuche mit dem Einsatz der 
Spezialwagen gemacht. die so gut aus­
fielen. daß man - zumindest in Ringkö­
bing - kaum noch Milchtankwagen zum 
zusätzlichen Wassertransport verwen­
den wird. 

Die Versuche zeigten , daß die großen 
Fahrzeuge sehr wirkungsvoll eingesetzt 
werden können. besonders bei großen 
Wald- und Heidebränden. In viereinhalb 
Minuten kann ein solcher Betonmischer 
mit 5000 Liter Wasser gefüllt werden. 
Die Entleerung über " Schraubtransport" 
in die Pumpenwannen geht in vier Minu­
ten vor sich, während das bei einem 
nur 4000 Liter fassenden Milchtankwa­
gen. der für den gleichen Zweck einge­
setzt wurde. zehn bis zwölf Minuten 
dauerte, weil die Pllmpen des Tankwa­
gens nicht schneller arbeiten dürfen. 

(Kopenhagen. Nr. 4/ 1979) 

Information der Bevölkerung 

NOOD~~ 
An die Einwohner von Nord-Lim­
burg/Niederlande soll in Kürze eine 
Faltkarte verteilt werden . die darüber 
Auskunft gibt. wie in Friedenszeiten 
mit Hilfe der Sirenen Alarm gegeben 
wird - und was danach zu geschehen 
hat. Die Bürgermeister dieses Gebietes. 
die mit dem Schutz der Zivilbevölkerung 
beauftragt sind. haben unlängst diesen 
Beschluß gefaßt. den der Innenminister 
bestätigt hat. 

Sie gingen bei ihren Überlegungen 
davon aus. daß Katastrophensituationen 
heute jederzeit eintreten können . Oie 
rasche Alarmienung der Bevölkenung 
kann die Folgen eines solchen Gesche­
hens nicht nur mildern, sondern mögli­
cherweise sogar Leben retten . Bei Ka­
tastrophen in Nachbarstaaten kann 
es auch leicht zu einer Bedrohung für 
die Bevölkenung der Niederlande kom­
men. 

Auf den zur Verteilung vorgesehenen. 
von der Bescherming Bevolking des 
Gebietes von Nord-Limburg gelieferten 
Faltblättern ist angegeben. wie und 
wann ein solcher allgemeiner Alarm 
ausgelöst wird . Dies geschieht über 
den zentralen Alarmposten in Venia 
mittels der überall vorhandenen Sirenen 
für den gesamten Bereich. Die Auslö­
sung von Teilalarmen für einzelne Ge­
meinden ist möglich. allerdings vorerst 
nur durch Handschaltung. 

Gegenwärtig baut die Postverwaltung 
die Sirenen-Netzschaltungen so aus. 
daß diese Alarme künftig auch über 
zentrale Schaltungen ausgelöst werden 
können . Erstmals haben sich in den 
Niederlanden so viele Gemeinden ent­
schlossen , ein solches Problem ge­
meinsam zu lösen. 

ALARM 
IN VREDESTlJD 

PER SIRENE 

8ESCHERMING BEVOUCING 

3 k eer lang gerekte toon 
met on derbrek ing 

••• nUt. nilt • ••• 

• GA DIRECT BINNENSHUIS 

• RAMEN / DEUREN SLUITEN 

• LUISTER NAAR RADIO HILV. l 

• LET OP GELUIDSWAGENS 

LU~ II Ltl~ !' 

ECfllt mu ndOlC tl~t mund 12_0S uur Proef~ l"m 

VoIlO!dor h. l ,nUfft~ lt 1">On 
h I ... ~,_ h 'M\fI'O<.~"_ 

Erläuterungen zum Bildtext: 

Alarm in Friedenszeiten durch Sirenen 
des Bevölkerungsschutzes. 

3 x langer Dauerton mit Unterbrechun­
gen: Gehe sofort in ein Gebäude hinein. 
Fenster und Türen schließen . Radio 
Hilversum 1 einschalten. Auf Lautspre­
cherwagen achten. 

Beachte: An jedem 1. Montag eines 
Monats findet um 12.05 Uhr Probealarm 
statt. Hierbei gelten folgende Signale: 

1 x Dauerton - 1 x Heulton - 1 x Dau­
erton . 

(Alphen aan den Rijn. Nr. 8/79) 
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Omnibus 
als Kommandozentrale 

Als modernste rollende Kommandozen­
trale gilt ein speziell eingerichteter Om­
nibus, der jetzt von der KÖlner Berufs­
feuerwehr in Dienst gestellt wurde. Im 
Inneren stehen im ,Führungsraum' sie­
ben Arbeitsplätze zur Verfügung, im 
Fernmelderaum sind vier kompletle 
Funk- und Fernmeldeeinrichtungen 
untergebracht. 

Es sind alle Mittel verfügbar, die für 
den Einsatz bei Katastrophen (Groß­
brände, 01- und Gasalarm u. ä.) not­
wendig sind: Neben Funktelefon-An­
schlüssen stehen Sendeanlagen für 
den Kontakt zu Polizei, Rettungsfahr­
zeugen und Hilfsorganisationen bereit. 
Die beiden Antennen auf dem Dach 
können auf acht Meter ausgefahren 
werden. Ein Lichtmast taucht bei Nacht 
das Gelände rund um das Fahrzeug 
in gleißendes Licht. Ein Stromaggregat 
macht die Kommandozentrale unabhän­
gig vom öffentlichen Versorgungsnetz. 

Basis des Kommandostandes ist ein 
Magirus-Deutz-Omnibusfahrgestell 

vom Typ L 117 mit serien mäßiger Luft­
federung, dessen Motor 171 kW 
(232 PS) leistet, die Höchstgeschwin­
digkeit beträgt ca. 110 km/ ho Mehr als 
10 km Leitungen versorgen und verbin­
den die vielen Funk-, Telefon- und Elek­
tronikgeräte. Gesamtwert dieser rollen­
den Kommando-Zentrale: über 
325000 DM. 

1. Roter Aufsatz für saure Verätzungen 
(mit entsprechender Lösung zu füllen) 

2. Blauer Aufsatz für alkalische Verät­
zungen (mit entsprechender Lösung 
zu füllen) 

3. Gelber Aufsatz für Fremdkörper-Ent­
fernung (z. B. mit destilliertem Wasser 
zu füllen) . 

Augenspül- und -spritzflasche Spezialpflaster 
aus Schaumstoff 

Offizielle Statistiken weisen pro Jahr 
ca. 44000 schwerwiegende Augenver­
letzungen aus. An allen augenunfallge­
fährdeten Arbeitsplätzen ist deshalb 
eine speziell entwickelte Augenspül-
und -spritzflasche für wirksame Sofort­
maßnahmen unbedingt erforderlich. 

Ohne das empfindliche Gewebe anzu­
greifen , werden Verunreinigungen und 
Fremdkörper weggespült. Die sofortige, 
problemlose Anwendung durch Helfer 
oder den Verletzten selbst kann irrepa­
rable Folgeschäden vermeiden . Die 
kombinierte Augenspül- und -spritzfla­
sche dient zur sofortigen, hochwirksa­
men Spülung der Augen nach Verlet­
zungen. Augenspülflasche und Luftventil 
sind absolut wartungsfrei. Diese kombi­
nierte Augenspülflasche besitzt aufgrund 
praktischer Erfahrungen zwei auswech­
selbare Aufsätze: 

1 . Der wannenförmige Aufsatz wird 
zum Spülen der Augen bei leichten 
Verätzungen durch Säuren und Laugen 
verwendet. 

2. Der schlauchförmige gelbe Aufsatz 
ermöglicht bei schweren Verletzungen 
das Ausspritzen des Auges sowie die 
Entfernung von Fremdkörpern. 

Dieser Spritzaufsatz ist unbedingt erfor­
derlich , da in den meisten Fällen eine 
einfache Spülung nicht ausreicht. 

Angebcten wird auch ein Wand behälter 
mit kombinierten Augenspülflaschen 
280 x 180 x 100 mm. In diesem prakti­
schen Behälter aus schlagfestem 
ABS-Kunststoff (in SOS-Warnfarbe 
orange) befinden sich drei kombinierte 
Augenspül- und -spritzflaschen. Der 
Behälter kann leicht aus seiner Wand­
halterung genommen und an die Unfall­
steIle gebracht oder an der Wand hän­
gend geöffnet werden . Um die Augen­
spülflaschen gegen Staub und Ver­
schmutzung sowie deren Inhalt vor 
schneller Zersetzung durch Lichteinfall 
zu schützen, ist der Wandbehälter licht-, 
luft- und wasserdicht verschlossen. 

Die drei AugenspÜlflaschen besitzen 
Aufsätze in verschiedenen Farben und 
gelbe Spritzaufsätze: 

Es gibt viele Gründe, bei der Wund be­
handlung Druck einzusetzen. Druck 
kann Blutungen dämmen, aber auch 
Odeme rückbiIden. Die richtige Anwen­
dung mit Druck führt zu einem Minimum 
an Sekretansammlungen, die ein idea­
les Medium für Infektionen darstellen. 

Druck, richtig eingesetzt, kann die ver­
schiedenen Schichten des Wundver­
bandes enger verbinden und dadurch 
den Verband in seiner Funktion effekti­
ver gestalten. 

Weiter hilft Druck, die Wunde ruhigzu­
stellen ; die Wundränder bleiben eng 
verbunden, dadurch wird der Heilungs­
prozeß gefördert. 

Zu starker oder falsch ausgeübter Druck 
schadet der Wundheilung. Falscher 
Druck behindert den Blutfluß, der Vor­
aussetzung ist für jeden Wundheilungs­
prozeß, und erhöht noch bei dem be­
reits geschwächten Patienten die Anfäl­
ligkeit. 

Aus diesem Wissen wurde das neue 
Spezial pflaster entwickelt. Es besteht 
in erster Linie aus geschlossenen Poly­
vinylchlorid-Zeilen. Diese Konstruktion 
erlaubt, sich den Körperkonturen anzu­
passen und den Körperbewegungen 
wie eine zweite Haut zu folgen, auch 
an schwierigen Stellen. Die Kombination 
von Schaumstoff und hypo allergene m 
Kleber ermöglicht es, sowohl den nöti­
gen Halt als auch die nötige Drehung 
zu vermitleln . Das Spezialpflaster ist 
selbst elastisch genug, um postoperati­
ven Schwellungen nachzugeben, ohne 
sie abzubinden oder abzuschnüren. 

Der Aufbau des Spezialpflasters ermög­
licht größte Dehnfähigkeit - bis 180 %. 
Die Dehnungsfestigkeit liegt bei 100 g 
pro cm'. Es ist mit einem hypoallerge­
nem Kleber beschichtet, der eine hohe 
Sofortklebewirkung auf der Haut besitzt. 

Trotzdem läßt es sich von der Haut 
wieder schmerzlos entfernen, da Kör­
perhaare vom Kleber nicht aufgenom­
men werden . 
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Baulicher Zivilschutz I 

BZS-Schriftenrelhe Zivilschutz 
Band 12, Raumlufttechnische 
Anlagen fn Schutzräumen 
Von H. Bong I A. Kutsch 
Herausgegeben vom Bundesamt 
für Zivilschutz, Schriftleitung C. Maier 
und H. C. Toelfe 
Mönch Verfag, Bonn 

Dieser Band stellt einen Kommentar 
zum Arbeitsblatt " Ausführung, Prüfung 
und Abnahme von lüftungstechnischen 
Einbauteilen in Schutzräumen" in der 
Fassung Juni 1975 dar. 

Um in Schutzräumen ein erträgliches 
Raumklima zu erhalten, ist es erforder­
lich, eine raumlufttechnische Versorgung 
zu schaffen . Für die Planung solcher 
Anlagen müssen die spezifischen Funk­
tionen bekannt und detaillierte Kennt­
nisse über die Einbauteile vorhanden 
sein. Durch eingehende technische 
Erläuterungen und Hinweise soll den 
Planern , Bauherren und Herstellern 
das notwendige Wissen für Planung, 
Ausführung, Abnahme und Wartung 
vermittelt werden. 

Neben der Behandlung spezifischer 
Anforderungen an die raumlufttechni­
sehen Einbauteile in Schutzräumen 
werden allgemeine technische Erläute­
rungen gegeben. Zum besseren Ver­
ständnis der Materie wurden Bilder 
und Diagramme eingefügt. Zwölf An­
hänge ergänzen den Kommentar. 

Der große Brand und der 
Wiederaufbau von Hamburg 

Von Jut. Faulwasser 
Original-Nachdruck 
des Buches von 1892 
Ernst Kabef-Verlag , Hamburg 

Der unveränderte Nachdruck dieses 
erstmals im Jahre 1892 erschienenen 
Buches soll die Erinnerung an eine 
~er größten Katastrophen wachrufen, 
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die die Hansestadt jemals betroffen 
hat. In der Nacht zum 5. Mai 1892 
brach in einem Haus in der Deichstraße 
ein Feuer aus, welches rasch auf die 
benachbarten Häuser und schließlich 
ganze Straßenzüge übergriff. 

Als die Feuersbrunst nach 79 Stunden 
zum Erlöschen kam, lag der größte 
Teil der Hamburger Altstadt - ein Kom­
plex von 510 Hektar Größe mit rund 
1 200 Gebäuden - in Schutt und Asche. 

Auch die Kirchen St. Petri und St. Niko­
lai, die St.-Gertruden-Kapelle, das Rat­
haus und die alte Börse waren ein Raub 
der Flammen geworden. über 50 Men­
schen fanden den Tod, 70000 flüchte­
ten und 20 000 wurden obdachlos. Da­
mals zählte Hamburg gerade 160000 
Einwohner. 

Der Verfasser, einer der bedeutendsten 
Architekten und Kirchenbaumeister, 
beschreibt peinlich genau den Brandver­
lauf und den Wiederaufbau der Stadt. 
Neben den städtebaulichen und topo­
grafischen Gesichtspunkten werden 
vor allem die sozialen , politischen und 
wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Brandkatastrophe sehr anschaulich 
geschildert. 

Das Buch, welches über das Ver­
sandhaus des Deutschen Feuerwehr-

der Sowjetunion völlig falsch einge­
schätzt. Immerhin haben 171 Generäle 
gegen eine solche Fehleinschätzung 
- sie stammt vom amerikanischen Prä­
sidenten Garter - protestiert. Wie denn 
auch der geschilderte "utopische" Krieg 
von realen Fakten und politischen Fehl­
einschätzungen ausgeht. 

Ohne auf die Einzelheiten des fikliven 
Kriegsverlaufes einzugehen, muß her­
ausgestellt werden, daß die Handlung 
des Buches darauf angelegt ist, die 
Notwendigkeit vernünftiger Verhandlun­
gen herauszustellen. Freitags Krieg 
findet nicht allein in Europa statt. Die 
Unzuverlässigkeit und Labilität der poli­
tischen Lage wird einkalkuliert, die Ge­
fährdung vieler Transportwege aus 
Übersee klar umrissen. 

Genauso umfangreich wie der eigentli­
che Erzählteil des Buches ist sein An­
hang. Er umfaßt Statistiken , politische 
Weltkarten, Waffenaufzählungen, Bilder 
von modernen Waffen und Organisa­
tionsschemen des Warschauer Pakts. 

Der Informations- und Pressestab des 
Bundesministeriums für Verteidigung 
hat dem Verfasser umfangreiches In­
formationsmaterial zur Verfügung ge­
steilt. 

verbandes GmbH, Abteilung Versand- I 
buchhandlung, Postfach 2401 25, =---::-:-:----- --:-c----:---:-
5300 Bonn 2, Bestellnummer 46 999, Empfehlenswerte Hand- und 
bezogen werden kann, um faßt 159 Sachbücher 
Seiten mit 19 Abbildungen und 4 Stadt- .'-'...:....-'--'-"-'''--------­
plänen. 

Der heiße Krieg 

Von Werner Freitag 
Eflenberg Verlag, KÖln 

Im Untertitel wird dies Buch " Eine uto­
pische Vision?" genannt, wobei das 
Fragezeichen für sich spricht. Der Ver­
fasser, der den Zweiten Weltkrieg von 
Anfang bis Ende mitgemacht hat, legt 
Wert auf die Feststellung, Hacketts 
Buch vom Dritten Weltkrieg erst ken­
nengelernt zu haben. als sein Buch 
bereits dem Verleger vorgelegen hat. 
Grundsätzlich unterscheidet sich dieses 
Buch von dem Hacketts durch die Be­
mühungen des Autors, aufzuzeigen, 
wie eine Basis für eine Verständigung 
gefunden werden kann . 

Wie die gegenwärtige Weltlage sich 
abzeichnet. würde nicht die NATO eine 
militärische Auseinandersetzung gewin­
nen , vielmehr würden Europa und Ame­
rika untergehen. Nach Freitags Meinung 
wird nämlich die militärische Stärke 

Töpfer I Lind 
Notstandsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland - 49. Ergänzungsliefe­
rung 
Stand: 1. Mai 1979 
Verlag R. S. Schulz, Percha am 
Starnberger See 

I Sommer/ Müller 
Druckgasse - 24. Ergänzungsliefe­
rung 
Deutscher Fachschriften-Verfag 
Braun GmbH &Co. KG, Wiesbaden 

Der Hauptband enthält nunmehr die 
vom Bundesminister für Arbeit und So­
zialordnung veröffentlichten TRG 303 
Einwegflaschen, TRG 310 Flaschen 
aus Stahl und TRG 330 Fässer aus 
Stahl. 

Im Ergänzungsband 1 sind im Abschnitt 
über die Beförderung gefährlicher Güter 
auf der Straße eine Zusammenstellung 
der Unfallmerkblätler sowie weitere 
Technische Richtlinien Tankcontainer 
(TRTe) aufgenommen worden. 

Ergänzungsband 2 enthält die neuge­
faßten Flüssiggas-Richtlinien für die 
Binnenschiffahrt und die Seeschiffahrt. 



Helmut Freutel 

Das Minimagazin 
In diesem Monat: Knochenbrüche 

Wußten Sie schon , daß . .. 

.. . außer starker äußerer Gewalteinwir­
kung wie Schlag, Stoß, Fall , Schuß 
usw. auch eine langdauernde Knochen­
beanspruchung zu einem Bruch führen 
kann? Im letzteren Fall spricht man 
von einem schleichenden Bruch. Kno­
chenbrüche treten je nach der Gewalt­
einwirkung in verschiedenen Formen 
auf. Man unterscheidet Biegungsbruch, 
Abscherungsbruch, Drehbruch, Kom­
pressionsbruch, Rißbruch, nach der 
Verlaufsrichtung und Form der Bruch­
linie Quer-, Schräg-, Längs- und Spiral­
oder Schraubenbruch. Die Bruchlinie 
kann in ein Gelenk hineinreichen (Ge­
lenkbruch), der Knochen in mehrere 
Teile zersprengt sein (Splitter- oder 
Zertrümmerungsbruch). 
Der einfache Knochenbruch ist "ge­
schlossen" ; der "offene", komplizierte 
Knochenbruch ist nach außen durch 
eine Wunde geöffnet, durch die Infek­
tionsgefahr besteht. 

Wußten Sie schon, daß , . , 
. .. bei jedem Knochenbruch die umge­
benden Weichteile oder auch die be­
nachbarten Organe mehr oder minder 
gequetscht sind? Das rechtzeitige Er­
kennen dieser Nebenverletzungen ent­
scheidet oft über das Leben des Ver­
letzten. Erkennungszeichen des Kno­
chenbruchs sind: Bluterguß, auf einer 
Stelle des Knochens eng begrenzter 
Druckschmerz, Gebrauchsunfähigkeit 
des Gliedes und große Schmerzen 
bei geringster Bewegung, widernatürli­
che Lage des Gliedes, die bei Vergleich 
mit der gesunden Seite leicht festzustel­
len ist, regelwidrige Beweglichkeit an 
der Bruchstelle, reibendes Geräusch. 
Alle Knochenbrüche sind bei ihrer Ent­
stehung sowie danach mit großem 
Schmerz verbunden, insbesondere 
wenn sich infolge unwillkürlicher oder 
versehentlicher Bewegung die Kno­
ehen bruchstücke aneinander reiben. 
Man kann auch davon ausgehen, daß 
je größer der gebrochene Knochen 
ist, desto erheblicher die Schwellung 
durch den Bluterguß im Bruchbereich 
ist. Die allgemeine Gefahr beim Kno­
chenbruch ist der Schock, der selbst 
bei unbedeutenden Frakturen eintreten 
kann. Wird ein Knochen gebrochen, 

der fettes Knochenmark hat, z. B. Ober­
schenkelknochen, Rippen u. a., so kann 
sich Fett aus dem Knochen lösen und 
in die Blutbahn gelangen. Das Fett 
gerät dann in die Lungen- oder Hirnge­
fäße. Es kommt zur Fettembolie. Diese 
ist, sofem nicht sofort ärztliche Hilfe 
zugegen ist, tödlich. 

Wußten Sie schon, daß ... 

. es die Hauptaufgabe der Ersten 
Hilfe ist, für eine Ruhigstellung der 
Bruchstelle zu sorgen? Deshalb sind 
schon bei Verdacht auf einen Knochen­
bruch die Bruchenden ruhigzustellen. 
Handelt es sich um einen offenen Kno­
chenbruch, muß zuerst die Wunde 
keimfrei abgedeckt und durch einen 
Verband verschlossen werden. Erst 
danach wird das Glied ruhiggeste llt. 
Eine Ruhigstellung wird nur erreicht, 
indem die benachbarten Gelenke einbe­
zogen werden . Dazu ist Material zu 
verwenden, das im Notfall greifbar ist. 
So kann man z. B. zur provisorischen 
Ruhigstellung eines Speichenbruchs 
etwa eine Zeitschrift oder Pappe ver­
wenden , die mit zu "Krawatten" gebun­
denen Dreiecktüchern befestigt wird. 
In vielen Fällen sind Dreiecktücher auch 
als große und kleine Armtrageschlingen 
zu verwenden. 

Das zur Schienung bzw. Ruhigstellung 
benutzte Material wird in Länge und 
Form an dem gesunden Körperteil an­
gepaßt. Die Lage des verletzten Gliedes 
soll nicht verändert werden. Die gutge­
pOlsterte " Schiene" muß vorsichtig 
angelegt werden, wobei der verletzte 
Körperteil behutsam angehoben und 
die Bruchstellen mit der Hand unter­
stützt werden. Damit wird verhindert, 
daß die Bruchstellen durchhängen und 
sich verschieben. Auch wird vermieden, 
daß Nerven und Blutgefäße gequetscht 
werden, was unnötig Schmerzen verur­
sachen würde. 

Merke! Eine Ruhigstellung der Verlet­
zung wird nur dann erzielt , wenn beide 
benachbarten Gelenke mitgeschient 
werden. 

Wußten Sie schon , daß . .. 

... dem Verletzten keine schmerzstil­
lenden Mittel verabreicht werden dür-

fen? Bei der Fortbehandlung beim Arzt 
oder im Krankenhaus ist zur Einrichtung 
oder möglichen Operation oft eine Nar­
kose wichtig, die aber nur dem Nüchter­
nen gegeben werden darf. Nicht nüch­
terne Patienten müssen ca. 5 Stunden 
warten , was eine Verlängerung der 
Schmerzen um diese Zeit bedeutet. 
Sind die gebrochenen und verletzten 
Glieder versorgt, so muß der Patient 
schnell und schonend zum Arzt oder 
in ein Krankenhaus transportiert werden . 
Während des Transportes soll der Ver­
letzte dauernd beobachtet und vor 
Wärmeverlust geschützt werden . Gutes 
Zureden hilft dem Patienten . 

Es gibt verschiedene Brüche, die alle 
ihrer besonderen Erste-Hilfe-Maßnah­
men bedürfen. Dazu gehören Finger­
und Mittelhandbrüche, Unterarm- und 
Oberarmschaftbrüche, Gelenkbrüche, 
Zehen- und Miltelfußbrüche, Fersen­
beinbrüche , Unter- und Oberschenkel­
schaftbrüche, Hüftgelenks- und Ober­
schenkelhalsbrüche , Kniescheibenbrü­
che, Knöchelbrüche, Beckenbrüche, 
Schädelbrüche, Wirbelsäulenbrüche, 
Schlüsselbein brüche, Nasenbeinbrüche, 
Rippenbrüche und Unterkieferbrüche. 
Es muß dem Erste-Hilfe-Lehrgang über­
lassen bleiben , aufzuzeigen, was in 
jedem einzelnen Fall zu tun ist. Es sei 
jedoch darauf hingewiesen, daß das 
Dreiecktuch das einfachste behelfsmä­
ßige Verbandmittel ist, das in fast allen 
Fällen Verwendung findet. Zur Ruhig­
stellung können aber auch Kleidungs­
stücke, weiche Decken, ja selbst grö­
ßere Steine und Sandsäcke benutzt 
werden. Aufblasbare Schienen sind 
ein vorzügliches Mittel zur Ruhigstellung 
gebrochener Gliedmaßen; leider sind 
sie nicht überall greifbar. Der Rettungs­
transportwagen , mit dem der Verletzte 
abtransportiert wird , bringt eine Vacu­
ummatratze mit, auf der der Verletzte 
eine ideale Ruhigstellung findet . Sie 
ist besonders geeignet bei Brüchen, 
die anders, z. B. mit aufblas baren 
Schienen, nicht gut zu fixieren sind. 
Oft ist es für den Laien recht schwierig 
zu erkennen, ob überhaupt ein Kno­
chenbruch vorliegt. Deswegen wird 
im Erste-Hilfe-Unterricht gerade den 
Erkennungsmerkmalen breiter Raum 
gewidmet. 
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